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€ Abhandlungen 
Rechtsgeſchichtliche Grundzüge der oͤeutſchen Heeresverfaſſung 


Von Dr. Werner Hülle, Kriegsgerichtsrat bei der 3. Kav.⸗Diviſion, Weimar. 


Das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935, deſſen Ver⸗ 
anlaſſung und Zweck der Führer freimütig vor aller 
Welt dargelegt hat, bringt rechtsgeſchichtlich eine Ent⸗ 
wicklung zum Abſchluß, die wie keine andere Spiegel⸗ 
bild der Kraft und Schwäche unſeres Volkes iſt. Man 
kann nach dem Verlauf des Weltkrieges, deſſen ſieg⸗ 
reiche Beendigung uns oft ſo greifbar nahe war, ohne 
Übertreibung behaupten, daß die Fußangeln des Schick⸗ 
ſals in den Vorbehalten lagen, mit denen das Kaiſer⸗ 
reich wegen feiner demokratiſchen und föderaliſtiſchen 
Belaſtungen die Wehrgeſetzgebung ausgeſtattet hatte. 
Ludendorff iſt aus der ſeheriſchen Erkenntnis eines 
großen Feldherrn nicht müde geworden, ſchon im 
Frieden vor dieſen Halbheiten zu warnen. Erſt der 
Nationalſozialismus mit ſeiner ſoldatiſchen, das ganze 
Staatsweſen durchdringenden Forderung der Autorität 
nach unten und der Verantwortung nach oben ſchuf 
die geiſtigen Vorausſetzungen und verfügte aus ſeinem 
dynamiſchen Wachstum auch über die innere Spann⸗ 
kraft, das Volk in Waffen zum Schutz des Dritten 
Reiches neu erſtehen zu laſſen. 

Das Zweite Reich verfügte zwar über eine 
Kaiſerliche Marine, ſtaatsrechtlich jedoch nicht über ein 
eigenes Heer; denn die Landmacht beſtand nur aus 
den ſelbſtändigen Kontingenten der einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten. Der geſchichtliche Grund lag darin, daß die 
Kriegsmarine allein aus der vom Großen Kurfürſten 
gegründeten preußiſchen Marine hervorgegangen war, 
während alle Bundesſtaaten eigene Landheere bereits 
beſaßen. Die Militärhoheit, d. h. die Staatsgewalt 
unter dem Geſichtspunkt ihrer Zuſtändigkeit für das 
Heerweſen verblieb nach der Reichsverfaſſung vom 
16. April 1871 den Ländern. Die Geſamtheit dieſer 
Rechte bezeichnete man als die Kontingentsherrlichkeit. 
Sie umfaßte nicht nur die Kommandogewalt und 
folglich auch die Militärgerichtsbarkeit einſchließlich 
des Begnadigungsrechtes, ſondern auch das Recht der 
eigenen Militärverwaltung ſowie territoriale Befug⸗ 
niſſe über die Truppen des Staatsgebiets zu polizei⸗ 


lichen Zwecken und gewiſſe landesherrliche Vorrechte 
(3. B. Chefſtellung bei den Regimentern des Landes, 
Inſpektionsrecht). Die Militärpflicht wurde nicht dem 
Kaiſer, ſondern den Landesherren geleiſtet. Es iſt 
intereffant, daß ſich bei den Beratungen zur MSIGD, 
vom 1. Dezember 1898 Bayern der Unterordnung 
unter ein Reichsmilitärgericht zunächſt widerſetzte, 
indem es ſich zutreffend auf die ihm verbliebene Mili⸗ 
tärhoheit berief. Die Schwierigkeiten konnten nur 
durch die Einführung eines bayeriſchen Senates beim 
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ziehungen war die Wehrmacht des Kaiſerreiches ver- 
faſſungsrechtlich zu einem einheitlichen Heer zuſam⸗ 
mengefaßt. Dies zeigte ſich vor allem in der Unter⸗ 
ſtellung unter den Oberbefehl des Kaiſers, von dem 
allerdings im Frieden Bayern nach dem Bündnisver⸗ 
trage vom 23. November 1870 ausgenommen war, und 
dem daraus ſich ergebenden Rechte, die Standorte zu 
beſtimmen und die Mobilmachung anzuordnen. Der 
Kaiſer ernannte die Höchſtkommandierenden der Kon⸗ 
tingente, alle Offiziere, die Truppen mehr als eines 
Kontingentes befehligten, und alle Feſtungskomman⸗ 
danten. Er erließ die Armeebefehle. Sie bedurften als 
Ausfluß der Kommandogewalt im Gegenſatz zu den 
Armeeverordnungen, welche die Vorſchriften für die 
Heeresverwaltung auf reichseigenem Verwaltungs⸗ 
gebiet enthielten, nicht der Gegenzeichnung durch den 
Reichskanzler. Die Koſten des Kriegsweſens wurden 
von allen Bundesſtaaten gemeinſam getragen und vom 
Reiche feſtgeſetzt. 

Wir wollen es den Organiſatoren unſeres Frie⸗ 
densheeres danken, daß das verfaſſungsmäßig ver⸗ 
worrene Verhältnis von Reichs- zur Landeshoheit auf 
militärrechtlichem Gebiete ſich tatſächlich anders aus⸗ 
wirkte; denn in Konventionen hatten die klei⸗ 
neren Staaten ihre militäriſchen Hoheitsrechte auf 
Preußen übertragen, ſo daß die Zahl der ſelbſtändigen 
Kontingente ſich nur auf 4 (Preußen, Bayern, Würt⸗ 
temberg, Sachſen) belief. Die Einheitlichkeit der Auf⸗ 
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ftellung, der Ausbildung und Bewaffnung ſowie die 
Bewältigung der ſtrategiſchen Aufgaben unter dem 
Geſichtspunkt der Verteidigung des gemeinſamen Vater⸗ 
landes ſorgten dafür, daß ein militärtechniſch einheit⸗ 
liches Heer den großen Kampf gegen eine Welt von 
BR aufnehmen und ungeſchlagen durchſtehen 
onnte. 

Die Zeit deutſcher Heeresgeſchichte nach der Re⸗ 
volte von 1918 iſt ſo vielgeſtaltig, daß ſie hier 
nur in großen Zügen aufgezeigt werden kann. Die 
Freikorps, die an den brennenden Grenzen des 
Reiches ſtanden, waren rechtlich Söldnertruppen, die 
neben den bei den Friedensformationen zurückbehaltenen 
Jahrgängen 1898—99 im Rahmen des alten Heeres 
verwandt wurden und dem Oberbefehlshaber Oſt, dem 
Grenzſchutz Oſt und dem Grenzſchutz Weſt unterſtellt 
waren. Die Angeworbenen galten im Sinne der Ver⸗ 
ſorgungsgeſetze als vorübergehend zum aktiven Mili⸗ 
tärdienſt eingezogen. Neben dieſen militäriſchen Ver⸗ 
bänden beſtand die durch Geſetz vom 12. Dezember 
1918 gebildete Freiwillige Volkswehr, der es oblag, 
die öffentliche Ordnung und Sicherheit zu gewährleiſten. 
Sie unterſtand dem Rate der Volksbeauftragten und 
war als Sammelbecken marxiſtiſcher Elemente militä⸗ 
riſch wertlos. Im Januar 1919 erließ dann die 
Reichsregierung den Aufruf „Freiwillige vor“, der zur 
Verteidigung der Oſtgrenze gegen polniſche Inſur⸗ 
genten aufrief. Aus Teilen dieſer Freiwilligenver⸗ 
bände, deren heldenmütige Kämpfe gegen innere und 
äußere Feinde ſpäter noch einmal durch die „Feme⸗ 
mordprozeſſe“ grell beleuchtet wurden, bildete dann 
das Geſetz vom 6. März 1919 die vorläufige 
Reichswehr. Sie ſollte bis zur Schaffung der 
neuen Wehrmacht die Grenzen ſchützen, den Anordnun⸗ 
gen der Reichsregierung Geltung verſchaffen und die 
Ruhe und Ordnung im Innern aufrechterhalten. Die 
Mannſchaften wurden zunächſt auf 6 und bei Bewäh⸗ 
rung auf jeweils 3 weitere Monate verpflichtet. 

Eine neue Rechtsgrundlage erhielt die vorläufige 
Wehrmacht durch die Reichs verfaſſung vom 
14. Auguſt 1919. Schon im Mai 1919 war es 
zwiſchen den bisherigen Kontingentsſtaaten unter Be⸗ 
teiligung Badens zu der ſogenannten Weimarer Ver⸗ 
einbarung gekommen. Sie beſagte, daß das künftige 
Reichswehrgeſetz die vollkommene Einheitlichkeit des 
deutſchen Heerweſens unter Aufhebung aller beſtehen⸗ 
den Verträge und Vorrechte gewährleiſten müſſe. Dem 
entſprach die Reichsverfaſſung, die die Verteidigung 
des Reiches zur Reichsſache erklärte (Art. 79), den 
Oberbefehl über die Wehrmacht in die Hand des 
Reichspräſidenten legte (Art. 47) und die geſamte 
Wehrgeſetzgebung ausſchließlich dem Reiche vorbehielt 
(Art. 6). Damit war auch das Heer zu einer urſprüng⸗ 
lichen Einrichtung des Reiches geworden. Die Kriegs⸗ 
miniſterien der früheren Kontingentsſtaaten ſanken zu 
Reichs wehrbefehlsſtellen herab und verſchwanden, als 
am 1. Oktober 4919 des Reichs wehrminiſte⸗ 
rium als oberſte Kommando⸗ und Verwaltungsbe⸗ 
hörde der Wehrmacht errichtet wurde. 

Das Wehrgeſetz vom 23. März 1921, das die 
nähere Regelung brachte, bezeichnete als ſein Ziel, dem 
deutſchen Volke die zu ſeinem Schutze im Inneren und 
an der Grenze nötige Wehrmacht zu geben und gleich⸗ 
zeitig dem Soldaten eine ſichere Lebensgrundlage zu 
bieten, auf der er feine Aufgaben erfüllen und die all- 
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gemeine Achtung genießen könne. Das Geſetz erfuhr 
bereits am 18. Juni 1921 auf Grund des Londoner 
Ultimatums vom Mai 1921 Anderungen, weil die 
Interalliierte Militärkommiſſion ſeine Faſſung in 
einigen Punkten beanſtandete. Wenn das Geſetz ſein 
Ziel nur unvollkommen erreichen konnte, ſo lag das 
an drei Umſtänden, die ſeinen Gehalt entſcheidend be⸗ 
einflußten. Einmal ſetzte das Verſailler Diktat 
im Teil V Art. 159 ff. die allgemeine Wehrpflicht, an 
der noch Art. 133 RV. feſtgehalten hatte, außer Kraft. 
Es legte ferner die Höchſtſtärken und die Gliederungen des 
Heeres feſt. Die Zahl der Soldaten und Militärbeam⸗ 
ten begrenzte es auf 100 000. In dieſe Zahl waren 
4000 Offiziere und im Offizierrang ſtehende Militär⸗ 
beamte eingeſchloſſen. In den Verhandlungen von Spa 
räumte man uns weitere 300 Sanitäts- und 200 Vete⸗ 
rinäroffiziere ein. Zum anderen war das Geſetz mit 
weſensfremden föderaliſtiſchen Erinnerungen 
und Hoffnungen belaſtet, die ſich unter dem Begriff der 
Berückſichtigung landsmannſchaftlicher Eigenarten ver⸗ 
bargen. Schließlich glaubte der Ausſchuß der Natio- 
nalverſammlung die Geſetzesvorlage des Reichswehr— 
miniſteriums mit den geiſtigen Segnungen der Re⸗ 
volte nicht verſchonen zu dürfen. Es ſei nur kurz 
hingewieſen auf die Einführung der Vertrauens⸗ 
männer bei allen Kommandobehörden und Truppen⸗ 
einheiten, der Heereskammer als beratende und begut⸗ 
achtende Körperſchaft beim Reichswehrminiſterium, das 
Recht der Soldaten, nach ihrer Wahl Zeitungen zu 
halten („Vorwärts“ uſw.) und ſich ohne beſondere Ge⸗ 
nehmigung ihrer Vorgeſetzten zu verſammeln und zu 
vereinen. Dieſe innenpolitiſchen Akzente wurden 
bald nach der Machtübernahme des Füh⸗ 
rers durch das Geſetz vom 20. Juli 1933 beſeitigt. 
Die letzten mit unſerer Sicherheit nicht mehr verein⸗ 
barlichen Einſchränkungen fielen durch das Geſetz vom 
16. März 1935 mit der Wiedereinführung der allge⸗ 
meinen Wehrpflicht. 

Blickt man zurück auf die 14 Jahre, die das Geſetz 
gegolten hat, ſo läßt ſich feſtſtellen, daß der deutſche 
Wehrgedanke als der natürliche Ausdruck der 
freiheitlichen Entwicklung unſeres Volkes ſtärker war 
als die Belaſtungen, die ihm ſeine Gegner auferlegten. 
Die Reichswehr iſt auch in dieſer Übergangszeit ſtets 
ein vorzügliches Inſtrument in der Hand ihrer militä⸗ 
riſchen Führer und ein unbeſtechlicher Muntwalt einer 
großen Überlieferung geweſen. Daß ſie ſich auch im 
Auslande größter Achtung erfreute, haben die Ver⸗ 
handlungen der Abrüſtungskonferenz wiederholt er⸗ 
wieſen. Es gilt immer noch Napoleons Wort, daß der 
Geiſt den Degen beſiegen werde. Der neue und doch 
ewig alte Geiſt, der noch immer aus deutſcher Not 
gewachſen iſt und in der Perſon des Führers von 
neuem ſeine geſchichtliche Geſtaltung erfahren hat, iſt 
auch die weltanſchauliche Grundlage des Wehrge⸗ 
ſetzes vom 21. Mai 1935. „Es ftellt die Pflicht, 
dem Volksganzen zu dienen und in ihm aufzugehen, 
vor das Recht, als Einzelperſon in unſerem Volke an⸗ 
erkannt und geſchätzt zu werden. Es ſtellt aber auch 
das Recht jedes ehrwürdigen und wehrfähigen Mannes 
feſt, ſeinem Volk mit der Waffe zu dienen.“ Mit 
dieſen treffenden Worten hat der Chef des Wehr⸗ 
machtsamtes dem Geſetz ſeine Stellung in der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Gedankenwelt zugewieſen. Und 
wenn der Reichskriegsminiſter wenige Tage nach jener 
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denkwürdigen Reichstagsſitzung am Grabe von 
Scharnhorſt einen Kranz niederlegte, ſo war das 
ein Bekenntnis deſſen, daß Deutſchland durch den 
Führer den geiſtigen Anſchluß an jene Ideen zurück⸗ 
gefunden hat, die der große Sohn Preußens in einer 
Zeit äußeren Verfalls, aber innerer Beſinnung dem 
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deutſchen Menſchen ſchenkte. „Ohne Vermeſſenheit, 
aber ganz ſchweigende Kraft, ganz ernſthaft verhalten 
und ohne Rauſch der Hoffnung, ſo muß eine Nation 
ſich Zoll für Zoll in den Knien aufrichten.“ Dieſe 
Mahnung des Freiherrn vom Stein ſei Richt⸗ 
weiſer der Zukunft. 


Die Durchführungsvorſchriften zur Veroroͤnung über die Laufbahn 
für das Amt des Richters und des Staatsanwalts 


(Die AV. vom 28. u. 29. Juni 1935 DI. S. 948 find erſt nach Drucklegung erſchienen.) 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Seidel, Berlin-Steglitz. 


Unter dem 26. Juni ſind die mit Spannung erwar⸗ 
teten Durchführungsvorſchriften zur Laufbahnverord⸗ 
nung vom 29. März 1935 erſchienen ). Sie löſen die 
unter den im Dienſt befindlichen Gerichtsaſſeſſoren be⸗ 
ſtehende bange Erwartung allerdings noch nicht voll⸗ 
ſtändig. Unklar bleibt, wie hoch die Zahl der als An⸗ 
wärter zu übernehmenden Gerichtsaſſeſſoren ſein wird. 
Unentſchieden bleibt einſtweilen auch noch, bis zu wel⸗ 
chem Zeitpunkt dieſe im Dienſt befindlichen Gerichts⸗ 
aſſeſſoren wiſſen werden, ob ſie übernommen werden 


oder nicht. 5 


Die Durchführungsvorſchriften regeln zunächſt Außer⸗ 
lichkeiten des Antrags auf Übernahme in den Probe⸗ 
dienſt. Dieſer Antrag iſt ſpäteſtens drei Monate nach 
dem Beſtehen der großen Staatsprüfung bei dem Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten einzureichen, deſſen Bezirk der 
Antragſteller zuletzt angehört hat). Friſtüberſchreitun⸗ 
gen ſchaden nur dann nicht, wenn triftige Gründe für 
die Verzögerung glaubhaft gemacht werden können. 
Als triftiger Grund gilt es nicht, wenn der Antrag⸗ 
ſteller zunächſt eine Anſtellung außerhalb der Juſtiz⸗ 
verwaltung angenommen oder ſich darum beworben 
hatte). Dieſe Beſtimmung iſt durchaus zu begrüßen, 
denn die Juſtiz ſoll kein Lückenbüßer ſein; man ſoll 
ſich um eine Stelle in ihr nicht erſt dann bewerben, 
wenn andere Möglichkeiten nicht oder nicht mehr 
beſtehen. 

In dem Antrag find Verwandtſchafts⸗ und Schwäger⸗ 
ſchaftsverhältniſſe mit einem Richter, Staatsanwalt, 
Rechtsanwalt oder Notar im Sinne des $ 383 Abſ. 1 
Ziff. 3 3PO. anzugeben‘). Das entſpricht im weſent⸗ 
lichen der bisherigen Vorſchrift für die Geſuche um 
Berückſichtigung bei der Beſetzung einer Planſtelle. Be⸗ 
ſonders wichtig und neu iſt, daß der Antragſteller am 
Schluß des Antrages die ſchriftliche Erklärung abzu⸗ 
geben hat, daß er ſich für den Fall der Übernahme ver⸗ 
pflichte, fünf Jahre im Reichsjuſtizdienſt zu verbleiben“). 
Auch dieſe Beſtimmung iſt zu begrüßen. Zwar bringt 
ſie eine bisher unbekannte Bindung. Aber ſie trägt doch 
in hohem Maße dazu bei, daß die Unſitte des Hinüber⸗ 
und Herüberwechſelns aus der Juſtiz und in ſie hinein 
aufhört. Wer Richter oder Staatsanwalt werden will, 
fol das aus Neigung tun und in der Abſicht, es auch 
zu bleiben. Dieſe Bindung iſt auch deshalb nötig, um 
künftig eine Planmäßigkeit in der zahlenmäßigen Ge⸗ 
ſtaltung des Nachwuchſes möglich zu machen. Sie ſtellt 
zugleich eine gewiſſe finanzielle Sicherung der Juſtiz⸗ 

ele 
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4) §2 Abſ. 1 und 2 Durchf. . 
3 § 2 Abſ. 3 Durch Borsche. chr 


verwaltung dar. Selbſtverſtändlich dürfte ſein, daß in 
ganz beſonders gelagerten Fällen mit einem Entgegen⸗ 
kommen der Juſtizverwaltung zu rechnen iſt und dann 
auch ein früheres Ausſcheiden bewilligt werden wird. 

Dem Antrag ſind zwei Lichtbilder und — nach einem 
Fragebogen — eine Erklärung über Abſtammung 
— gegebenenfalls auch der Ehefrau —, Perſonenſtand, 
politiſche Haltung und Militärverhältniſſe beizufügen. 
Vorzulegen ſind ferner urkundliche Nachweiſe für die 
Angaben über Abſtammung und Perſonenſtand, über 
die Mitgliedſchaft bei der Partei und 
ihren Gliederungen und angeſchloſſe⸗ 
nen Verbänden, über Kriegsdienſt und Dienſt bei 
der Wehrmacht und ein ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf. 
Soweit urkundliche Nachweiſe ſchon gegenüber der 
Juſtizverwaltung geführt worden ſind, genügt ein Hin⸗ 
weis hierauf; ſind die Nachweiſe bereits gegenüber einer 
Reichs⸗ oder Staatsbehörde außerhalb der Juſtizverwal⸗ 
tung geführt worden, ſo genügt eine Beſcheinigung 
dieſer Behörde“). 

Der Antrag iſt vom Oberlandesgerichtspräſidenten 
nach einer zunächſt rein techniſchen Sichtung unverzüg⸗ 
lich mit einem Bericht nach Muſter an den Reichs⸗ 
miniſter der Juſtiz weiterzuleiten. Dieſem Bericht ſind 
die Niederſchriften über den Prüfungshergang und das 
Lagerleben beizufügen. In dem Bericht hat ſich der 
Oberlandesgerichtspräſident über Befähigung, dienſt⸗ 
liche Leiſtungen, Führung, Charakter und poli⸗ 
tiſche Haltung des Aſſeſſors zu äußern; dabei ſind 
die Ergebniſſe der Ausbildung in den einzelnen Aus⸗ 
bildungsabſchnitten des Vorbereitungsdienſtes mitzu⸗ 
teilen und alle aus den Perſonalakten erſichtlichen, für 
die Beurteilung des Aſſeſſors erheblichen Vorkommniſſe 
zu erörtern; die Perſonalakten ſelbſt ſollen nur bei⸗ 
gefügt werden, falls ſie für die Beurteilung des 
Aſſeſſors beſonders aufſchlußreich find’). 

Gegen dieſe rein techniſche Behandlung des Antrages 
auf Übernahme in den Probedienſt können Einwendun⸗ 
gen nicht erhoben werden. Sachlich bleibt aber wieder 
die große Frage, nach welchen Geſichtspunkten die Aus⸗ 
leſe ſelbſt vorgenommen werden ſoll. Schon zu $ 2 der 
Laufbahnverordnung iſt bemängelt worden, daß er die 
im Vorbereitungsdienſt und in den Prüfungen gezeig⸗ 
ten Leiſtungen in den Vordergrund ſchiebt, die Perſön⸗ 
lichkeit erſt an zweiter Stelle erwähnt und daß beſon⸗ 
dere Erkenntnismittel und -methoden für den Wert der 
Perſönlichkeit nicht benannt werden“). Daraus muß 
zunächſt folgen, daß die rein aktenmäßige 
Qualifikation auch weiterhin im Vor⸗ 
dergrund ſtehen würde. Die Hoffnung, daß hier 
die Durchführungsvorſchriften eine Anderung bringen 

*) Vgl. Fußnote 2 der Schriftleitung DNI. S. 182. 
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würden, hat ſich leider nicht erfüllt. Es ift zwar zu⸗ 
zugeben, daß einige Einzelheiten, die für die Bewer⸗ 
tung der Geſamtperſönlichkeit von Bedeutung ſind, in 
dem an das Miniſterium gehenden Bericht zum Aus⸗ 
druck kommen. Aber Angaben über die gegenwärtige 
Tätigkeit in der Partei und ihren Gliederungen und 
angeſchloſſenen Verbänden, Kriegsdienſt und Dienſt bei 
der Wehrmacht u. dgl. reichen nur aus, wenn ſie Um⸗ 
fang, Wert und Bedeutung der Tätigkeit des Aſſeſſors 
auf dieſen Gebieten auch würdigen. Wieder wird hier 
erkennbar, daß die Methoden der Auswahl 
und Qualifikation noch immer nicht 
ausreifendundſcharfgenug auf die neuen 
Aufgaben des Rechtswahrers und die ſich 
daraus ergebenden veränderten Anſchauungen über die 
beſſere Leiſtung umgeſtellt worden ſind. Solange die rein 
aktenmäßige Qualifikation, die ſich im weſentlichen auf 
Prüfungs⸗ und ſonſtige Leiſtungserzeugniſſe ſtützt, bei 
der Ausleſe ſo ſtark im Vordergrund ſteht, wird es nicht 
vermieden werden können, daß ein zwar hochgelehrter 
aber für die Praxis weniger brauchbarer Aſſeſſor in die 
Laufbahn hineinkommt, ein guter Praktiker aber, der 
nur kein Examensmenſch iſt, von ihr ausgeſchloſſen 
bleibt. — Es bleibt zu hoffen, daß miniſterielle An⸗ 
weiſungen über die Qualifikationspraxis im Laufe der 
Zeit hier noch Wandel ſchaffen. Eine grundſätzliche Be⸗ 
trachtung der vorliegenden Regelung darf aber an 
dieſem Mangel nicht vorbeigehen. 


II. 


Der Probedienſt ſteht unter der Leitung des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten, deſſen Bezirk der Aſſeſſor 
überwieſen wird; während der Tätigkeit bei der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſteht die Leitung dem Generalſtaatsanwalt 
zu'). Erfreulicherweiſe iſt der Probedienſt planmäßig 
und zwar ſo geregelt, daß der Aſſeſſor drei Monate bei 
der Staatsanwaltſchaft, vier Monate bei einem Land⸗ 
gericht und fünf Monate bei einem Amtsgericht be⸗ 
ſchäftigt wird. Weitere Einzelheiten über die Beſchäfti⸗ 
gung ſind nicht vorgeſchrieben. Am Schluß eines jeden 
Abſchnitts hat ſich der mit der Beaufſichtigung des 
Aſſeſſors befaßte Beamte über die Eignung des Aſſeſſors 
zum Richter und Staatsanwalt zu äußern und dabei 
beſonders ſeine wiſſenſchaftliche und praktiſche Befähi⸗ 
gung, ſeine Leiſtungen, ſeinen Charakter und ſeine poli⸗ 
tiſche Haltung zu würdigen“). Als Vorauswahl wird 
das genügen. In der Praxis darf aber nicht überſehen 
werden, daß ſich jeder Menſch nur zu leicht auf die ihm 
bekannte ſtändige und eingehende Überwachung einſtellt 
und ſeinem Weſen dabei einen gewiſſen Zwang auf⸗ 
erlegt, ſo daß die richtige Bewertung nach wie vor eine 
Kunſt bleibt. 

Der Einberufung zum Probedienſt muß unverzüglich 
Folge geleiſtet werden. Geſchieht das nicht, ſo wird die 
Übernahme alsbald widerrufen“). Der zum Probe⸗ 
dienſt einberufene Aſſeſſor, der die Amtsbezeichnung 
„Aſſeſſor“ führt“), wird unmittelbarer Reichsbeamter. 
Vom Tag des Dienſtantritts an erhält er für die Dauer 
des Probedienſtes laufend Bezüge“) in Höhe der Diäten 


6) 85 DurchfVorſchr. 
e) § 6 DurchfVorſchr. 


erg für den höheren Juſtizdienſt künftig dauernd beſoldet 
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der Aſſeſſoren im Reichsdienſt“). Diefe Beſtimmung 
bringt eine erfreuliche Verbeſſerung in der Beſoldung 
des Nachwuchſes. Die Grundgehaltsſätze der Anwärter 
für die Normalgruppe der höheren Beamten find be⸗ 
kanntlich — ähnlich wie die der Normalgruppe ſelbſt — 
im Reich höher als z. B. in Preußen. Die drei Grund⸗ 
gehaltsſtufen der Anwärterſkala und die Anfangsſtufe 
der Normalgruppe — die das Höchſtgrundgehalt der 
Aſſeſſoren darſtellt — betragen in Preußen 3000, 3600, 
4100 und 4400 RM., im Reich dagegen 3400, 3950, 
4400 und 4800 RM. Praktiſch bedeutet das, daß der 
Aſſeſſor künftig in den erſten beiden Jahren nicht mehr 
wie bisher in Preußen etwa 225 bis 230 RM. ber 
kommt, fondern rund 250 RM.“). Dieſe Bezüge nach 
Reichsſätzen bekommt unter Anrechnung des Probe- 
dienſtjahres auf das Beſoldungsdienſtalter auch der 
Gerichtsaſſeſſor nach feiner Übernahme als Anwärter“). 

Erſt drei Wochen vor Abſchluß des Probedienſtjahres 
hat der Oberlandesgerichtspräſident im Benehmen mit 
dem Generalſtaatsanwalt darüber zu berichten, ob der 
Aſſeſſor feine Eignung bewieſen hat oder ob — gege⸗ 
benenfalls — eine beantragte Verlängerung des Probe⸗ 
dienſtes“) angebracht erſcheint“). Es ſteht alſo zu er⸗ 
warten, daß die Entſcheidung auf dieſe Berichte im 
Miniſterium ſehr ſchnell vorgenommen werden wird, 
ſo daß keine Wartezeiten entſtehen. 


III. 


Mit der Übernahme wird der Aſſeſſor Anwärter im 
Sinne des $ 4 der Laufbahnverordnung und außer⸗ 
planmäßiger unmittelbarer Reichsbeamter“) mit der 
Amtsbezeichnung „Gerichtsaſſeſſor“ ). Er wird in der 
Regel in einem Oberlandesgerichtsbezirk außerhalb 
ſeines Heimatbezirks beſchäftigt werden, ſoweit dies 
mit den Belangen einer volksnahen Rechtspflege ver⸗ 
einbar iſt'“). Selbſtverſtändlich iſt es dringend zu 
wünſchen, daß der künftige Richter und Staatsanwalt 
auch außerhalb ſeines Heimatbezirks Land und Leute 
kennenlernt. Dieſe Kenntnis kann er ſich mit vollem Er⸗ 
folg erſt nach Erreichung eines reiferen Lebensalters, 
jedenfalls dann regelmäßig beſſer als in der Vorberei⸗ 
tungszeit, verſchaffen. 

Das „Wanderjahr“ kann ihn auch nicht an der Grün⸗ 
dung einer Familie hindern, ſo daß auch vom bevölke⸗ 
ee Standpunkte aus Bedenken nicht be⸗ 

ehen. 

Über die Art, in der die Anwärter beſchäftigt werden 
ſollen, find Vorſchriften nicht gegeben. Das iſt nach der 
Erfahrung mit den Hilfsrichtern in Preußen nicht un⸗ 
bedenklich. Es beſteht die Gefahr, daß dieſe Anwärter 
zu ſehr entſprechend den Bedürfniſſen der Rechtspflege 
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und zu ſehr als die jüngeren Richter und Staats⸗ 
anwälte beſchäftigt werden und zu wenig mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre weitere Ausbildung. Gewiſſe Richtlinien, 
in denen ſowohl das geſchäftsplanmäßige Intereſſe der 
Juſtizverwaltung, wie auch der Ausbildungszweck zu 
ihrem Recht kommen könnten, die ſchon früher von den 
Gerichtsaſſeſſoren gefordert worden find, wären zu 
begrüßen. 55 


Gegenwärtig werden die Überleitungsbeſtimmungen 
im Vordergrund des Intereſſes ſtehen. Allein in Preu⸗ 
ßen harren ja noch immer rund 5500 Gerichtsaſſeſſoren 
auf die Entſcheidung über ihr weiteres Schickſal. 

§ 12 der DurchfVorſchr. räumtendlich mitder 
unentgeltlichen Beſchäftigung der Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren auf, die alles andere als ein Ruhmes⸗ 
blatt der preußiſchen Juſtiz war. Die jetzt getroffene 
Übergangsregelung genügt aber nicht. Es iſt nicht er⸗ 
ſichtlich, warum nicht eindeutig beſtimmt worden iſt, daß 
dieſe unentgeltliche Beſchäftigung der Gerichtsaſſeſſoren 
ſofort aufzuhören habe. Es mag ſchon richtig ſein, 
daß die beſtehenden Urlaubspläne und Krankheits⸗ 
vertretungen nicht durchgeführt werden könnten, 
wenn die unbeſoldeten Gerichtsaſſeſſoren plötzlich 
nicht mehr zur Verfügung ſtänden. Aber wenn 
ihre Arbeitskraft unentbehrlich iſt, dann müſſen 
eben entſprechende Beſchäftigungsaufträge erteilt 
werden. Eine ſehr unglückliche Löſung iſt es auch, 
daß bis zum Aufhören jeder unentgeltlichen Beſchäfti⸗ 
gung am 31. März 1936 die Pflicht zu unentgelt⸗ 
licher Dienſtleiſtung zwar beſeitigt worden, die Mög⸗ 
lichkeit, ſich „freiwillig“ zur Verfügung zu ſtellen, aber 

geblieben iſt. Das muß zur Folge haben, daß nicht nur 
diejenigen, die ehrlich etwas lernen wollen, ſondern 
auch diejenigen, die ſich lieb Kind machen wollen mit 
größter Freude ſich zur Verfügung ſtellen; gerade die 
aufrechten Kerls aber werden vielfach nicht daran den⸗ 
ken, unentgeltlich zu arbeiten. Und die Bürokratie wird 
vielleicht nicht immer ſofort erkennen können, wo die 
wirklichen Perſönlichkeiten ſtehen und aus welcher Ein⸗ 
ſtellung heraus der einzelne ſich bereitwillig zur Ver⸗ 
fügung ſtellt. In dieſer Hinſicht ſollten die Erfahrun⸗ 
gen der Vergangenheit abſchrecken! — Aber das alles 
find nur Schmerzen der Übergangszeit. Die künfti⸗ 
gen Generationen der Richter und 
Staatsanwälte werden dieſe entſetz⸗ 
liche Zeit der unentgeltlichen Beſchäf⸗ 
tigung mitallihren verderblichen Ein⸗ 
flüſſen nicht mehr kennenlernen. 

Wer vor dem 1. April 1935 die große Staatsprüfung 
beſtanden hat“) — alſo noch Gerichtsaſſeſſor alten Stils 
iſt —, ſoll Gelegenheit erhalten, feine Eignung zu ers 
weiſen, ſoweit das noch erforderlich iſt. Dieſe Gelegen⸗ 
heit ſoll außerhalb des Probedienſtes und in entgelt⸗ 
licher Beſchäftigung gegeben werden. Dazu werden die 
in Betracht kommenden Gerichtsaſſeſſoren im Rahmen 
des Kräftebedarfs der Juſtizverwaltung und nach Maß⸗ 
gabe des in dem betreffenden Landesbezirk bisher ge⸗ 
übten Verfahrens zur Erprobung herangezogen. Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren, die gegenwärtig außerhalb der Juſtizver⸗ 
waltung Beſchäftigung gefunden haben — das ſind zur 
Zeit in Preußen mindeſtens 2000, wahrſcheinlich aber 
etwa 2500 —, können auch noch ihre Eignung für den 


>) Es kommt alſo nur auf den Tag des Examens, nicht auf 
den der Ernennung an. 
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höheren Juſtizdienſt nachweiſen; ſie müſſen jedoch bis 
zum 1. Oktober 1935 dem Oberlandesgerichtspräſiden⸗ 
ten ihres Heimatbezirks anzeigen, daß ſie ſich zur Er⸗ 
probung zur Verfügung ſtellen, ſobald ſich für ſie 
eine — entgeltliche! — Beſchäftigungsmöglichkeit im 
Juſtizdienſt bietet. Dieſer Zwang wird für die in Be⸗ 
tracht kommenden Gerichtsaſſeſſoren einige Schwierig⸗ 
keiten bringen, denn ſie müſſen nach dem 1. Oktober 
1935 täglich zum Eintritt in den Juſtizdienſt bereit 
ſein. Das wird vielleicht mit eingegangenen Ver⸗ 
trägen kollidieren. Aber einmal wird der Bedarf der 
Juſtizverwaltung im Winter — wie die Erfahrung 
zeigt — weniger ſtark ſein, zum andern aber wird in 
beſonders gelagerten Fällen auch mit einem vorüber⸗ 
gehenden Entgegenkommen der Juſtizverwaltung zu 
rechnen ſein. Eine andere, Regelung iſt aber ſchlechter⸗ 
dings nicht denkbar. 

Die Faſſung dieſes für die Übergangszeit entſcheiden⸗ 
den $ 13 Abſ. 1 der DurchfVorſchr. iſt wohl nicht beſon⸗ 
ders klar und glücklich. Die Regelung bedeutet: Die Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren, die vor dem 1. April 1935 die große 
Staatsprüfung beſtanden haben, werden unverändert 
weiter beſchäftigt. Eine Anderung tritt nur inſofern 
ein, als ſie bei Beendigung ihres entgeltlichen Beſchäf⸗ 
tigungsauftrages zu unentgeltlicher Tätigkeit nicht mehr 
verpflichtet ſind, ſich aber bis zum 31. März 1936 frei⸗ 
willig dazu zur Verfügung ſtellen können. In den for⸗ 
mellen Probedienſt werden ſie nicht mehr übernommen. 
Ihre Eignung für den höheren Juſtizdienſt wird im 
Verlauf ihrer entgeltlichen Beſchäftigung feſtgeſtellt 
werden. Nach außen wird das nicht beſonders erkenn⸗ 
bar werden, ihre dienſtliche Stellung bleibt unverändert. 

Sie behalten ihre Anwartſchaft auf eine Planſtelle, 
können ſich auch nach wie vor um eine ſolche bewerben. 
Sicher iſt, daß die frei werdenden Stellen mindeſtens 
noch für einige Jahre ſo gut wie ausſchließlich aus 
ihren Reihen beſetzt werden, weil der neue Nachwuchs 
ſeine Eignung erſt nachweiſen muß. Die bisherigen 
Beſetzungsmethoden werden ſich dabei wenig oder nicht 
ändern. Aber die vorhandenen Gerichtsaſſeſſoren müſſen 
ausdrücklich ihre Übernahme als Anwärter beantragen. 
Das ergibt ſich aus $ 14 der DurchfVorſchr. Für dieſen 
Antrag iſt eine beſtimmte Friſt bisher nicht vorge⸗ 
ſchrieben. Die Friſt von drei Monaten aus $ 1 der 
DurchfVorſchr. gilt hier nicht. In angemeſſenen Ab⸗ 
ſtänden wird aber der Reichsjuſtizminiſter bekanntgeben, 
welche Jahrgänge von Gerichtsaſſeſſoren bis zu einem 
jeweils zu beſtimmenden Zeitpunkt aus dem Juſtiz⸗ 
dienſt ausſcheiden, wenn ſie bis dahin weder als An⸗ 
wärter übernommen noch im Juſtizdienſt planmäßig 
angeſtellt find, Gleichzeitig damit wird der Reichs juſtiz⸗ 
miniſter den Zeitpunkt beſtimmen, bis zu dem Ange⸗ 
hörige dieſer Jahrgänge den Antrag auf Übernahme 
als Anwärter einreichen können“). 

Dieſe Regelung iſt einfach und klar. Sie beſeitigt 
allerdings die allenthalben beim Nachwuchs beſtehende 
Kanye Inyensähreti Aver Ber Biktunffr aby Aichhr. Aver 
eine ſofortige Entſcheidung über alle vorhandenen Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren — allein in Preußen ſind es, wie ge⸗ 
ſagt, noch rund 5500! — iſt ſchon rein techniſch nicht 
möglich. Jahrgangweiſe, bei den älteſten angefangen, 
wird alſo über die gegenwärtig vorhandenen Gerichts⸗ 
aſſeſſoren entſchieden werden. Es bleibt nur übrig, er⸗ 


22) § 14 Abſ. 1 DurchfVorſchr. 
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neut den dringenden Wunſch vorzutragen, daß Diefe 
ſachlich und menſchlich nicht leichte Ar⸗ 
beit möglichſt ſchnell erledigt werden 
möchte, damit die lähmende Unſicherheit von den 
jungen Menſchen genommen wird. Jedenfalls 
beſteht nach dem beabſichtigten Verfahren aber wohl 
kaum die vom Nachwuchs vielfach geſehene Ge⸗ 
fahr, daß ein erheblicher Teil der vorhandenen Ge⸗ 
richtsaſſeſſoren weiter und weiter in Ungewißheit und 
Hoffnung bleiben würde, um erſt mit dem 31. März 
1939 ſchließlich doch noch automatiſch auszuſcheiden. 
Über die Jahrgänge bis etwa einſchließlich 1927, die 
wenigſtens für preußiſche Verhältniſſe als überaltert 
angeſehen werden müſſen, ſollte in verhältnismäßig 
kurzer Friſt entſchieden werden können, vielleicht bis 
längſtens Ende 1935. In längſtens etwa zwei Jahren 
müßte das ganze Nachwuchsproblem alten Stils für 
den Bereich der Juſtizverwaltung bereinigt ſein. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auf den Antrag der im 
Dienſt befindlichen Gerichtsaſſeſſoren auf Übernahme 
als Anwärter die allgemeinen Vorſchriften über dieſen 
Antrag anzuwenden ſind. Mit beſonderem Nachdruck 
aber ſei auf die Vorſchrift des $ 14 Abſ. 3 der Durchf. 
Vorſchr. hingewieſen. Dort iſt beſtimmt, daß über alle 
Anträge der im Dienſt befindlichen Gerichtsaſſeſſoren 
auf Übernahme als Anwärter erſt entſchieden werden 
wird, wenn die Friſt für ſolche Anträge abgelaufen iſt. 
Es wäre alſo zwecklos, wenn jetzt oder ſpäter ein ge⸗ 
waltiges Rennen um den erſten Antrag einſetzen würde. 
Nicht auf die Zeit des Antragseingangs oder auf ſeine 
laufende Nummer kommt es für die ſachliche Entſchei⸗ 
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dung an, ſondern lediglich auf die Eignung ſelbſt. Das 
muß geſagt werden, weil an manchen Orten ſchon nach 
dem Erſcheinen der Laufbahnverordnung ein Wettlauf 
zu den Perſonalreferenten eingeſetzt hat (bei dem 
übrigens ganz vorn die Untüchtigſten lagen und an dem 
ſich die Könner ſo gut wie nicht beteiligt haben!). 

V. 

Im Ergebnis ſtellen alſo auch dieſe Durchführungs⸗ 
vorſchriften einen erfreulichen Beitrag zur endgültigen 
Liquidation des Nachwuchsproblems in ſeiner rein 
zahlenmäßigen Geſtaltung für den Bereich der Juſtiz⸗ 
verwaltung dar. Es bleiben hier nur die Fragen 
der Ausbildung, der Beſchäftigung, 
der Ausleſe uſw. Offen bleibt auch noch 
die Zahl der in den Probedienſt oder 
als Anwärter zu übernehmenden Aſſeſ⸗ 
foren 

Offen bleibt, darauf muß immer wieder hingewieſen 
werden, die jetzt allerdings nicht mehr ausſchließlich 
bei der Juſtizverwaltung liegende Frage, was aus den⸗ 
jenigen Volljuriſten werden ſoll, die nicht in den Höheren 
Juſtizdienſt übernommen werden können. An der 
Löſung dieſer für die Zukunft des Rechtswahrerſtandes 
ſo unendlich wichtigen Frage werden alle diejenigen 
beſonders mitarbeiten müffen, die bisher mit Fragen 
des Nachwuchſes befaßt worden ſind, und insbeſondere 
die Juſtizverwaltung wird hier ihre Erfahrungen zur 
Verfügung ſtellen müſſen. Denn über dieſe Frage wird 
noch viel zu reden, zu ſchreiben und — vor allem! — 
zu handeln ſein. 


Das Verfahren über Eheſtreitigkeiten in Gſterreich und in der Tſchechoſlowakei 


Von Dr. Ernſt Swoboda, o. b. Profeſſor an der Deutſchen Univerſität in Prag 


I. Die Entwicklung in Sſterreich 


Das Eherecht des deutſchen BGB. iſt eines der am 
meiſten reformbedürftigen Gebiete des Bürgerlichen 
Rechts. Deshalb dürfte es auch für die reichsdeutſchen 
Juriſten von Intereſſe ſein, wie ſich die Rechtsentwick⸗ 
lung in dieſen Fragen im Raume des alten Oſterreich 
ſeit dem Ende des Weltkrieges geſtaltete. Es liegt mir 
fern, eine ins einzelne gehende Darſtellung zu geben. 
Nur ein kurzer Überblick ſoll geboten werden, der die in 
Oſterreich und in der Tſchechoſlowakei für das Ver⸗ 
fahren in Eheſtreitigkeiten maßgebenden Grundſätze er⸗ 
kennen läßt. 

Beſondere Schwierigkeiten entſtehen für das beider⸗ 
feitige Verſtändnis der Rechtslage in den Nachbar⸗ 
ſtaaten durch die verſchiedene Terminologie. Die Löſung 
der Ehe dem Bande nach, die in Deutſchland als Schei⸗ 
dung oder Auflöſung der Ehe bezeichnet wird, heißt in 
Oſterreich und in der Tſchechoſlowakei „Trennung“, 
das aber, was in Deutſchland Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft genannt wird, „Scheidung der 
Ehe von Tiſch und Bett“. Um die Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen dem öſterreichiſchen und deutſchen Recht 
zu begreifen, iſt es weiter notwendig, ſich vor Augen 
zu halten, daß ſchon das öſterreichiſche allgemeine 
bürgerliche Geſetzbuch das Eherecht auf einer kon⸗ 
feſſionellen Grundlage aufgebaut hatte. 
Dieſe Regelung ſtammte großenteils aus dem 
Joſephiniſchen Geſetzbuch vom Jahre 1786. Sie war 
durchaus nicht rückſchrittlich gedacht, im Gegenteil. 


Entſprechend dem von Kaiſer Joſeph II. geführten 
heißen Kulturkampf wurde ſelbſt für katholiſche Ehen 
der Charakter der Sakramentsnatur für den Bereich der 
ſtaatlichen Geſetzgebung abgelehnt, die Ehe nur als 
„bürgerlicher Vertrag“ betrachtet und für die Be⸗ 
urteilung dieſes Rechtsverhältniſſes einzig und 
allein die ſtaatliche Geſetzgebung als 
maßgebend erklärt. Dieſer Standpunkt war drei Jahre 
vor der franzöſiſchen Revolution in einem ſo katholiſchen 
Staate unerhört radikal. Nur aus Gründen der 
„Toleranz“ wurde bei dieſer Regelung auf die 
verſchiedenen religiöfen Bekenntniſſe Rückſicht ge⸗ 
nommen. Deshalb wurden beſonders die Vorſchriften 
über die Löſung der Ehe für die verſchiedenen Religions⸗ 
angehörigen verſchieden geſtaltet. Die grundſätzliche 
Stellungnahme in allen dieſen Fragen blieb auch unter 
Kaiſer Franz trotz feiner ſonſt fo abweichenden Haltung 
gegenüber dem Volkskaiſer Joſeph unverändert. 


Ein weſentlicher Unterſchied in den Vorſchriften des 
unter der Regierung Kaifer Franz im Jahre 1814 er⸗ 
ſchienenen ABGB, gegenüber dem deutſchen Bürgerlichen 
Recht beſteht darin, daß es die einverſtändliche 
Scheidung von Tiſch und Bett, alſo die bloße Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft unter den ein⸗ 
fachſten Formen geſtattet. Wenn beide Ehegatten 
darüber einig ſind, iſt die ganze Angelegenheit lediglich 
eine ſolche des außerſtreitigen Verfahrens oder, wie man 
in Deutſchland ſagt, der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
und das darauf gerichtete Übereinkommen der Ehegatten 
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wird, wenn fie vor Gericht beftätigen, daß fie über die 
Vermögensauseinanderſetzung und den Unterhalt einig 
ſind, nach erfolglos gebliebenem Verſöhnungsverſuch 
ohne weiteres genehmigt. Dem Gerichte iſt es in dieſen 
Fällen ſogar unterſagt, nach der Art und Weiſe der 
Auseinanderſetzung oder den Gründen der Scheidung 
auch nur zu fragen oder den Scheidungsgründen nach⸗ 
zuforſchen. Das Geſetz will es eben in einem ſolchen 
Falle verhindern, daß die intimen Verhältniſſe der Ehe⸗ 
leute vor dritten Perſonen erörtert werden, dadurch neue 
Bitterkeit hervorgerufen und die glücklich hergeſtellte 
Einigkeit der Ehegatten über die Art und Weiſe ihres 
Auseinandergehens wieder geſtört werde. Es will durch 
dieſes ſchonende Vorgehen auch die Möglichkeit einer 
ſpäteren Wiedervereinigung erleichtern, die gemäß $ 110 
ABGB. jederzeit erfolgen kann und bei einer Anzeige 
dieſer Wiedervereinigung bei Gericht auch die rechtliche 
Beſeitigung der Scheidung in ſich ſchließt. Tatſächlich 
beftätigt die Erfahrung, daß ein verhältnis⸗ 
mäßig großer Teil der geſchiedenen Eheleute in 
Oſterreich und ebenſo in der Tſchechoſlowakei, für welche 
in dieſer Beziehung die gleichen Vorſchriften gelten, die 
eheliche Gemeinſchaft wie der aufnehmen. 

Beſteht über die Frage der Auflöſung der ehelichen 
Gemeinſchaft keine Einigkeit, ſo kann ſie nur im Prozeß⸗ 
wege erzwungen werden“), wobei aber wieder zum 
Unterſchied vom deutſchen Recht ein Anerkenntnisurteil 
zuläſſig iſt und bei Verſäumung der erſten Tagſatzung 
oder Nichterſtattung der Klagebeantwortung ein Ver⸗ 
ſäumungsurteil gefällt werden kann, das in dieſer Be⸗ 
deutung dem deutſchen Zivilprozeßrecht ebenfalls un⸗ 
bekannt iſt. Bei Verſäumung der erſten Tagſatzung oder 
Nichterſtattung der Klagebeantwortung iſt nämlich das 
Vorbringen der erſchienenen Partei, bzw. das Vor⸗ 
bringen in der Klage als „wahr“ anzunehmen und 
auf dieſer tatſächlichen Grundlage das Urteil zu fällen, 
ohne daß der Säumige wie in Deutſchland durch einen 
Einſpruch eine neue mündliche Verhandlung herbei⸗ 
führen könnte. 


Die leichte Scheidungsmöglichkeit hat in Oſterreich 
und in der Tſchechoſlowakei, für welche diesbezüglich 
die gleichen Vorſchriften gelten, dazu geführt, daß ſolche 
Scheidungen, die ja nur eine Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft bedeuten und noch keine Auflöſung des 
Chebandes mit ſich bringen, äußerſt zahlreich 
ſind, und zwar beſonders die einverſtändlichen Schei⸗ 
dungen, während eine Scheidung im Sinne des deutſchen 
Rechts, alſo eine Auflöſung des Ehebandes, nach dem 
auf konfeſſioneller Grundlage aufgebauten ABGB. 
unter Katholiken überhaupt nicht möglich war, aber 
auch dann nicht, wenn auch nur ein Ehegatte zur Zeit 
der Eheſchließung katholiſchen Glaubens war. Das 
ABGB. iſt darin ſogar noch ſtrenger als das kanoniſche 
Recht, weil es die Unauflöslichkeit der katholiſchen Ehe 
ſchon an die Eheſchließung knüpft ohne Rückſicht auf 
die Vollziehung der Ehe (matrimonium ratum, non 
consumatum), 


+) Als Scheidungsgründe find im 8 109 ABGB. beifpiels- 
weiſe angeführt: Ehebruch, boshaftes Verlaſſen, unordentlicher 
Lebenswandel, wodurch ein beträchtlicher Teil des Bermögens 
des klagenden 1 ai oder die guten Sitten der Familie 
gefährdet werden, ſchwere Mißhandlungen oder nach dem Ver⸗ 
Hältniffe der Perſonen ſehr empfindliche wiederholte Kränkun⸗ 
gen, aaa mit Gefahr der Anſteckung verbundene Leibes⸗ 
gebrechen. 
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Die leichtſinnigen Eheſchließungen im Kriege und 
nach deſſen Beendigung führten zu einem unge⸗ 
heueren Anſchwellen der einverſtänd⸗ 
lichen Scheidungen. Die Mehrzahl der parla— 
mentariſchen Parteien in Oſterreich wollte daher eine 
Anderung des Geſetzes herbeiführen, um auch den zahl⸗ 
reichen katholiſchen geſchiedenen Eheleuten die Schließung 
eines neuen Lebensbundes zu ermöglichen. Die chriſtlich⸗ 
ſoziale Partei wußte dies jedoch zu verhindern und ſo 
kam es zu einer außergeſetzlichen Kompromißlöſung, die 
ſchweres Unheil heraufbeſchwören ſollte. 

Durch eine von einem Sozialdemokraten erlaſſene 
Verordnung des Innenminiſteriums aus dem Jahre 
1919 wurden nämlich die politiſchen Behörden, die 
nach öſterreichiſchem Recht von Ehehinderniſſen zu 
dispenſieren hatten, darauf aufmerkſam gemacht, daß 
das Geſetzbuch ſich über die Frage, von welchen Ehe⸗ 
hinderniſſen dispenſiert werden könne, nicht äußere und 
daß daher auch von dem Ehehindernis des „beſtehen⸗ 
den Ehebandes“ dispenſiert werden könne, wenn 
nur die Scheidung von Tiſch und Bett, alſo die Auf⸗ 
löſung der ehelichen Gemeinſchaft ſchon erfolgt ſei und 
berückſichtigungswürdige Gründe vorhanden ſeien. 

Die Folge dieſer dem Geiſte des Geſetzbuches wider⸗ 
ſprechenden Verordnung war einerſeits eine Hochflut 
einverſtändlicher Scheidungen von Tiſch und Bett und 
nach der Scheidung die Erwirkung des Dispenſes von 
dem Ehehinderniſſe des nach der Scheidung noch aufrecht⸗ 
erhaltenen Ehebandes ſeitens der politiſchen Landes⸗ 
behörden. Die politiſchen Landesbehörden, die damals 
meiſt von Sozialdemokraten geleitet wurden, pflegten 
dieſen ſogenannten Dispens vom beſtehenden Eheband 
regelmäßig ohne weitere Schwierigkeiten 
im Laufe weniger Tage zu erteilen, und ſo 
wurden viele tauſend Dispensehen ge⸗ 
ſchloſſen, deren Zahl ſich bald auf über 30 000 belief. 

Der Oberſte Gerichtshof in Wien erklärte 
zwar ſolche Ehen für ungültig, weil eine Auflöſung 
der früheren Ehe nicht erfolgt ſei und eine mehrfache 
Ehe durch das Geſetz ausdrücklich verboten ſei. Der 
Verfaſſungsgerichtshof dagegen ſtellte ſich 
unter dem Einfluſſe Kelſens auf den gegenteiligen 
Standpunkt, weil die Gerichte zur Überprüfung der 
Entſcheidungen der politiſchen Behörden nicht befugt 
ſeien. So ergab ſich der beiſpielloſe Zuſtand, daß jene 
Fälle, die vor dem Verfaſſungsgerichtshof behandelt 
wurden, zur Gültigerklärung der Dispensehe führten, 
während jene Fälle, die vor dem Oberſten Gerichtshof 
zur Austragung gelangten, die Ungültigerklärung der 
Dispensehe zur Folge hatten! Erſt die Umwälzungen 
der letzten Jahre führten mit der Neubildung des Ver⸗ 
faſſungsgerichtshofes dazu, daß ſich auch dieſer der An⸗ 
ſchauung des Oberſten Gerichtshofes anſchloß. Welches 
Schickſal aber die vielen tauſend in der Vergangenheit 
eingegangenen Dispensehen haben werden, iſt bis heute 
noch nicht geklärt. j 

Die ſchwerwiegendſte Folge der wahrhaft frivolen 
Praxis der Dispenserteilung vom beſtehenden Eheband 
äußerte ſich jedoch darin, daß das Inſtitut der Ehe für 
die breiten Maſſen jede Heiligkeit einbüßte und daß 
gerade bei ihnen das „Lebensgefährten⸗ 
verhältnis“ allgemein üblich zu werden begann. 
Es war ja viel bequemer, konnte formlos eingegangen 
und jederzeit wieder gelöſt werden. Das Gefühl für das 
Unwürdige eines ſolchen Verhältniſſes war allmählich 
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völlig abhanden gekommen. Die ganze Entwicklung ift 
ein Schulbeiſpiel dafür, wohin es führt, wenn der 
ehrliche Geſetzgebungsweg verlaſſen und eine Löſung 
von Geſetzgebungsfragen auf bedenklichen Umwegen 
geſucht wird. 

Zweifellos haben dieſe bitteren Erfahrungen mit 
dazu beigetragen, daß im Vorjahre auf Grund des mit 
dem Heiligen Stuhl abgeſchloſſenen Konkordats die 
katholiſche Kirche auch auf dem Gebiete des Eherechts 
wieder die Vorherrſchaft erhielt und die Zu ſtändig⸗ 
keit der geiſtlichen Gerichte zur Löſung ehe- 
rechtlicher Fragen in weitem Umfang anerkannt wurde. 

Die Ratifizierung und Publizierung des Konkordats 
erfolgte gleichzeitig mit der neuen Verfaſſung, deren 
Rechtsgültigkeit wegen der bekannten Vorgänge bei der 
Ausſchaltung der gewählten Volksvertretung aus ſehr 
gewichtigen Gründen in Zweifel gezogen wurde. In 
dieſer neuen Regelung iſt die ſchon von Kaiſer 
Joſeph II. und nicht minder von Kaiſer Franz 
vertretene und geſetzlich feſtgelegte Auffaſſung, daß die 
Ehe ein „Politikum“ ſei, in weiteſtem Umfang 
fallen gelaſſen und das Kirchenrecht auch für 
den Staat als bindend erklärt worden. Das 
Konkordat wurde als zweites Stück des neuen Bundes⸗ 
geſetzblattes für den Bundesſtaat Sſterreich, alſo un⸗ 
mittelbar nach der „Im Namen Gottes des Allmächtigen, 
von dem alles Recht ausgeht“, verkündeten Verfaſſung 
des Jahres 1934 am gleichen Tage, d. i. am 1. Mai 
1934, kundgemacht und beſtimmt im Artikel VII: 

„ 4. Die Republik Oſterreich erkennt den gemäß dem 
kanoniſchen Recht geſchloſſenen Ehen die bürgerlichen Rechts⸗ 
wirkungen zu. 

$ 2. Das Aufgebot dieſer Eheſchließungen erfolgt nach dem 
kanoniſchen Rechte. Die Republik Oſterreich behält ſich vor, 
auch ein ſtaatliches Aufgebot anzuordnen. 

$ 3. Die Republik Ofterreih anerkennt die Zuſtändigkeit 
der kirchlichen Gerichte und Behörden zum Verfahren bezüglich 
der Ungültigkeit der Ehe und des Dispenſes von einer ge⸗ 
ſchloſſenen, aber nicht vollzogenen Ehe. 

$ 4. Die hierauf bezüglichen Verfügungen und Urteile 
werden, nachdem ſie rechtskräftig geworden ſind, dem Oberſten 
Gerichtshof der Signatura Apostolica vorgelegt. Diefer 
prüft, ob die Vorſchriften des kanoniſchen Rechtes über die 
Zuſtändigkeit des Richters, die Vorladung, die geſetzmäßige 
Vertretung und das ungeſetzmäßige Nichterſcheinen der 
Parteien befolgt worden ſind. Die genannten endgültigen 
Verfügungen und Urteile werden mit den diesbezüglichen 
Verfügungen des Oberſten Gerichtshofes der Signatura 
Apostolica dem öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofe über⸗ 
ſendet. Die bürgerlichen Rechtswirkungen treten mit der vom 
öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofe in nichtöffentlicher 
Sitzung ausgeſprochenen Vollſtreckbarkeitserklärung ein. 

9 5. Die kirchlichen und ſtaatlichen Gerichte haben ein⸗ 
ander im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit Rechtshilfe zu leiſten.“ 
Im Zuſatzprotokoll aber wird zu Art. VII ausgeführt: 

„(A) Die Republik Oſterreich anerkennt auch die Zuſtändig⸗ 
keit der kirchlichen Behörden zum Verfahren bezüglich des 
Privilegium Paulinum. 

(2) Der Heilige Stuhl willigt ein, daß das Verfahren 
bezüglich der Trennung’) der Ehe von Tiſch und Bett den 
ſtaatlichen Gerichten zuſteht. . 

(3) Der Heilige Stuhl wird die Herausgabe einer In: 
ſtruktion durch den öſterreichiſchen Epiſkopat veranlaſſen, die 
für alle Diözeſen (Praelatura Nullius) verbindlich fein wird.“ 


2) Soll entſprechend der ſtändigen Terminologie des öſter⸗ 
reichiſchen Rechts richtig heißen: „Scheidung“ der Ehe von 
Tiſch und Bett. 
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Die Ausführungsvorſchrift zum Konkordat vom 4. Mai 
1934 BGBl. II Nr. 8 (Durchführungsgeſetz) erläutert den 
Begriff der kirchlichen Ehen gegenüber dem Codex Juris 
Canonici einſchränkend und verſteht darunter jede vor 
einem Prieſter der katholiſchen Kirche 
„ dem kanoniſchen Recht geſchloſſene 

e. 
Die Gültigkeit ſolcher Ehen wird nunmehr 
grundſätzlich nach kanoniſchem Recht be⸗ 
urteilt, und zur Prüfung der Gültigkeit ſind im ſchroffen 
Gegenſatze zum ABGB. die kirchlichen Gerichte 
zuſtändig, deren Urteile ohne materielle Prüfung vom 
Oberſten Gerichtshofe in Wien für vollſtreckbar zu er⸗ 
klären ſind. Nur in zweiter Linie, nämlich dann, wenn 
die Ehegatten ſich weigern, den Rechtsſtreit vor den 
geiſtlichen Gerichten zu führen, treten die ſtaatlichen 
Gerichte an deren Stelle. Aber auch fie haben ihrer Ent⸗ 
ſcheidung das kanoniſche Recht zugrunde zu legen. Be⸗ 
ſtritten iſt es, ob ſie außerdem das ſtaatliche Recht, das 
ja nicht aufgehoben worden iſt, zu berückſichtigen haben 
und ob ſie daher die Ungültigkeit einer Ehe nur dann 
ausſprechen können, wenn ein Ehehindernis vorliegt, 
das als ſolches ſowohl im kanoniſchen als auch im ſtaat⸗ 
lichen Recht feſtgelegt iſt. 

Die bevorrechtete Stellung der geiſtlichen Gerichte tritt 
beſonders ſtark hervor, wenn der rechtskräftige Spruch 
der ſtaatlichen Gerichte auf Gültigerklärung der Ehe 
lautet. Dann hat nämlich dieſe Entſcheidung nur eine 
proviſoriſche Bedeutung, denn ein gegenteiliges 
Erkenntnis des geiſtlichen Gerichts kann ſie auch dann 
noch trotz ihrer Rechtskraft umſtoßen, und der ſtaatliche 
Oberſte Gerichtshof wird auch ein ſolches formell ein⸗ 
wandfreies Erkenntnis des geiſtlichen Gerichts ebenfalls 
für vollſtreckbar erklären müſſen. Nur der rechtskräftige 
Ausſpruch des weltlichen Gerichts über die Aberkennung 
der bürgerlichen Rechtswirkungen dieſer Ehe wird auf- 
recht bleiben. 

Eine Trennung ſolcher Ehen dem Bande nach, alſo 
eine Scheidung im Sinne des Deutſchen Rechts, iſt 
grundſätzlich unmöglich. Davon gibt es nur zwei Aus⸗ 
nahmen. Im Wege eines päpſtlichen Dispenſes könnte 
im Falle eines matrimonium ratum, non consumatum 
die Auflöſung einer ſolchen Ehe dem Bande nach er⸗ 
folgen und auf Grund des Privilegium Paulinum die 
Löſung der Ehe Ungetaufter, wenn nach der Che 
ſchließung ein Teil zum katholiſchen Glauben über⸗ 
getreten iſt. Aber auch in den letzteren Fällen iſt allein 
das kirchliche Verfahren zuläſſig. Bei der Löſung einer 
nicht konſumierten Ehe wird es zur Erreichung der 
bürgerlichen Rechtswirkungen der Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung des ſtaatlichen Oberſten Gerichtshofes be⸗ 
dürfen, während dies beim Privilegium Paulinum nicht 
vorgeſchrieben iſt. Selbſt eine von Ausländern 
im Auslande geſchloſſene kirchliche Ehe im 
obigen Sinn wird in Öfterreih nach den gleichen 
Grundſätzen behandelt werden müſſen. 

Dabei darf nicht überſehen werden, daß die Beſtim⸗ 
mungen des Konkordats die Eheſchließung vor einem 
katholiſchen Prieſter nicht unbedingt vorſchreiben. Im 
Burgenland, dieſem früher ungariſchen Gebietsteil 
Oſterreichs, iſt das ungariſche Ehegeſetz vom 
Jahre 1894 nicht aufgehoben worden und nach dieſem 
Geſetz die fakultative Zivilehe eingeführt 
worden. Eine derartige Zivilehe ohne kirchliche Trauung 
unterliegt den Vorſchriften des Konkordats nicht. Im 
übrigen Oſterreich gibt es — abgeſehen von der Eher 
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ſchließung Konfeſſionsloſer — weder eine obligatoriſche 
Eheſchließung vor dem Standesamt, wie ſie in Deutſch⸗ 
land vorgeſchrieben iſt, noch eine fakultative Zivilehe, 
die es den Eheleuten geſtattet, die zivile Eheſchließung 
zu wählen und ſich damit zu begnügen. Abgeſehen von 
den Konfeſſionsloſen, für welche das Geſetz vom 9. April 
1870, RGBl. 51, die Eheſchließung vor den politiſchen 
Behörden vorſchrieb, kennt das bürgerliche Recht Oſter⸗ 
reichs nur eine Notzivilehe, die nach dem 
Geſetze vom 25. Mai 1868, RGBl. 47, dann geſchloſſen 
werden kann, wenn ein zum Aufgebot oder zur Mit⸗ 
wirkung bei der Eheſchließung berufener Seelſorger dies 
aus einem in der ſtaatlichen Geſetzgebung nicht an⸗ 
erkannten Grunde verweigert. 


Der Kreis dieſer Notzivilehen wird durch das Kon⸗ 
kordat allerdings eingeengt, aber abgeſchafft iſt ſie auch 
für Katholiken nicht. Es iſt ſogar beſtritten, ob nicht 
die ſtaatlichen Behörden auch noch weiterhin Dispenſe 
von Ehehinderniſſen erteilen können, die allerdings von 
der Kirche nicht anerkannt werden, aber die Möglichkeit 
einer Notzivilehe vor der politiſchen Behörde eröffnen 
würden. 

Um größere Klarheit über die Abgrenzung zu ſchaffen, 
beſtimmt nun das Durchführungsgeſetz, daß bürgerliche 
Rechtswirkſamkeit nur jenen vor einem katholiſchen 
Prieſter geſchloſſenen Ehen zuteil werden kann, die 
miteiner fortlaufenden Zahl (Reihen⸗ 
zahl) in das Eheregiſter, die Ehematrikel, 
eingetragen werden. Eine ſolche Eintragung 
iſt unzuläſſig: 1. wenn dem Abſchluß der Ehe eine 
andere nach ſtaatlichem Recht gültige Ehe entgegenſteht; 
2. wenn ein Unmündiger (bis zu 14 Jahren) oder ein 
Vollentmündigter die Ehe ſchließt; 3. wenn ein Minder⸗ 
jähriger (von 14—21 Jahren) die Zuſtimmung des 
Vaters oder jene des Vormundes und des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht beibringt. Für alle dieſe Fälle gilt 
nicht das kanoniſche Recht, ſondern einzig und allein 
das ſtaatliche Eherecht. 


Dagegen iſt für andere Ehen, die vor einem 
katholiſchen Prieſter geſchloſſen wurden, das kanoniſche 
Recht ſelbſt dann maßgebend, wenn die Eheſchließung 
ſchon vor dem 1. Mai 1934 erfolgte und inſofern 
dem Konkordat rückwirkende Kraft ohne 
zeitliche Beſchränkung zuerkannt worden. 

Auf die vor einem nichtkatholiſchen Prieſter ge⸗ 
ſchloſſenen Ehen hat das Konkordat keine Anwendung 
zu finden. Für ſie gilt alſo nur das bisherige Recht, 
das die Ehetrennung nicht zuläßt, wenn zur Zeit der 
Eheſchließung wenigſtens ein Teil katholiſch geweſen iſt, 
während für andere Ehen die Trennung nur in einem 
Prozeſſe, für den der Grundſatz der amtlichen Unter⸗ 
ſuchungsmaxime gilt, auf Grund eines der im $ 115 
ABGB. taxativ aufgezählten Trennungsgründe erwirkt 
werden kann). Unter dieſen Trennungsgründen nimmt 
eine beſondere Stellung der Trennungsgrund der 


) Dieſe Trennungsgründe ſind: Ehebruch, Verurteilung 
wegen eines Verbrechens zu einer wenigſtens fünfjährigen Ker · 
kerſtrafe, boshaftes Berlaſſen und, falls der Aufenthaltsort un- 
bekannt iſt, Nichterſcheinen trotz öffentlicher Aufforderung 
innerhalb eines Jahres, dem Leben oder der Geſundheit ge⸗ 
fährliche Nachſtellungen, wiederholte ſchwere Mißhandlungen, 
unüberwindliche Abneigung. Wegen der letzteren kann zunächlt 
auch eine bloße Scheidung von Tiſch und Bett, allenfalls ſogar 
wiederholt ausgeſprochen werden, um das Vorliegen dieſes 
Trennungsgrundes einwandfrei feſtzuſtellen. 


Abhandlungen 


201 


„unüberwindlichen Abneigung“ ein. In 
dieſem Falle müſſen beide Ehegatten die Ehe⸗ 
trennung verlangen. Das Vorliegen der unüber- 
windlichen Abneigung muß aber bewieſen werden und 
genügen dafür die Angaben der Ehegatten noch nicht, 
denn auch für dieſes Verfahren gilt der Grundſatz der 
amtswegigen Unterſuchung. Deshalb iſt ein An⸗ 
erkenntnis⸗ oder Verſäumungsurteil im Ehetrennungs⸗ 
verfahren ausgeſchloſſen. Wird die Ehe getrennt, ſo 
muß der Verteidiger des Ehebandes, der dieſem Ver— 
fahren ebenſo wie jenem über die Gültigkeit der Ehe 
beizuziehen iſt, gegen das Urteil die Berufung ergreifen. 

Beſonders wichtig iſt es, daß das kirchliche Ver⸗ 
fahren über die Ungültigkeit einer Ehe eine Ent- 
ſcheidung über die Frage des Ver⸗ 
ſchuldens nicht kennt. Nach ſtaatlichem Recht 
iſt aber ſtets auch darüber zu erkennen, ob der eine oder 
der andere Ehegatte oder jeder Teil oder keiner von 
ihnen an der Ungültigkeit der Ehe Schuld trägt. Dieſe 
Frage iſt daher bei einer Durchführung des Verfahrens 
vor den geiſtlichen Gerichten auf jeden Fall von den 
ſtaatlichen Gerichten zu löſen, und zwar 
jenem Gericht, das über die vermögensrechtlichen Anz 
ſprüche zu entſcheiden hat. 

Wir ſehen, daß das ſchon bisher ſehr komplizierte 
öſterreichiſche Eherecht durch das Konkordat noch viel un⸗ 
durchſichtiger und ſo vielgeſtaltig geworden iſt, daß ſeine 
Kenntnis ſelbſt für den gewiegten 
Juriſten außerordentliche Schwierig⸗ 
keiten bereitet und daß neue, früher ungekannte, 
aber ſehr ſchwerwiegende Streitfragen aufgetaucht ſind. 
Beſonders iſt es zu beklagen, daß in der Frage jener 
Dispensehen, die auf Grund eines von der ſtaat⸗ 
lichen Behörde erteilten Dispenſes vom beſtehenden Ehe⸗ 
band, alſo im Vertrauen auf dieſen Ausſpruch einer ſtaat⸗ 
lichen Behörde geſchloſſen wurden und deren Zahl heute 
ſchon über 50 000 betragen ſoll, noch immer keine Klar⸗ 
heit geſchaffen wurde, daß alſo das Schickſal jeder dieſer 
Ehen völlig ungewiß iſt, weil jede Anzeige zur Ein⸗ 
leitung des Verfahrens über die Gültigkeit dieſer Ehe 
führen muß und bei dem heutigen Stande der Geſetz⸗ 
gebung und Rechtſprechung die Ungültigerklärung der 
Ehe nach ſich ziehen wird. Dieſer Zuſtand bietet aber 
auch einen Anreiz dazu, den Ehegatten trotz jahrelanger 
Ehegemeinſchaft zu verlaſſen, ohne ſich der Gefahr einer 
Unterhaltsverpflichtung auszuſetzen. Gleichwohl iſt es 
auch heute noch beſtritten, ob die Möglichkeit weiterer 
Dispenſe vom beſtehenden Eheband angeſichts des Still- 
ſchweigens der Geſetzgebung und des Konkordates über 
dieſe Frage nicht auch weiterhin noch beſtehen bleibt“). 

Völlig unverändert iſt dagegen das Ver⸗ 
fahren über die Scheidung der Ehe von Tiſch 
und Bett, alſo über die bloße Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft geblieben. 


II. Die Anderungen in der Tſchechoſlowakei 
Im Gegenſatze zu Oſterreich iſt die Tſchechoſlowakei 
gleich nach der Gründung des neuen Staates daran ge⸗ 
ſchritten, die materiellen Vorausſetzungen und das for⸗ 
melle Verfahren über Cheftreitigfeiten im Wege der 


) Die gegenwärtige Bedeutung dieſer Streitfrage iſt aller · 
dings ſehr gering, da bei der heute in Oſterreich herrſchenden 
Richtung Diſpenſe vom beſtehenden Eheband von einer ſtaat⸗ 
lichen Behörde kaum erteilt werden dürften. 
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Geſetzgebung abzuändern. Das Verfahren über die frei⸗ 
willige einverſtändliche Scheidung von Tiſch 
und Bett, alſo über die Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft, iſt auch in der Tſchechoſlowakei un⸗ 
berührt geblieben, in der das allgemeine bürgerliche 
Geſetzbuch auch heute noch gilt, aber die Scheidung er⸗ 
langte doch eine unvergleichlich größere Be⸗ 
deutung als in der Vergangenheit durch die Zu- 
laſſung der Trennung dem Bande nach, 
alſo der Scheidung im Sinne des Deutſchen Rechts, auch 
für die Ehen der Katholiken und durch eine 
weſentliche Vereinfachung des darüber 
durchzuführenden gerichtlichen Verfahrens für den 
Fall, daß bereits eine Scheidung von Tiſch und Bett 
erfolgt iſt. Die im $ 115 angeführten Trennungsgründe 
wurden daher auch auf katholiſche Ehen ausgedehnt. Der 
9 115 wurde zwar aufgehoben, aber die darin ent⸗ 
haltenen Trennungsgründe mit einigen Erleichterungen 
in dem $ 13 des Geſetzes vom 22. Mai 1919, Slg. 
Nr. 320, aufgenommen’) und durch einige weitere ver⸗ 
mehrt, unter denen beſonders der Trennungsgrund einer 
ſotiefen Zerrüttung der Ehe, daß gerechterweiſe 
die Aufrechterhaltung der ehelichen Gemeinſchaft nicht 
verlangt werden kann, hervorzuheben iſt, wobei aber 
derjenige Gatte, der an der Zerrüttung überwiegend 
ſchuld iſt, das Begehren auf Trennung der Ehe nicht 
ſtellen kann. 


Beibehalten wurde auch der Trennungsgrund der 
unüberwindlichen Abneigung. Wenn nun 
die Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett bereits aus⸗ 
geſprochen wurde — ſei dies nun auf Grund eines ein⸗ 
verſtändlichen Begehrens oder im Prozeßwege —, ſo 
geſtattet das neue Geſetz, daß auch die Löſung der 
Ehe dem Bande nach auf ein bloßes Anſuchen 
eines Ehegatten im außerſtreitigen Wege, 
alſo im Rahmen der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus⸗ 
geſprochen werden kann, wenn 


1. ſeit der rechtskräftigen Scheidung der Ehe von Tiſch und 
Bett mindeſtens ein Jahr verſtrichen iſt; 

2. die Ehegatten während dieſer Zeit die eheliche Ge⸗ 
meinſchaft nicht wieder aufgenommen haben; 


3. beide Ehegatten mit der Auflöſung der Ehe ein⸗ 
verſtanden ſind. Es kann ſein, daß beide Ehegatten 
gemeinſam das Anſuchen um Trennung der Ehe ſtellen. Hat 
aber auch nur einer darum angeſucht, ſo wird die Ein⸗ 
willigung des andern ſchon dann als erwieſen angenommen, 
wenn er ſich trotz ordnungsmäßiger Ladung nicht bei Gericht 
einfindet, um an der mündlichen Verhandlung über das 
Trennungsbegehren teilzunehmen. Für die Feſtſtellung der 
übrigen Vorausſetzungen gilt allerdings die Unterſuchungs⸗ 
maxime. Es iſt alſo ihr Nachweis notwendig und genügt 
das beiderſeitige Zugeſtändnis der Ehegatten noch keineswegs. 
Dieſe Beweiſe werden aber von Amts wegen durchgeführt, 


5) Die Trennungsgründe des 8 13 find: Ehebruch, Verurtei- 
lung zu einer mindeſtens dreijährigen Kerkerſtrafe oder wegen 
einer ſtrafbaren Handlung, die von einem entarteten Charakter 
zeugt, böswilliges Verlaſſen und Ausbleiben trotz gerichtlicher 
Aufforderung durch 6 Monate, dem Leben oder der Geſundheit 
des andern Ehegatten gefährliche Nachſtellungen, wiederholte 
Mißhandlung, ſchwere Verletzung oder wiederholte Ehren- 
beleidigung, ausſchweifendes Leben, dauernde oder periodiſche, 
drei Jahre andauernde Geiſteskrankheit, ſchwere geiſtige De⸗ 
generation, ſchwere Hyſterie, Trunkſucht oder gewohnheits⸗ 
mäßiger Mißbrauch von Nervengiften in der Dauer von 
2 Jahren, Epilepſie von mindeſtens einem Jahre mit wenigſtens 
6 Anfällen im Jahr oder verbunden mit Geiſtesſtörung, tiefe 
Zerrüttung der Ehe, unüberwindliche Abneigung. 
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auch wenn keine entſprechenden Beweisanträge von den 
Parteien geſtellt werden ſollten. 

Notwendig iſt 

4. daß das Gericht auf Grund der gepflogenen Unter⸗ 
ſuchung zu der Überzeugung gelangt, daß tatſächlich eine un⸗ 
überwindliche Abneigung vorliegt. Sind jedoch ſeit der 
Scheidung von Tiſch und Bett ſchon drei Jahre ver⸗ 
ſtrichen, ohne daß die Ehegatten die eheliche Gemeinſchaft 
wieder aufgenommen haben, dann bedarf es keines weiteren 
Beweiſes der unüberwindlichen Abneigung mehr. 

Wird das Begehren um Trennung der Ehe dem 
Bande nach auf einen anderen Trennungs- 
grund geſtützt, oder verweigert einer der 
Ehegatten die Zu ſtimmung zur Auflöſung der Ehe 
dem Bande nach, dann muß der Prozeß weg be 
ſchritten werden. Für dieſes Verfahren iſt ebenſo wie 
in Oſterreich der Gerichtshof erſter Inſtanz zuſtändig, 
in deſſen Sprengel die Ehegatten ihren letzten gemein⸗ 
ſamen Wohnſitz hatten. Die tatſächlichen Grundlagen 
müſſen durch amtswegige Unterſuchung feſtgeſtellt 
werden. 

Eine ſogenannte „Expreßtrennung“ gibt es 
aber in jenen Fällen, in welchen eine nichteinver⸗ 
ſtändliche Scheidung von Tiſch und Bett im 
Prozeßwege durch Urteil ausgeſprochen worden iſt 
und die im Urteil feftgeftellten Gründehingereicht 
hätten, um auch eine Trennung der Ehe dem Bande 
nach zu begehren. Auch in dieſen Fällen wird im außer⸗ 
ſtreitigen Verfahren durch Beſchluß die Trennung der 
Ehe dem Bande nach ausgeſprochen, und zwar ſelbſt 
dann, wenn das Scheidungsurteil nur als Ver⸗ 
ſäumungsurteil gefällt worden iſt. Eine Ausnahme gilt 
nur dann, wenn jener Zuſtand, der zur Scheidung der 
Ehe von Tiſch und Bett führte, mittlerweile auf⸗ 
gehört hat‘). 

Alle dieſe Erleichterungen der Auflöſung des Ehe⸗ 
bandes ſtehen im Einklang mit der demokratiſchen 
Staatsauffaſſung. Ich glaube, daß weder dieſe Neu⸗ 
regelung, noch jene in Oſterreich für die Neugeftaltung 
des deutſchen Rechts in Betracht kommen. Die durch 
die neue Regelung in Oſterreich heraufbeſchworene Viel⸗ 
geftaltigfeit kann geradezu als abſchreckendes Beiſpiel 
dienen. Die bequeme Auflöſung des Ehebandes in der 
Tſchechoſlowakei dagegen widerſtreitet der hohen 
Einſchätzung des Inſtitutes der Ehe in 
Deutſchland. Aber einzelne Züge in der Frage 
der leichteren Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
ohne Trennung dem Bande nach dürften vielleicht ver⸗ 
wertet werden können, und zwar beſonders dann, wenn 
die Ehe ohne Kinderſegen geblieben iſt“). 


e) Mit dem Geſetz vom Jahre 1919 wurde auch die fa. 
kult ative Zivilehe eingeführt, jo daß jedermann die zivile 
oder kirchliche Form der Eheſchließung wählen kann. Den 
bürgerlich Getrauten ſteht es frei, ſich auch noch den kirchlichen 
Förmlichkeiten zu unterziehen. 

) Im übrigen vermute ich, daß gerade der Eheprozeß in 
Deutſchland durch das Geſetz zur Anderung des Verfahrens in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 27. Oktober 1932 bereits 
eine ſehr einſchneidende Amgeſtaltung erfahren haben dürfte, 
denn kein anderes Verfahren wurde nach den Klagen ſo vieler 
Juriſtentage der früheren Jahre in ſo erſchreckendem Maße von 
der Prozeßlüge b und dagegen muß die Ver⸗ 
pflichtung der Parteien, ihre Erklärungen über tatſächliche Am 
ſtände vollſtändig und der Wahrheit gemäß abzugeben, äußerſt 
wohltätig gewirkt haben. Das mag zu der Kesten chen Ver · 
minderung der Rüdftände zu Ende des Jahres 1934 gegenüber 
dem Vorjahre mit beigetragen haben. 
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Kritiſche Betrachtung der Anoͤerungsvorſchläge der Akademie 
für Deutſches Recht zu $ 5 der Veroroͤnung vom 26. Mai 1933 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Rieh le, Charlottenburg 


Durch die VO. vom 8. Dez. 1931 / 26. Mai 1933 iſt 
den Gerichten (im $ 5 daſelbſt) die Aufgabe auferlegt, 
ein anhängiges Zwangsverſteigerungsverfahren von 
Amts wegen einſtweilen einzuſtellen, wenn: die Nicht⸗ 
erfüllung der fälligen Verbindlichkeiten auf Umſtänden 
beruht, die in der wirtſchaftlichen Entwicklung be- 
gründet ſind, und die abzuwenden der Schuldner nicht 
in der Lage war. Es iſt wohl ſelten eine Beſtimmung 
von den Verſteigerungsrichtern ſo begrüßt, wie dieſe, 
denn ſie gab ihnen erſtmals die Möglichkeit, auf den 


zugrunde gelegt iſt, und von welchen Geſichtspunkten 
aus es beurteilt iſt. Denn ob eine Einſtellung aus 
§ 5 a. a. O. überflüſſig und unzweckmäßig iſt oder 
nicht, kann ſehr verſchieden beurteilt werden. Wenn 
der Ausſchuß der Akademie zu einem derartigen 
Schluß kam, ſo muß unterſtellt werden, daß er ſchwer⸗ 
wiegendes Material gehabt hat, das unter Zugrunder 
legung unſeres heutigen Rechtsdenkens bei genaueſter 
Prüfung eine andere Beurteilung nicht zuließ. Es ſoll 
daher von der Tatſache ausgegangen werden — deren 


Gang des Verfahrens einen ſächlichen Einfluß zu neh⸗ 
men. Das 3G. hatte das richterliche Ermeſſen mit 
geradezu vollendeter Kunſt ausgeſchaltet und das Ver⸗ 
fahren zu einem reinen Formalverfahren gemacht. Der 
Richter iſt nach dieſem Geſetz lediglich Ausführungs- 
organ, der innerhalb genau feſtgelegter Formvorſchriften 
den Vollſtreckungswillen des betreibenden Gläubigers 
zur Durchführung zu bringen hat. Dieſer Vollſtreckungs⸗ 
wille iſt keinerlei ſachlichen Schranken unterworfen. Der 
Richter hat die Einleitung und Durchführung des Ver⸗ 
fahrens nur auf genau beſtimmte formelle Erforderniſſe 
zu prüfen und jedes formell richtig zuſtande gekommene 
Ergebnis zu billigen, mag es gerecht ſein oder nicht. 
Die eingangs genannte Verordnung hat hier eine ge⸗ 
wiſſe Anderung gebracht, indem ſie mit der Einſtellungs⸗ 
möglichkeit dem richterlichen Ermeſſen wenigſtens eine 
gewiſſe Einwirkung auf die Durchführung des Ver⸗ 
fahrens gab. Auch dieſe Einwirkung wurde noch 
weitgehend durch Anweiſungen beſchränkt, wann der 
Richter nicht einſtellen darf, und wann er nur unter 
beſtimmten Bedingungen einſtellen darf. 

Gegen dieſe Beſtimmung iſt viel Sturm gelaufen. 
Die Schuldner wünſchen eine Erweiterung, die Gläu⸗ 
biger eine ſchärfere Begrenzung oder gar Aufhebung. 
Neuerdings hat ſich die Akademie für Deutſches Recht 
mit der Einſtellung aus § 5 a. a. O. befaßt und nach der 
Veröffentlichung im Aprilheft ihrer Zeitſchrift 
(Seite 204/205) vorgeſchlagen: 

Aus der Überlegung heraus, daß die Einſtellung des 
Zwangsverſteigerungsverfahrens der Erhaltung des Volks⸗ 
vermögens zu dienen habe und nur unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt zu vertreten ſei, hat ſich der Ausſchuß unter gleich⸗ 
zeitiger Anlehnung an die Erfahrungen der Praxis für 
eine entſprechende Abänderung der betreffenden Vor⸗ 
ſchriften ausgeſprochen. Die Vorſchriften des $ 5 der 
Verordnung über einſtweilige Einſtellungen des Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens find nach Anſicht des Ausſchuſſes 
derart umzugeſtalten, daß jede überflüſſige und unzweck⸗ 
mäßige Einſtellung verhindert wird. Die Abänderungs⸗ 
vorſchläge laufen darauf hinaus, im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit und der Vermeidung von Unbilligkeiten, für 
den Richter die Einſtellungsmöglich⸗ 
keiten enger als bisher zu faſſen. 

Die Begründung dieſer Vorſchläge geht eindeutig 
davon aus, daß die geltende Rechtſprechung die einſt⸗ 
weiligen Einſtellungen in zu weitem Umfange vor⸗ 
genommen habe, und zwar derart, daß das richterliche 
Ermeſſen durch geſetzliche Schranken eingeſchränkt 
werden müſſe, um „jede überflüſſige und unzweckmäßige 
Einſtellung“ zu vermeiden. Es iſt mir nicht bekannt, 
welches Material dieſem Urteil über die Rechtſprechung 


Berechtigung ich nicht anerkennen aber auch nicht nach⸗ 
prüfen kann — daß in erheblichem Umfang über: 
flüſſige und unzweckmäßige Einſtellungen ſeitens der 
Gerichte vorgenommen ſind. Kann dem aber dadurch 
abgeholfen werden, daß das Vollſtreckungsſchutzrecht 
durch Einengung der Einſtellungs möglichkeiten ein: 
geſchränkt wird, oder iſt ein ſolcher Weg gar notwendig 
und liegt er in der Linie, auf die ſich der Neubau des 
Rechtes hinzuwenden hat? Dieſe Fragen müſſen 
durchaus verneint werden. 

Das Verfahren des 3G. iſt aufgebaut auf dem 
Prinzip, daß der Gläubiger der Herr des Verfahrens 
iſt. Ihm ſteht der Schuldner als Gegner gegenüber. 
Beide kämpfen um die Verwirklichung ihrer Intereſſen. 
Das Gericht überwacht und entſcheidet, daß alles form— 
gerecht vor ſich geht, einen ſachlichen Einfluß auf das 
Ergebnis des Verfahrens hat es nicht. Das Geſetz zeigt 
alſo reinen Liberalismus und widerſpricht in Ziel und 
Aufbau unſerem heutigen Rechtsdenken. Daß das neue 
Recht ein völlig anderes Bild bieten muß, bedarf keiner 
Ausführung. An Stelle des Verfahrens 
zur formgerechten Durchführung des 
Vollſtreckungswällens der Gläubiger 
muß ein Verfahren mit dem Ziele treten, die 
Zwangs verwertung in der für alle Be— 
teiligten zweckmäßigſten und gerech⸗ 
teſten Weiſe durchzuführen. Hierzu iſt not⸗ 
wendig, daß unter Vermeidung aller nicht unbedingt 
notwendigen Formalien der Einfluß von Gläubiger 
und Schuldner auf die Geſtaltung des Verfahrens weit— 
gehend verringert wird. Dagegen muß der Einfluß des 
Richters mit ſeiner entſcheidenden und geſtaltenden, 
immer aber auf die Zielerreichung gerichteten Tätigkeit 
geſteigert werden. Dieſer erweiterten Tätigkeit der Ge⸗ 
richte müſſen naturgemäß klare Weiſungen durch ge: 
nügende geſetzliche Einzelvorſchriften gegeben werden, 
aber nicht in der Form möglichſt vieler enger und ſtarrer 
Grenzen, welche den Richter generell anweiſen, hier ſo, 
dort ſo zu entſcheiden, ſondern durch klare Formulierun⸗ 
gen der aus der Verfahrens führung ſich ergebenden 
richterlichen Tätigkeit und durch Aufſtellung genügender 
Beſtimmungen, welche dem richterlichen Ermeſſen bei 
der Verfahrens entſcheidung immer wieder die 
Richtung auf das Verfahrensziel geben. Alle Anderun⸗ 
gen, die vor der Aufſtellung des neuen Rechtes an dem 
geltenden vorgenommen werden, müſſen mit ihrem In— 
halt und ihrer Formulierung dieſen Zielen zuſtreben, 
wenn ſie eine Verbeſſerung des geltenden Geſetzesrechtes 
bedeuten ſollen. Der Vorſchlag der Akademie geht den 
entgegengeſetzten Weg. Wenn er die Einſtellungs⸗ 
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möglichkeiten für den Richter generell „enger als bisher“ 
faſſen will, ſo bedeutet das, daß er die Einflußnahme 
des Richters generell begrenzen und ſeine Entſcheidun⸗ 
gen in verſtärktem Maße im voraus feſtlegen will. In 
gleichem Umfang wird die das Verfahren auch heute 
noch beherrſchende Rechtsſtellung des Gläubigers ver 
ſtärkt und durch Abbau des Vollſtreckungsſchutzrechtes 
die Alleingeltung des ZBG. gefördert. Der Vorſchlag 
iſt vielleicht geeignet, in dem einen oder anderen Falle 
ein Unrecht durch zu weite Anwendung der Einſtellung 
zu verhüten, mehr aber auch nicht. Eine poſitive För⸗ 
derung des Rechts und der Rechtſprechung iſt von ihm 
nicht zu erwarten. Die vorgeſchlagene Begrenzung der 
Einſtellung iſt im weſentlichen nur dahin generell 
möglich, daß die Einſtellung in ſchärferem Maße als 
jetzt von der Zahlung der laufenden wiederkehrenden 
Laſten und von der Nachzahlung der dem betreibenden 
Gläubiger geſchuldeten Leiſtungsrückſtände abhängig ge⸗ 
macht wird, ſei es, daß die Einſtellung nur unter ſolchen 
näher beſtimmten Vorausſetzungen erfolgen darf oder 
daß ſie nur unter einer derartigen Auflage zuläſſig iſt: 
ſolch eine generelle Begrenzung würde wenig nützen, 
denn es gibt zahlreiche Fälle, in denen eine Einſtellung 
auch dann ſehr wohl zweckmäßig und gerecht iſt, wenn 
die an den betreibenden Gläubiger zu zahlenden wieder⸗ 
kehrenden Laſten und erſt recht die Leiſtungsrückſtände 
zunächſt nicht gezahlt werden können. So z. B., wenn 
ein Grundſtück zunächſt umgebaut werden muß, wenn 
es vorübergehend leerſteht, wenn Rückſtände des vor⸗ 
gehenden Gläubigers vorab zu zahlen find uſw. Müßte 
in allen dieſen Fällen die Verſteigerung durchgeführt 
werden, würden vielleicht noch mehr ungerechte und un⸗ 
zweckmäßige Entſcheidungen getroffen, als ſie jetzt durch 
eine zu weit gehende Einſtellung ergehen. Die Be⸗ 
grenzung der Einſtellungen auf eine beſtimmte Linie 
würde vielleicht die Intereſſenlage beſtimmter Gläubiger 
verbeſſern, die Zweckmäßigkeit und Gerechtigkeit des ge⸗ 
ſamten Verfahrens aber keineswegs heben. 

Wenn aus dieſen Gründen den von der Akademie 
gemachten Vorſchlägen nicht gefolgt wird, ſo iſt deren 
Ausgangspunkt: daß überflüſſige und unge⸗ 
rechte Einſtellungen vermieden werden müſſen, 
ſelbſtverſtändlich berechtigt, und es muß ein an⸗ 
derer Weg geſucht werden, ſolche Einſtellun⸗ 
gen zu vermeiden. Um dieſen Weg zu finden, be⸗ 
darf es zunächſt der Feſtſtellung, wann eine Einſtellung 
— vom Standpunkt des Rechts und von der Intereſſen⸗ 
lage aller Beteiligten aus geſehen — überflüſſig und 
unzweckmäßig iſt. Die Antwort iſt leicht: dann, wenn 
ſie ihren Zweck nicht erfüllen kann. Daß dieſer Zweck 
gemäß der Anſchauung des Aakademieausſchuſſes in der 
Erhaltung des Volksvermögens liegt, kann ich nicht er⸗ 
kennen. Ich erſehe ihn vielmehr darin: dem Eigentümer 
ſeinen Grundbeſitz zu erhalten, wenn dieſe Erhaltung 
aus Gründen der Allgemeinheit wünſchenswert und ge⸗ 
recht erſcheint. Die Erreichung dieſes mit der Ein⸗ 
ſtellung verbundenen Zweckes hat zwei Vorausſetzungen. 
Perſonell: daß der Eigentümer perſönlich wert iſt, im 
Eigentum ſeines Grundſtückes erhalten zu werden. 
Sachlich: daß die Erhaltung auf die Dauer wirtſchaft⸗ 
lich möglich iſt. Sie iſt aber nur möglich, wenn es 
gelingt, einen gerechten Ausgleich zwiſchen den Schulden 
und der Zahlungsfähigkeit des Eigentümers, insbeſon⸗ 
dere zwiſchen den Laſten und Erträgen des Grundſtücks, 
herbeizuführen, der eine für alle Teile tragbare Be⸗ 
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friedigung der Gläubiger ohne Zwangsverſteigerung ger 
ſtattet. Im einzelnen iſt zu dieſen Vorausſetzungen 
zu ſagen: 

a) Die perſonellen Vorausſetzungen. Nur der 
Eigentümer iſt wert, im Eigentum 
feines Grundbeſitzes erhalten zu blei⸗ 
ben, deralsboden verbunden anzuſehen 
i ſt. Das ſetzt neben den ideellen Bindungen die 
realen Tatſachen voraus, daß der Grundeigentümer ſein 
Grundſtück nicht zu Spekulationszwecken oder als billige 
Grundlage für Beleihungen erworben hat, ſondern als 
Dauerbeſitz für ſich und ſeine Familie. Es ſetzt weiter 
voraus, daß der Eigentümer ſeinen Grundbeſitz ſorgſam 
gepflegt und nicht leichtſinnig belaſtet hat, ſowie daß er 
die Erträge in erſter Linie zur Erhaltung und Verbeſſe⸗ 
rung des Grundſtücks und zur Bezahlung der auf dem⸗ 
ſelben ruhenden Laſten benutzt hat. Ich bin der 
Überzeugung, daß dieſe Vorausſetzungen bereits nach 
dem geltenden Geſetz geſtellt werden können, doch kann 
man hierin ſehr wohl anderer Meinung ſein. Soll 
eine allgemeine Berückſichtigung dieſer perſönlichen Vor⸗ 
ausſetzungen durch die Vollſtreckungsgerichte erfolgen, 
fo wird es notwendig fein, den $ 5 a. a. O. entſprechend 
zu ändern. 

b) Die ſachlichen Vorausſetzungen. Wenn die Ein⸗ 
ſtellung nur erfolgen ſoll, falls ſie der 
dauernden Erhaltung des Grund⸗ 
beſitzes in der Hand des bisherigen 
Eigentümers dient, ſo ergibt ſich aus dieſer 
Vorausſetzung für den Richter zweierlei Tätigkeit. Ein⸗ 
mal die Prüfung und Entſcheidung, ob eine anderweite 
tragbare Befriedigung der Gläubiger ohne die Durch⸗ 
führung der Zwangsverſteigerung möglich iſt, und zum 
anderen die Prüfung und Förderung aller der Maß⸗ 
nahmen, welche geeignet ſind, dieſe anderweite Befriedi⸗ 
gung herbeizuführen. Dieſe — in der Praxis natürlich 
zuſammenfallende — Tätigkeit des Richters hat alſo 
zweierlei Charakter: ſie dient der Entſcheidung, ob die 
Verſteigerung notwendig iſt, und ſie dient der Geſtal⸗ 
tung, daß ſie nicht notwendig iſt. Zielpunkt der richter⸗ 
lichen Tätigkeit iſt dann immer die Herbeiführung eines 
wirtſchaftlichen und für alle Teile gerechten Ergebniſſes. 
In dieſem Sinne gibt die Allg. Verf. vom 3. Januar 
1935 nähere Anweiſungen und ich habe bereits in 
meinen Darlegungen in der Deutſchen Richterzeitung 
vom 15. März 1933 (S. 138) und vom 15. Februar 
1934 (S. 53) Vorſchläge in dieſer Richtung gemacht. 
Aus der praktiſchen Erfahrung der letzten Jahre darf 
ich hinzufügen, daß dieſer Weg bei Gläubigern und 
Schuldnern die gleiche Zuſtimmung gefunden hat, weil 
er als zweckmäßig und gerecht empfunden wurde, und 
daß er in ſyſtematiſchem Ausbau aller Einzelmöglich⸗ 
keiten den Erfolg für ſich zu verbuchen hatte. 

Wenn nach dieſen Richtlinien in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung gearbeitet wird, iſt eine „überflüſſige und 
unzweckmäßige“ Einſtellung in nennenswertem Maße 
ausgeſchloſſen. Notwendig iſt allerdings — und da 
liegt der Kernpunkt! — daß ſeitens der Voll⸗ 
ſtreckungsrichter der wirtſchaftlichen 
Geſtaltung der Grundſtücksverhält⸗ 
niſſe die größte Aufmerkſamkeit ent⸗ 
gegengebracht wird. Notwendige Voraus⸗ 
ſetzung iſt ein genügendes Maß an Kenntnis und Er⸗ 
fahrung auf dem Grundſtücksweſen. Auch in dieſer 
Hinſicht gibt die AV. Richtlinien für die Auswahl und 
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Fortbildung der Richter. Wenn nun der Akademie— 
ausſchuß zu der begründeten Überzeugung kam, daß 
trotz allem noch in erheblichem Maße überflüſſige und 
unzweckmäßige Einſtellungen vorkommen, ſo wäre m. E. 
in erſter Linie zu prüfen geweſen, ob nicht eine beſſere 
Ausnutzung der im geltenden Geſetzesrecht gegebenen 
Möglichkeiten dieſen Übelftand vermeiden kann. Ins⸗ 
beſondere wäre zu prüfen geweſen, ob nicht eine ſtärkere 
Ausnutzung der auf die Sanierung des Grundbeſitzes 
gerichteten Geſtaltungstätigkeit der Gerichte genügt 
hätte. Hierüber verhalten ſich die Darlegungen des 
Ausſchuſſes überhaupt nicht. Da ich der Überzeugung 
bin, daß dieſe Möglichkeiten noch bei weitem nicht ge⸗ 
nügend ausgenutzt werden, glaube ich, daß zunächſt 
einmal hier die Beſtrebungen auf Verbeſſerung der 
Rechtspflege einzuſetzen hätten. Wenn das nicht als 
genügend angeſehen wird, ergäbe ſich der Weg, die dar⸗ 
gelegten perſönlichen und ſachlichen Vorausſetzungen 
einer einſtweiligen Einſtellung durch Anderung oder 
Ergänzung des $ 5 geſetzlich klarer zu beſtimmen. Dann 
ergäben ſich eindeutige Richtlinien für Zweck, Ziel und 
Vorausſetzungen der Einſtellung, welche nicht eine Be⸗ 
grenzung der Rechtſprechung, ſondern eine Förderung 
derſelben bedeuten würden. Das Ermeſſen des Richters 
würde nicht durch weitere ſtarre Grenzen lahmgelegt, 
ſondern nur klarer auf das zu erreichende Ziel ver⸗ 
wieſen. 

Keinesfalls würde damit aber eine Rückbildung des 
Geſetzesrechtes in Richtung auf die Alleingeltung des 
3G. unterſtützt. Im Gegenteil, es würde einem 
neuen Rechtszuſtand zugeſtrebt. Denn, was oben als 
notwendige Vorausſetzungen für eine einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens dargelegt 
iſt, bedeutet in feiner pofitiven Formulierung für eine 
Rechtserneuerung: jede Zwangs verſteige⸗ 
rung darf nur durchgeführt werden, wenn 
fie entweder notwendig iſt, um einem un werten 
Grundeigentümer fein Grundſtück 
zwangsweiſe zunehmen, oder wenn es keinen trag⸗ 
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baren anderen Weg gibt, dem Gläubiger die 
ihm zuſtehende Befriedigung ohne Ver⸗ 
ſteigerung zu verſchaffen. Die Zwangosverſteige⸗ 
rung darf alſo nur die ultima ratio ſein, ſie wird nicht 
dann angewandt, wenn der Gläubiger es will, ſondern 
wenn es objektiv betrachtet notwendig und daher gerecht 
iſt. Die folgerichtige Durchführung dieſer Gedanken 
verlangt ihre Berückſichtigung bereits bei der Entſchei⸗ 
dung über die Einleitung des Verſteigerungsverfahrens. 
Verfahrenstechniſch ergibt ſich dann, daß der Gläubiger 
nur noch den Antrag ſtellt: die Vollſtreckung in das 
Grundſtück des Schuldners vorzunehmen, und daß das 
Gericht dann in enger Zuſammenarbeit mit allen am 
Grundſtück Beteiligten prüft, welches Vollſtreckungs⸗ 
mittel anzuwenden ſei. Das Verfahren muß daher mit 
einem Prüfungsverfahren beginnen, deſſen Ziel iſt, die 
Befriedigung des Gläubigers möglichſt ohne gericht 
liche Zwangsmaßnahmen dadurch zu erreichen, daß in 
einer Art Güteverfahren die Befriedigung des Gläubi⸗ 
gers durch Geſundung des Grundſtücks in Erträgen und 
Laſten erſtrebt wird. Sind Zwangsmaßnahmen nicht 
zu vermeiden, müſſen ſie möglichſt auf die Vollſtreckung 
in die Erträge begrenzt werden, alſo auf die Zwangs⸗ 
verwaltung. Außerſtenfalls nur iſt die Zwangsverſtei⸗ 
gerung anzuordnen. Immer aber muß die Tätigkeit 
des Richters auf eine poſitive Geſtaltung der Verhält⸗ 
niſſe gerichtet ſein, damit das Verfahren dem Gläu⸗ 
biger beſtmögliche Befriedigung gewährt, dem Eigen⸗ 
tümer aber die geringſt mögliche Schädigung zufügt. 
Im Gegenſatz zum geltenden Geſetzesrecht werden 
die einzelnen Vollſtreckungsmittel dann Teile eines or⸗ 
ganiſchen Ganzen. Ein ſolches Verfahren — ſo glaube 
ich ſagen zu können — wäre ungleich wirtſchaftlicher 
und gerechter, als unſer heutiges. Dieſem Ziele zuzu⸗ 
ſtreben bedeutet daher eine Verbeſſerung des Rechts. 
Dieſem Ziele ſtreben aber die hier gemachten Anderungs⸗ 
vorſchläge zu, im Gegenſatz zu dem Vorſchlage der 
Akademie über die Einengung der Einſtellungsmöglich⸗ 
keiten. Deren Kritik war daher geboten. 


Verhältnis des Erbhöferollenanlegungs- zu dem Erbhoffeſtſtellungs verfahren 


Von Dr. Botho Schleich, Amtsgerichtsrat und Vorſitzender des Anerbengerichts in Weißenburg i. Bay. 


Da in abſehbarer Zeit mit dem Abſchluß der Ver⸗ 
fahren zur Anlegung der Erbhöferollen zu rechnen iſt, 
taucht in der Praxis immer häufiger die Frage auf, 
ob ein Eigentümer eine ſachliche Prüfung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft ſeines Anweſens und ſeiner Bauernfähig⸗ 
keit im Wege der Feſtſtellungsverfahren nach § 10, 13 
Abſ. 3, 18 REG. auch dann ohne Anderung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe beantragen kann, wenn ſein An⸗ 
weſen in das gerichtliche Verzeichnis der Erbhöfe rechts⸗ 
kräftig aufgenommen oder nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt in der Erbhöferolle eingetragen worden iſt bzw. 
wenn die Rolleneintragung feines Anweſens aus 
perſönlichen oder ſachlichen Momenten unanfechtbar 
abgelehnt wurde. In der Rechtslehre und Rechtſprechung 
wird dieſe Frage bald verneint, bald bejaht. Dabei 
wird meines Erachtens zu Unrecht nicht oder nicht 
genügend unterſchieden, ob im Zuſammenhang mit 
dem Anlegungsverfahren infolge Einſpruchseinlegung 
bereits eine Gerichtsentſcheidung über die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft oder Bauernfähigkeit ergangen iſt. 


Denn das Verfahren zur Anlegung der Rolle ($$ 34 ff. 
DV O. D iſt keine ſummariſche Prozeßart in dem Sinne, 
als ſolle hierdurch auf abgekürztem Wege die Feft- 
ſtellung getroffen werden, ob ein Anweſen Erbhof 
ſei. Es bezweckt ja nichts anderes als die Eintragung 
derjenigen Anweſen in die Rolle, von denen an⸗ 
genommen wird, daß ſie die Vorausſetzungen eines 
Erbhofes erfüllen. Daß allerdings der Vorſitzende des 
Anerbengerichts bei dieſer Gelegenheit die Erbhofeigen⸗ 
ſchaft einer Beſitzung und im Falle des Auftretens von 
Zweifeln auch die Bauernfähigkeit ihres Eigentümers 
zu prüfen hat, ohne aber deshalb darüber auch eine 
förmliche Feſtſtellungsentſcheidung zu 
fällen, ergibt ſich aus der das ganze Erbhofrecht aus 
öffentlichen Gründen beherrſchenden Ingquiſitions⸗ 
maxime. Für dieſe Entſcheidung iſt übrigens nur das 
Anerbengericht und nicht fein Vorſitzender nach ausdrück— 
licher geſetzlicher Beſtimmung ($$ 10, 40, 41 R&G.) 
zuſtändig. Sind daher auch auf Grund dieſes Prinzips 
der materiellen Wahrheitserforſchung im Bedarfsfalle 
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von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen 
erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen und die geeignet 
erſcheinenden Beweiſe zu erheben ($$ 14, 12 DO. I; 
$ 12 FGG.), fo kann trotzdem dieſes keineswegs ober 
flächliche, aber doch mehr ſummariſche und vorläufige 
Prüfungsverfahren des Gerichtsvorſitzenden nur zu der 
Vermutung führen, daß die letzten Endes in die Rolle 
aufgenommenen Grundſtücke Erbhofeigenſchaft beſitzen, 
den nichteingetragenen dieſe Eigenſchaft aber fehlt (81 
Abſ. 3 REG.; § 1 DO. ID. Dieſe geſetzliche Ver⸗ 
mutung im Wege des Feſtſtellungsverfahrens der $$ 10, 
13 Abſ. 3; 18 REG. jederzeit zu widerlegen, find weder 
der Eigentümer noch der Kreisbauernführer und erſt 
recht nicht ein rechtlich intereſſierter Dritter, der ja an 
dem Anlegungsverfahren an ſich gar nicht beteiligt ſein 
kann, gehindert. 

Anders iſt aber der Fall zu beurteilen, wenn wäh⸗ 
rend des Anlegungs verfahrens eine 
der beiden erſtgenannten Perſonen 
von ihrer Einſpruchs möglichkeit Ge⸗ 
brauch gemacht und fo das im Rahmen des An- 
legungsprozeſſes vorgeſehene Feſtſtellungsverfahren ins 
Rollen gebracht haben. Dieſer Einſpruchsprozeß, der 
ein nicht weſentlicher Beſtandteil des Anlegungsver⸗ 
fahrens ohne jede ſummariſche Tendenz iſt, deckt ſich 
mit den übrigen in Frage kommenden Feſtſtellungs⸗ 
verfahren nicht nur hinſichtlich ſeiner Einleitung auf 
Anregung eines Beteiligten hin (hier Einſpruch, dort 
Antrag), fondern auch bezüglich der Art und Weiſe 
feiner Durchführung, feines Inhalts und feiner Wir⸗ 
kungen. Das Anerbengericht hat ja in allen Fällen 
unter Heranziehung der Beteiligten und mit Ausnützung 
ſämtlicher ihm zur Verfügung ſtehenden Erkenntnis- 
möglichkeiten eingehend und exakt zu ermitteln, ob Erb⸗ 
hofeigenſchaft bzw. Bauernfähigkeit vorliegt. Ohne jede 
materiell⸗rechtliche Bedeutung iſt es dabei, ob der Be⸗ 
ſchlußtenor dieſes in das Rollenanlegungsverfahren 
eingeſchalteten Feſtſtellungsprozeſſes ſich formell nur 
mit der Abweiſung oder Zulaſſung des Einſpruchs be⸗ 
gnügt und dementſprechend unter Umſtänden die Ein⸗ 
tragung bzw. Nichteintragung der Beſitzung verfügt 
oder ob er wie in den übrigen Feſtſtellungsprozeſſen 
ſich ausdrücklich über die Erbhofeigenſchaft bzw. die 
Hofzugehörigkeit ausſpricht. Des weiteren erzeugen alle 
Verfahren gleichmäßig inſofern materielle Rechtskraft, 
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als die an ihnen jeweils beteiligten Perſonen ohne 
Anderung der tatſächlichen Verhältniſſe ein neues Ver⸗ 
fahren mit demſelben Thema nicht mehr einleiten 
können. Für ſie wird die Erbhofeigenſchaft bzw. 
Bauernfähigkeit oder ihr Nichtvorliegen nicht bloß an 
Hand der Erbhöferolle vermutet; dies ſteht vielmehr 
für ſie auf Grund der formell rechtskräftigen Gerichts⸗ 
entſcheidung endgültig feſt. Die nochmalige Zulaſſung 
eines Verfahrens mit denſelben Inſtanzen ohne nach⸗ 
träglichen Eintritt neuer Tatſachen würde, mögen auch 
in dem erneuten Verfahren die Anerbenbehörden theo⸗ 
retiſch an die früher ergangenen Entſcheidungen nicht 
gebunden ſein, praktiſch einen unſinnigen Leerlauf be⸗ 
deuten, der auch durch die mit ihm verbundene Ge⸗ 
bührenpflicht wohl kaum abgeſtellt werden könnte G 51 
Abſ. 1 Ziff. 2 DO. I). 

Aus dieſer letzterwähnten Vorſchrift, welche die Ge⸗ 
bührenfreiheit für die Feſtſtellungsentſcheidung dann 
vorſieht, wenn ſie im Zuſammenhang mit dem Ver⸗ 
fahren zur Eintragung oder Löſchung der Beſitzung in 
der Erbhöferolle ergeht, ergibt ſich übrigens eindeutig 
nicht nur die Gleichſtellung des Einſpruchs⸗ mit den 
Feſtſtellungsverfahren, ſondern ſogar ihre innerliche 
Identität. Denn ſie läßt erkennen, daß ein an der 
Feſtſtellung rechtlich intereſſierter Dritter ($ 61 DO. I 
ſich an dem nur für den Eigentümer und Kreisbauern⸗ 
führer vorgeſehenen Einſpruchsverfahren dadurch be⸗ 
teiligen kann, daß ſein gleichzeitig laufender Feſt⸗ 
ſtellungsprozeß mit dem anderen Verfahren zwecks ein⸗ 
heitlicher Entſcheidung verbunden wird. 

Darüber, daß ein ſich auf die Erörterung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft beſchränkendes Einſpruchsverfahren die nach⸗ 
trägliche Einleitung eines auf die Frage der Bauern⸗ 
fähigkeit ſich erſtreckenden Feſtſtellungsverfahrens durch 
dieſelben Perſonen und umgekehrt auch bei gleich⸗ 
bleibendem Sachverhalt nicht ausſchließt, kann m. E. 
ebenſowenig ein Zweifel beſtehen wie über die Richtig⸗ 
keit der Auffaſſung, daß der Feſtſtellungsantrag eines 
Eigentümers oder des Kreisbauernführers nicht um des⸗ 
willen als unzuläſſig zurückgewieſen werden kann, weil 
dieſe Perſonen in dem Anlegungsverfahren von ihrem 
Einſpruchsrecht keinen Gebrauch gemacht haben. Mangels 
öffentlichen Intereſſes muß es ja ihrem Gutdünken an⸗ 
heimgeſtellt bleiben, zwiſchen beiden Feſtſtellungs⸗ 
möglichkeiten die Wahl zu treffen. 


Die Verordnung vom 27. März 1935 zur Ausführung des Reichsjagoͤgeſetzes 


Von Erſter Staatsanwalt Steiner, Düſſeldorf 


In 71 Paragraphen, wie das RJG. ſelbſt, gibt die 
Verordnung eine reiche Fülle von Beſtimmungen und 
Ausführungen. 

Zu den jagdbaren Tieren ( 2) kommen 
hinzu: der immer wieder von Zeit zu Zeit in Deutſch⸗ 
land auftauchende Luchs, der Räuber und Würger vom 
Kleinwild bis zum Hirſchkalb, weiter der in Deutſch⸗ 
land leider ausſterbende Nerz, der kleine Bruder des 
Niſchotters., mit. feinen. duvklev. , koſlboren. Rala,, und 

endlich der Kolkrabe, der heilige Vogel der Germanen. 

Eine neue Beſtimmung bringt $ 1°: „Wer an Orten, 

an denen er zur Jagdausübung nicht berechtigt iſt, Be⸗ 
ſitz oder Gewahrſam an lebendem oder verendetem 
Wild erlangt, hat dies innerhalb 24 Stunden der 


Ortspolizeibehörde abzuliefern oder anzuzeigen.“ Zu⸗ 
widerhandlungen belegt der $ 60˙ der VO. mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 150 RM. Die Ortspolizeibehörde hat das 
Wild unverzüglich dem Jagdausübungsberechtigten zur 
Verfügung zu ſtellen. Auf einen Spaziergänger, der auf 
verendendes Wild ſtößt, ohne es in Beſitz oder Gewahr⸗ 
ſam zu nehmen, iſt die Anzeigepflicht nicht ausgedehnt. 
Vom guten Volksſinn iſt zu erwarten, daß auch der 
Spaziergänger, wie es bislang ſchon vielfach geſchehen, 
von dem Fund eines wertvbuen Skuckes Wild, ſoweit 
es ihm möglich iſt, Mitteilung macht. Die Anzeigepflicht 
erfaßt leider nicht die ausgemähten Faſanen⸗ und Feld⸗ 
hühnergelege. (Das unbefugte Ausnehmen der Eier 
bleibt ſtrafbar nach $ 368* StGB. oder als Jagd⸗ 
vergehen nach $ 1 des RJG. u. $ 292 f. StGB.) 
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Neu und bedeutſam und abweichend vom bisherigen 
Recht beſtimmt der $ 3 f. ein Jagdrecht des 
Reiches für den Meeresſtrand, die Haffs, die offenen 
Meeresbuchten und für beſtimmte, in Anlage 1 der VO. 
aufgeführte Flußmündungen. Soweit auf dem 
Meeresſtrand und den genannten Gewäſſern nach Um⸗ 
fang und Geſtalt für ſich allein eine ordnungsmäßige 
Jagdausübung nicht gewährleiſtet iſt, ſind dieſe Flächen 
benachbarten Jagdbezirken anzugliedern ($ 67). 

Verpachtung eines Jagdbezirkes an Jagdgeſellſchaften 
iſt wieder zuläſſig (89 12°, 5). 

Naturſchutzgebiete erhalten eine weitere 
Sicherung: Zu ihrem Schutz beſtimmt der $ 6°, daß bei 
Verpachtung von Jagdbezirken, die unmittelbar an ein 
größeres Naturſchutzgebiet angrenzen, das Reich oder 
der Staat die Anpachtung dieſer Bezirke gegen einen 
ortsüblich angemeſſenen Pachtzins beanſpruchen kann. 

Aufrechterhalten iſt im § 6 die entſcheidende Ber 
ſtimmung des § 410° des Preuß. Jagdgeſ. vom 
18. Januar 1934, daß Ländereien, die an ihrer brei⸗ 
teften Stelle weniger als 200 m breit, aber mehr als 
400 m lang ſind, keinen Jagdbezirk bilden und den 
Zuſammenhang zur Bildung eines Jagdbezirks zwiſchen 
Grundſtücksteilen nicht herſtellen. Das Wort „Lände⸗ 
reien“ erſetzt zweckmäßig den Ausdruck „Land⸗ und 
forſtwirtſchaftlich genutzte Flächen“ des Preuß. Jagd⸗ 
geſetzes. Die Beſtimmung ſelbſt verhindert die früher 
mögliche und oft übliche künſtliche Konſtruierung eines 
Jagdbezirkes. 

Eine beſondere, land- und gartenwirtſchaftlich ſehr 
zu begrüßende Berechtigung erhält im $ 7? der VO. der 
Eigentümer oder Nutzungsberechtigte der durch $ 7 des 
RIO. geſchaffenen befriedeten Bezirke, auf denen die 
Jagd zu ruhen hat CHofräume, Gebäude, Hausgärten, 
Friedhöfe). 

Er darf auch ohne einen Jagdſchein jedes Raubwild, 
mit ſchriftlicher Genehmigung des Kreisjägermeiſters 
auch Kaninchen, töten und für ſich behalten; auch der 
Gebrauch der Schußwaffe iſt ihm mit ſchriftlicher Ge⸗ 
nehmigung des Kreisjägermeiſters geſtattet. 

Tiergärten im Sinne des $ 960 BGB. fallen nach 
$ 8° der VO. nicht unter die Beſtimmungen des RJG. 
Die Tiere in Tiergärten ſind alſo auch weiterhin nicht 
„herrenlos“ im Sinne des Geſetzes, wie das Wild in 
freier Wildbahn es iſt. (Die Jäger werden übrigens 
nie begreifen, daß die Juriſten das Wild „herrenlos“ 
nennen.) Von den Tiergärten verſchieden find Wild⸗ 
gärten und Gatterreviere. Auf dieſe finden nunmehr 
erfreulicherweiſe alle Schonvorſchriften, insbeſondere 
auch die Schonzeiten des RJ G. gleiche Anwendung, wie 
auf das Wild in freier Wildbahn (§ 36° der BO). 

Für den Mindeſtumfang eines jeden Teilbezirkes 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes ($$ 9° des RIG.) 
erneuert $ 9° der VO. die Beſtimmung des 9 13° des 
Preuß. JG., daß der Mindeſtumfang für jeden Teil⸗ 
bezirk 500 ha betragen muß. Da weiter $ 9. des NIG. 
für jeden ſelbſtändigen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk 
(ohne Teilung) überhaupt einen Mindeſtumfang von 
150 ha (an Stelle der früheren 75 ha) vorſchreibt, iſt 
zum Bedauern vieler Jäger, die ſich eine größere Jagd 
nicht leiſten können, die Zahl der kleinen, alſo billigeren 
Jagden ſehr verringert. 

Die Stellung des Jagdvorſtehers (Vorſtehers der Ge⸗ 
meinde und zugleich der Jagdgenoſſenſchaft, d 10 RIG.) 
iſt durch $ 10 der BO. feftgelegt: Der Jagdvorſteher 
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iſt nicht Jagdbehörde im Sinne des RJG., er unter⸗ 
ſteht nicht der Dienſtaufſicht der Jägermeiſter. Die Be⸗ 
griffsbeſtimmung der Jagdgenoſſenſchaft 
(d 10° des RG.) iſt von der VO. beibehalten. Der 
$ 10° des RJ G.: „Die Jagdberechtigten eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Jagdbezirks bilden eine rechtsfähige Jagd⸗ 
genoſſenſchaft des öffentlichen Rechts,“ weicht in ſeinen 
Eingangsworten ab von der Begriffsbeſtimmung des 
$ 13° des Preuß. JG. In letzterem hieß es: „Die 
Eigentümer der Grundſtücke eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Jagdbezirks bilden eine Jagdgenoſſenſchaft ...“ 
Die neue Ausdrucksweiſe des RJG. und der VO. ber 
ruht auf dem Grundſatz des $ 3 des RG. (ähnlich 
ſchon § 2 des Preuß. JG.), daß das Jagdrecht dem 
Grundeigentümer auf ſeinem Grund und Boden zuſteht 
und untrennbar mit dem Eigentum am Grund und 
Boden verbunden iſt. Auch der Eigentümer des klein⸗ 
ſten Grundſtücks iſt hiernach grundſätzlich für dieſes 
kleine Grundſtück jagdberechtigt. Sein Jagdrecht unter⸗ 
liegt aber nach $ 1“ des RJG. den Beſchränkungen 
dieſes Geſetzes, d. h. er darf die Jagd auf ſeinem 
Grundſtück nur ausüben ($ 5 RJG.), wenn dieſes die 
durch $ 8 des RIG. vorgeſchriebene Mindeſtgröße hat. 
Anderenfalls fällt ſein Grundſtück in den gemeinſchaft⸗ 
lichen Jagdbezirk. Jagdberechtigter und Jagdaus⸗ 
übungsberechtigter find verſchiedene Begriffe. 

Wie ſchon $ 16! des RJ G., enthält auch $ 16° der 
VO. eine Unklarheit (betr. Zwangsverſteigerung einer 
Eigenjagd, Eintritt des Erſtehers in das Jagdpacht⸗ 
verhältnis). Sowohl in $ 16' des RJ G., wie im $ 16° 
der VO. iſt lediglich der $ 57 des Zwangsverſteige⸗ 
rungsgeſetzes aufgeführt, nicht aber deſſen $$ 57 a, 57 b. 
Der Kommentar von Korintenberg u. Wenz 
zum Zwangsverſteigerungsgeſetz II S. 777 (Köln 1935, 
Verlag Pick) hält die Fortlaſſung der § 57 a, 57 b des 
ZwG. für einen offenbaren Irrtum. 

Eine klare Rechtslage ſchafft $ 19 für den Fall, daß 
ein Pächter aus der Deutſchen Jägerſchaft 
ausgeſchloſſen, oder daß ihm der Jagdſchein 
nicht erteilt oder entzogen wird ($ 19 des RJG.). Der 
Pachtvertrag erliſcht mit Rechtskraft der Entſcheidung, 
und die Jagd kommt zur Neuverpachtung. Der alte 
Pächter haftet für die Zeitdauer des alten Vertrages für 
den Unterſchied zwiſchen dem alten und dem neuen 
Pachtzins. 

Ein neues Kündigungsrecht gibt $ 20 der VO. dem 
Pächter, der „wegen körperlicher oder geiſtiger Mängel“ 
zur Ausübung der Jagd dauernd unfähig iſt, eine nütz⸗ 
liche Neuordnung, deren Mißbrauch um ſo weniger zu 
erwarten iſt, als der Nachweis der Mängel durch ein 
amtsärztliches Zeugnis erfolgen muß. 

Die Vorſchrift des $ 32 des Preuß. JG., daß die 
Ausſtellung des erſten Jahresjagdſcheins von der erfolg⸗ 
reichen Ablegung einer Prüfung abhängig iſt, wird 
durch § 22" der BO, erneuert. Dieſe Pflichtprüfung 
ſichert einen Jägernachwuchs, der mit Waffen, Wild 
und Hund umzugehen weiß. . 

Erfreulich und dem Geiſt der deutſchen Jägerſchaft 
entſprechend iſt die Beſtimmung des $ 23° der VO., daß 
gemäß § 23 des RG. der Jagdſchein auch verfagt 
werden muß, wenn durch Auskunft der zuſtändigen Be⸗ 
hörde die politiſche Unzuverläſſigkeit 
des Antragſtellers nachgewieſen iſt. 

$ 25° der BD, ſtellt den Begriff der Geſellſchafts⸗ 
jagden im Sinne des $ 25 des RSG. feſt: „Als Ger 
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ſellſchaftsjagden find alle Jagden anzuſehen, an denen 
neben dem Jugendlichen und der Aufſichtsperſon mehr 
als zwei Perſonen teilnehmen.“ Ob der jugendliche 
Jäger (14 —16, bzw. 18 Jahre) auch an kleineren 
Treibjagden teilnehmen darf, und was insbeſondere im 
Sinne des RJ. eine Treibjagd iſt, wird auch weiters 
hin wie von altersher zwar nicht ſtreitig ſein unter 
waidgerechten Jägern, aber vom Gericht klugſam zu 
überlegen fein. Denn der im $ 35 des RG. ge⸗ 
gebene Begriff der „Treibjagd beim Mondſchein“ 
dürfte nicht für die Tagestreibjagden gelten. 

Die Gebühren für den Inländer-Jahresjagdſchein 
($ 27 der BD.) find nunmehr für das Reich auf 50 RM. 
plus 2 RM. für Jagdhaftpflichtverſicherung feſtgeſetzt, 
die des Jahresjagdſcheins für Jugendliche auf 25 RM. 
(plus 2 RM.). Schwerkriegsbeſchädigte 
erhalten die Jagdſcheine zu halben Gebühren. Mit 
Freude und Dankbarkeit ſieht der Kriegsteilnehmer 
überall im neuen Staate die Wiederherſtellung ſeiner 
Ehrenſtellung. 

Weitblickend beſtimmt $ 31? der VO., daß auf dem 
Gebiet von Befeſtigungsanlagen und Munitions- 
anſtalten der Wehrmacht die Wildfolge ausgeſchloſſen iſt. 

In Ausführung des $ 34 des RG. ordnet $ 34 der 
VO. an, daß für jeden Jagdbezirk von mindeſtens 
500 ha vom Jagdausübungsberechtigten ein brauch⸗ 
barer Jagdhund gehalten werden muß. Die Aner⸗ 
kennung der Hunde als Jagdhunde kann durch die Gau⸗ 
jägermeiſter von einer Prüfung abhängig gemacht 
werden. Hoffentlich verſchwinden nun auch die vielen 
ſchußſcheuen Hunde, die wir noch in Deutſchland haben. 
Im Kriege find der Armee viele Hunde als Kriegs⸗ 
hunde geliefert worden, die draußen im Felde bei dem 
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erſten Kampflärm winſelnd und heulend ſich vers 
krochen oder flüchteten. Nur die wenigſten Hunde 
waren ſchußfeſt im großen Kampflärm; wir haben 
einen Hund erſchoſſen, deſſen Heulen eine ganze 
Grabenbeſatzung in Wirrnis brachte. 

Über das Verfahren in Wild- und Jagdſchadens⸗ 
ſachen bringen d 49, 50 der VO. eingehende Vor⸗ 
ſchriften. Der behauptete Schaden muß binnen drei 
Tagen bei der Ortspolizeibehörde ſchriftlich oder zu 
Protokoll angemeldet werden. Bei verſpäteter An- 
meldung iſt der Anſpruch zurückzuweiſen. Gegen die 
Abweiſung wegen verſpäteter Anmeldung und weiter 
gegen den auf Grund einer Schätzung erfolgenden 
„Vorbeſcheid“ der Ortspolizeibehörde ſteht den Ber 
teiligten binnen einer Notfriſt von zwei Wochen das 
Recht der Klage beim Amtsgericht zu (§ 50 III). 

Wie durch das Reichsjagdgeſetz, ſo zieht ſich auch 
durch die ganze Verordnung die aufgabenreiche, 
verantwortungsvolle Stellung der 
Jägermeiſter. Die Gau⸗- und Kreisjägermeiſter 
find nach $ 30 der VO. auch zur Ausübung des Jagd⸗ 
ſchutzes innerhalb ihres Dienſtbezirkes berechtigt, dürfen 
alſo die Jagden ihres Bezirkes (in Dienſtkleidung, 
$ 39°) mit Waffe und Hund betreten. Von der Tätig⸗ 
keit der Jägermeiſter iſt insbeſondere auch eine 
ſcharfe Bekämpfung des Wilderer⸗ 
unweſens zu erhoffen. Ein Zuſammenarbeiten 
zwiſchen den Jägermeiſtern, der Staatsanwaltſchaft und 
der Amtsanwaltſchaft (durch Berichte der Jäger, Ber 
ſprechungen, Mitteilung der gerichtlichen Verhandlungs- 
termine) wird für Wild und Jagd nutzbringend ſein. 

Wie das RG. ſelbſt, iſt die VO. am 1. April 1935 
in Kraft getreten ($ 71 der VO.). 


Was ift „grober Unfug“ 


Von Amtsgerichtsdirektor Dr. Mickel, Gießen 


Der Täter beſchleicht und belauſcht in den ſtädtiſchen 
Anlagen in der Dunkelheit Liebespärchen. Nur in 
einem Falle bemerkt und geſtellt, erklärt er, offenbar 
rechtlich bewandert, außer in dieſem letzten Falle fei 
ſein Tun niemals bemerkt worden. Er könne daher 
nicht beſtraft werden. Mit Beleidigung iſt hier in den 
Fällen, in denen der Täter nicht bemerkt wurde und die 
Betroffenen unbekannt blieben, nichts, in dem einzigen 
gegenteiligen Falle kaum etwas zu machen. — Oder: Der 
Täter ſchraubt nächtlicherweiſe von einem auf der Straße 
ſtehenden Kraftwagen den Verſchlußdeckel des Kühlers 
ab und wirft ihn in den dunklen Wagen, wo ihn der 
Eigentümer ſpäter nur durch Zufall wiederfindet. Nach 
dem bekannten Streit der Rechtſprechung kann hier der 
Täter weder wegen Diebſtahls noch wegen Sachbeſchädi— 
gung belangt werden. — Oder: Mehrere junge Burſchen 
werfen in der Nacht die Stühle einer Gaſtwirtſchaft in 
den Nachbargarten. Sachſchaden entſteht nicht. — 
Oder: Heimkehrende Zecher hängen nächtlicherweiſe 
einen Fenſterladen aus und ſtellen ihn erſt nach einiger 
Zeit wieder ab. Außer einem Schutzmann, der den 
Laden alsbald wieder einhängt, nimmt niemand den 
Vorfall wahr. — Oder: Ein Metzger fährt mit ſeinem 
Lieferkraftwagen, auf dem ein offener Korb mit Säge⸗ 
mehl ſteht, durch die Stadt. Das Sägemehl zerſtäubt und 
beſchmutzt die Straße und die Vorübergehenden. 

In allen dieſen aus der täglichen Praxis genomme⸗ 
nen und beliebig vermehrbaren Fällen wurde gegen die 


ermittelten Täter ſeitens der Polizeidirektion Straf⸗ 
anzeige wegen groben Unfugs erſtattet. In keinem 
dieſer Fälle wird aber nach dem derzeitigen Stand der 
Rechtſprechung eine Beſtrafung, insbeſondere wegen 
groben Unfugs ($ 360 Ziff. 11 StGB.) erfolgen können. 
Denn in allen dieſen Fällen wurden unmittel⸗ 
bar nur einzelne Perſonen beläſtigt. Es fehlte 
alſo jeweils die von der Rechtſprechung geforderte un⸗ 
mittelbare Beläſtigung oder Gefährdung des Publi⸗ 
kums als ſolchen, mag auch dem Täter in der Mehrzahl 
dieſer Fälle die Perſon des im einzelnen Betroffenen, 
den er ſich aus dem Publikum beliebig herausgriff, 
völlig gleichgültig geweſen ſein. In allen dieſen Fällen 
fehlt auch eine Verletzung oder Gefährdung des äuße⸗ 
ren Beſtandes der öffentlichen Ordnung. In einem 
Teil dieſer Fälle (Lauſcher) wurde die Tat überhaupt 
von niemandem wahrgenommen. In keinem Falle 
waren weitere unbeteiligte Perſonen in der Nähe. 
Daß ein ſolches Ergebnis nicht nur für den Laien, 
ſondern auch für den nicht in Doktrinen erſtarrten 
Rechtskundigen unbefriedigend iſt, bedarf keiner Be⸗ 
tonung. Daran ändert die Tatſache nichts, daß, wie 
dies auf dem Gebiete des Strafrechts nicht anders ſein 
kann, alle dieſe an ſich grundſätzlich unbeſtrittenen An⸗ 
forderungen der Rechtſprechung nur in der Art ihrer 
Anwendung auf den Einzelfall nach den verſchiedenſten 
Richtungen beſtritten ſind. So ſtreitet man, ob grober 
Unfug auch an einem nicht öffentlichen Ort begangen 
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werden kann. Man ſtreitet über die Zahl der Perſonen, 
die den Vorgang, insbeſondere unmittelbar, wahr- 
nehmen und ſich beläſtigt fühlen müſſen. Siehe hier 
zuletzt DRZ. Rſpr. 1935 Nr. 237. Selbſt die hier 
ſehr weit entgegenkommende Entſcheidung in RGSt. 
34, 364, auch 53, 119, ſtellt noch Anforderungen, die die 
obenangeführten Beiſpiele immer noch ſtraflos aus⸗ 
gehen laſſen. Sie läßt bei derartigen Angriffen auf 
Einzelperſonen die bloß abſtrakte Wahrnehmbarkeit 
durch dritte Perſonen nicht genügen, ſondern verlangt, 
daß dieſe Perſonen tatſäch lich ſich in folder Nähe 
des Vorgangs befanden, daß ſie den Vorgang auch 
ſelbſt wahrnehmen konnten, mag, gleichfalls nach der 
Rechtſprechung, die Tat an ſich auch noch ſo geeignet 
geweſen ſein, die „öffentliche Ordnung“ zu ſtören. 
Man ſtreitet auch darüber, ob hier Fahrläſſigkeit genüge 
und jedenfalls darüber, ob ſich der Vorſatz auch auf den 
Erfolg beziehen müſſe. Man verneint beides über⸗ 
wiegend. Damit bleibt allein für den obigen Sägemehl⸗ 
fall die zudem noch beſtrittene Möglichkeit der Ber 
ſtrafung, das Vorliegen bedingten Vorſatzes und ein⸗ 
ſchlägiger Polizeiverordnungen hier vorbehalten. Man 
betont ſchließlich weiter mit Peinlichkeit, daß der 
$ 360 Ziff. 14 beileibe keine Hilfsſtrafbeſtimmung ſei, 
durch die man nun jeden auf andere Weiſe nicht faß⸗ 
baren Täter zur Beſtrafung bringen könne. Man leſe 
das hier einſchlägige Schrifttum und man wird 
ſtaunen, in wie ängſtlicher Sorge hier um das 
Wohl des Täters unter faſt völliger Außer⸗ 
achtlaſſung des Wohles der Gemein- 
ſchaft mit Bedenken hin und Bedenken 
her nur mit dem Beſtreben geſtritten 
wird, daß dem Frevler ja keine Unbill 
widerfahre. 


Dies die Rechtſprechung. Was ſagt nun das Geſetz 
ſelbſt? Es ſagt mit klaren und knappen Worten nur 
dieſes: „Beſtraft wird, wer groben Unfug verübt“. 
Über dieſe knappen Worte hinaus iſt alles andere nur 
durch Rechtſprechung und Schrifttum in dieſe klare Be⸗ 
ſtimmung hineingetragen und aus ihr herausgedeutet 
worden, zum Heile des Täters, zum Schaden der 
Volksgemeinſchaft, die ſolches weder früher verſtanden 
hat noch viel weniger heute verſteht. Man frage jeden 
unverbildeten Volksgenoſſen um ſeine Meinung über 
die obigen Fälle. Er wird antworten: „Das iſt Unfug, 
und zwar grober Unfug,“ d. h. Unfug in erheblichem 
Maße. Dieſes Empfinden wird auch jeder unverbildete 
Richter haben. Eine Rechtſprechung, die in dieſer 
Weiſe geradezu verhindert, daß derartige Verächter des 
Gemeinſchaftsſinnes nicht nur nicht beſtraft werden, 
ſondern auch ihr Handwerk ruhig weitertreiben können, 
konnte nur entſtehen aus dem heute doch angeblich über⸗ 
wundenen Geiſte einer Zeit, in der die Heiligkeit der 
Perſon des Täters das erſte, die Wahrung des Wohles 
der Volksgemeinſchaft aber erſt das zweite Gebot war. 
Daß man aber ſchon früher dieſe Rechtſprechung nicht 
für unabänderlich hielt, läßt die Entſcheidung in RGSt. 
53, 119 (letzter Satz des erſten Abſatzes) erkennen. 
Dieſe Rechtſprechung mußte in dem Augenblick fallen, 
in dem ſich nach der Machtübernahme dieſe Grundſätze 
in ihr Gegenteil verkehrten. Wurde auch bisher ſchon 
auf dem Gebiete des $ 360 Ziffer 11 StGB. mit der 
Verletzung der „Geſellſchaftsordnung“ gearbeitet, ſo 
darf die Strafbarkeit gemeinſchaftswidrigen Verhaltens 
der oben geſchilderten Art — eben auf Grund des 
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$ 360 Ziffer 11 — heute erft recht nicht mehr zweifelhaft 
ſein. Hierfür iſt keineswegs erforderlich, daß man aus 
dem $ 360 Ziffer 11 einen Lückenbüßer und Gummi⸗ 
paragraphen macht oder ihm ſonſt irgendwie Gewalt 
antut. Es genügt einzig und allein die Anwendung 
dieſer Beſtimmung in ihrem klaren und eindeutigen 
Wortlaut, fo, wie ihn jeder geſunde Volksgenoſſe ver⸗ 
ſteht. Wenn man bei der heute üblichen einengenden 
Auslegung des $ 360 Ziffer 11 StGB. in erſter Linie 
auf ſeine Entſtehungsgeſchichte zurückgreift, ſo iſt dem 
entgegenzuhalten, daß dieſe Entſtehungsgeſchichte doch 
immerhin in einer Zeit und in Anſchauungen begründet 
15 die heute wahrhaftig nicht mehr richtunggebend ſein 
önnen. 


Das kommende Strafrecht wird in erſter Linie auf 
den verbrecheriſchen Wil len des Täters abſtellen. Es 
wird hierbei ſo weit gehen, daß es grundſätzlich auch den 
Verſuch gleichſetzen wird der vollendeten Tat. Reichs⸗ 
miniſter Dr. Frank hat erſt kürzlich („Völkiſcher 
Beobachter“ vom 4. 5. 1935) erklärt: 

„Im nationalſozialiſtiſchen Strafrecht iſt die Frage der 
materiellen Gerechtigkeit entſcheidend, und damit ent⸗ 
fällt die im liberaliſtiſchen Staat hervorgetretene Tendenz, 
das Strafgeſetz ſo aufzubauen, daß jeder Verbrecher weiß, 
wie er durch die Lücken des Strafgeſetzes 
ſchlüpfen kann. Nach dieſem einen Grundſatz der ma⸗ 
teriellen Gerechtigkeit werden neue, klare und volkstümliche 
Beſtimmungen einfachſter Art für die früher ſo ſehr um⸗ 
ſtrittenen Begriffe der Schuld, des Vorſatzes, der Fahrläſſig⸗ 
keit uſw. treten, da alles nur darauf ankommen kann, ob der 
Täter die ſittliche Verwerflichkeit ſeines Ver⸗ 
ſtoßes gegen die völkiſche Treuepflicht kennt. 
Entwickelt der Täter trotz dieſer Kenntnis einen verbreche⸗ 
riſchen Willen, ſo muß er beſtraft werden, wenn dieſer ver⸗ 
brecheriſche Wille ſichtbar in Erſcheinung tritt.“ 


Und Reichs juſtizminiſter Dr. Gürt ner hat ebendort 
am 8. 5. 1935 geſchrieben: 


„Das neue Strafgeſetz will das ſtrafwürdige Unrecht mit 
Strafe bekämpfen, wo es ſich findet, ganz gleich, ob das 
Geſetz das ſtrafwürdige Verhalten vorausgeſehen und 
daher mit Strafe bedroht hat, oder ob es, weil kein 
Geſetz im voraus alles ſtrafwürdige Tun überſchauen 
kann, keine ſpezielle Strafvorſchrift dafür enthält. Ein 

chlüpfen durch die Maſchen des Geſetzes 
darf es künftig nicht mehr geben. Der Ent⸗ 
wurf weiſt den Richter daher an, wenn er bei der rechtlichen 
Würdigung der Tat des Angeklagten keine paſſende Straf⸗ 
vorſchrift findet, zu prüfen, ob die Tat, wenn auch nicht 
nach dem Wortlaut des Geſetzes, fo doch nach dem Grund» 
gedanken eines Strafgeſetzes und nach geſunder Volks⸗ 
anſchauung, Beſtrafung verdient; bejaht der Richter dies, 
ſo hat er das Strafgeſetz, deſſen Grundgedanke auf den Fall 
zutrifft, anzuwenden.“ 


Aus dieſem Geiſte ſind auch die jetzt veröffentlichten 
„Nationalſozialiſtiſche Leitſätze für ein neues deutſches 
Strafrecht“ und auch die neuen „Richtlinien für das 
Strafverfahren“ erwachſen. Noch viel mehr muß in 
einem Falle wie hier die klare Anwendung eines klaren 
Gefegesterted unbedingtes Gebot fein. Auch darum 
rechtfertigt ſich ſchon heute ein Abgehen von der 
derzeitigen den § 360 Ziffer 11 in ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit erheblich einſchränkenden und ſeinem klaren 
Wortlaut widerſprechenden Rechtſprechung. Es muß 
ſchon heute undenkbar ſein, daß Täter der obigen 
Art ihren verbrecheriſchen Willen ungehemmt durch⸗ 
führen, daß ſie dem geſunden Empfinden jedes Volks⸗ 
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genoſſen zuwider groben Unfug treiben und daß dieſes 
Unrecht dennoch ungeſühnt bleiben muß. Unrecht 
iſt, was die Volksgemeinſchaft als Unrecht empfindet. 
Dies muß für jede Art des Unrechts und damit auch 
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für die Anwendung des $ 360 Ziffer 11 StGB. 
gelten. Was grober Unfug und damit Unrecht iſt, muß 
auch heute ſchon als grober Unfug beſtraft werden 
können. 


Sprachecke 


Die ebenſo humorvollen wie treffenden Bemerkungen von 
RGR. Dr. Zeiler in Heft 5 der DRZ. 1935, S. 152, 
ſpornen mich an, drei anderen Sprachſünden entgegen⸗ 
zutreten, von denen die erſte ſich nur in Urteilen, Schrift⸗ 
ſätzen uſw. norddeutſcher (genauer niederdeutſcher) Verfaſſer, 
die anderen überall finden. Die erſte iſt das Weglaſſen des 
Hilfszeitworts „worden“, wenn das Perfekt des Paſſivs 
nur eine Begebenheit, nicht einen Zuſtand ausdrückt. Wäh⸗ 
rend die bekanntlich nicht zuletzt durch Luthers Bibel zur 
deutſchen „Schriftſprache“ und damit zum „Hochdeutſch“ ge⸗ 
wordene oberdeutſche Sprache von jeher dieſe Unterſcheidung 
annte, war ſie dem niederdeutſchen Platt von jeher fremd. 
Auf dem Umwege über die niederdeutſchen Großſtädte Ham⸗ 
burg, Hannover uſw., aber auch Berlin, dringt bedauer- 
licherweiſe dieſe Verarmung des Gefühls für ſprachliche 
Ausdrucksunterſchiede in die hochdeutſche Sprache ein. Denn 
das Perfekt des Paſſivs drückt etwas ganz Verſchiedenes aus, 
je nachdem das „worden“ beigefügt wird oder nicht. Ich 
verweiſe auf Wuſtmann, Sprachdummheiten, 10. erneuerte 
Auflage, Berlin und Leipzig 1935, Seite 84 ff. „Der Kampf 
um das Worden“: Für nicht niederdeutſche Ohren iſt es 
qualvoll, zu hören: „Das Verbot der .... Zeitung iſt heute 
wieder aufgehoben“ (worden!), „am Tage darauf ſind noch 
drei Statuen ausgegraben“ (worden!), „Hierauf ſind die 
Zeugen gehört, die Urkunden verleſen“ (worden!), „dann 
iſt ja in der Berufungsinſtanz dagegen Sturm gelaufen“ 
(worden!). Ja, in einem Urteil aus Hamburg (über einen 
Unfall auf einem Eiſenbahnübergang) las ich: „die Zeugen 
haben bekundet, daß gepfiffen und die Schranke geſchloſſen 
iſt!“ Ob ein Raum mit Gemälden oder Fahnen geſchmückt 
worden iſt oder ob er damit geſchmückt iſt, ob eine Aus⸗ 
ſtellung (am .. ten) eröffnet worden iſt, oder ob fie (nun⸗ 
mehr) eröffnet iſt, das ſind ſprachinhaltlich zwei ganz ver⸗ 
ſchiedene Ausſagen: im erſteren Falle wird ein Geſchehen er⸗ 
zählt, im letzteren ein Zuſtand geſchildert oder doch über 
einen ſolchen berichtet, der das Ergebnis jenes Geſchehens 
ift (perfectum praesens). Es wäre an der Zeit, daß 
auch auf dieſem Gebiete Provinzialismen verſchwinden, 
wenn ſie keine Bereicherung, ſondern eine Verarmung der 
deutſchen Sprache bedeuten. 


Bei Abfaſſung von Urteilen läßt ſich leider weitgehend 
der Gebrauch der ſog. indirekten Rede nicht umgehen, wenn 
die Ausführungen von Parteien, Vorinſtanzen uſw. nur 
dem Sinne nach wiedergegeben werden ſollen. Vielfach wird 
dabei die Zeitform verwechſelt: der Konjunktiv des Im⸗ 
perfekts wird gebraucht, während nur der des Präſens rich— 
tig iſt. „Der Kläger behauptet, er wäre an dieſem Tage gar 
nicht in N. geweſen und hätte ſich nie mit dem Zeugen 
unterhalten.“ Geſundes Sprachgefühl fragt hierzu: „Wenn 
was nicht geweſen wäre?“ Es muß natürlich heißen: „Der 
Kläger behauptet, er ſei .. . nicht geweſen und habe ſich nicht 
unterhalten.“ 

Schließlich möchte ich noch gerne einem nach Aktendeutſch 
duftenden Worte den Gnadenſtoß verſetzen (wenn ſo etwas 
möglich wäre, aber die Hilfsvölker des Bürokratius ſind 
zähe). Es iſt das Wörtlein „fehlſam“. Viele Juriſten⸗ 
herzen hängen an dieſem kleinen Scheuſal, auch das Reichs⸗ 
gericht prunkt nicht ſelten mit den „fehlſamen Erwägungen 
des Vorderrichters“. Aber find die Erwägungen des Hinter 
richters dann nicht ſelbſt „fehlſam“? Iſt es unzeitgemäß, 
hier ein paar Sätze aus Klopſtocks „Grammatiſchen 
Geſprächen“ wiederzugeben? „Lich“ und „Sam“ haben vor 
der Schiedsrichterin „Wortbildung“ einen Wettſtreit, welche 
von ihnen die „unſchicklichſten Vereinigungen“ machen könne: 

„Sam“: Polyphem klagte der Nymphe Galatea die Leiden 
ſeiner Liebe. „Du biſt“, rief er, „blumenhafter als die 
Wieſe, anmutiſcher als die Winterſonne, ſcherziger wie das 
junge Böckchen und, wird dein Herz endlich fühlbar, 
ſchmackerner als die reife Traube.“ 

„Lich“: „Aber du biſt auch wüthlicher als der wilde Stier, 
betrügichter wie Waſſer, unbewegiſcher denn dieſer Fels und 
grimmſamer wie die trächtliche Bärin.“ 

„Sam“: „Der Berg Tmolus hatte einen Gott. Der 
rieſichte Gott beſtieg den abhängſamen Berg. Nun ſitzt der 
vieljähriſche Richter auf dem Gipfel und bekränzt ſein blau⸗ 
haftes Haar mit der mooslichen Eiche.” ... 

Schade, daß Lich und Sam, die doch den vieljähriſchen 
Richter kannten, die fehlſamen Erwägungen des Vorder⸗ 
richters nicht gekannt haben! Sie hätten ſich dann aus 
Angſt vor dem Hinterrichter vor ſolchen Entgleiſungen 
gehütet. Reichsgerichtsrat Eilles. 


(Mitteilungen 
der Reichs fachgruppe Richter und Staatsanwälte 


Die gemeinſchaftliche Tagung des 
Reichs fachgruppenrates und der Gaufachberater 
der Reichsfachgruppe „Richter und Staatsanwälte“ 
in Bad Brückenau 


Der Reichsfachgruppenleiter „Richter und Staatsanwälte“, 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Geffroy, hatte die Mitglieder 
des Reichsfachgruppenrates und die Gaufachberater zu einer 
Arbeitstagung am 15. und 16. Juni in das Richterheim in 
Bad Brückenau zuſammengerufen. Die Tagung gewann ihre 
beſondere Bedeutung durch die Anweſenheit des Reichsjuriſten⸗ 
führers Reichsminiſters Dr. Frank, des Reichsgeſchäfts⸗ 
führers des BNSDI. Dr. Heuber, des Reichsamts⸗ 
leiters Dr. Raeke und des Preſſechefs der Deutſchen Rechts⸗ 
front Dr. Freiherr du Prel. Mit einer Reihe weiterer 
Gäſte begrüßte der Reichsfachgruppenleiter auch den letzten 


Vorſitzenden des Deutſchen Richterbundes, Senatspräſidenten 
Linz, dem er ehrende Woorte für ſeine wertvolle Tätig⸗ 
keit in der früheren Organiſation der deutſchen Richter 
widmete. 


Nachdem der Toten und Hinterbliebenen des Unglücks in 
Reinsdorf gedacht worden war, wies in einer kurzen Be⸗ 
grüßungsanſprache der Reichs fachgruppenleiter auf die Fülle 
und die Größe der den deutſchen Richtern und Staatsanwälten 
geſtellten Aufgaben hin. Er verſprach, ſelbſt mit aller Kraft 
an der Löſung dieſer Aufgaben tätig zu ſein und rief die Er⸗ 
ſchienenen zu eifrigſter Mitarbeit auf. Insbeſondere gelte es, 
das Programm der Partei auf dem Gebiete des Rechtes 
durchzuführen. 

In ſeinem Bericht über die Tätigkeit des Reichsfachgruppen⸗ 
leiters gedachte er der Arbeit der von der Reichsfachgruppe 
gebildeten Ausſchüſſe, von denen er beſonders diejenigen für 
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die große Juſtizreform, die Heine Juſtizreform, die Straf⸗ 
rechtsreform und für Nachwuchsfragen erwähnte. 

Im Anſchluß an die Bekanntgabe der endgültigen Liqui⸗ 
dation des Deutſchen Nichterbundes teilte er weiter mit, daß 
die reſtlichen Vermögenswerte des Deutſchen Richterbundes 
zur Förderung der Aufgaben der Reichsfachgruppe in ſeine 
Hände übergeführt worden ſeien. Zur Verwaltung dieſer Ver⸗ 
mögenswerte werde eine Stiftung errichtet werden unter der 
Schirmherrſchaft des Reichsjuriſtenführers, der in hochherziger 
Weiſe angeordnet habe, das Vermögen des Deutſchen Richter⸗ 
bundes i. L. entſprechend den urſprünglichen Zwecken zu ver⸗ 
wenden. 

Nach den Eingangsworten des Reichsfachgruppenleiters er⸗ 
griff der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank das Wort zu 
längeren Ausführungen über die Problematik, mit der ſich die 
deutſchen Richter und Staatsanwälte theoretiſch und praktiſch 
auseinanderzuſetzen haben. Er überbrachte zunächſt im Namen 
der Reichsführung des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Juriſten ſowie auch der Reichsleitung der NSDAP. den 
Dank der Geſamtbewegung dafür, daß die deutſchen Richter 
und Staatsanwälte auf einem ſo unendlich ſchwierigen Ge⸗ 
biet wie dem der Neugeftaltung der deutſchen Rechtslage eine 
ſo ſtarke und ſelbſtloſe Treue und Opferbereitſchaft im Dienſte 
der Idee gezeigt hätten. Deshalb nehme er das Treuebekennt⸗ 
nis des Reichsfachgruppenleiters Geffroy feierlich zur Kennt⸗ 
nis, denn „die Situation unſeres Bundes iſt klar und un⸗ 
verrückt vom erſten Tage an, da er im Jahre 1928 vom 
Führer ſelbſt gegründet wurde“. Der Führer habe den Bund 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten auf ſeinen Antrag 
damals ins Leben gerufen, um kundzutun, daß ihm an der 
Geſtaltung des deutſchen Rechtslebens im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Sinne die ganz beſondere Miſſion der Angehörigen 
des deutſchen Rechtsſtandes beſonders wertvoll erſcheine. 

Den deutſchen Richtern und Staatsanwälten wolle er ganz 
kurz aus der Geſamtentwicklung des Bundes ſeit jenem Zeit⸗ 
punkt und angeſichts der Geſamtlage der Bewegung, wie ſie 
ſich in den verſchiedenen Entwicklungsſtadien ſeither gezeigt 
hat, ihre Aufgabe formulieren. 

Das Geſicht des Nationalſozialismus ſei in ſeiner zeit⸗ 
lichen Entwicklung ein dreifaches. Gerade die deutſchen 
Rechtswahrer als die Träger der rechtlichen Ver⸗ 
antwortung für die Geſtaltung der deutſchen Dinge 
würden ſich ganz präzis einer hiſtoriſchen Methode der Er⸗ 
kenntnis bedienen, die Konſequenzen gedanklicher und 
logiſcher Art ſelbſt dann ziehe, wenn ſie dem einen oder 
anderen auch unangenehm ſein mögen. 

Das erſte Geſicht des Nationalſozialismus ſei das Geſicht 
der Oppoſitionsbewegung, das zweite das Geſicht einer ganz 
beſonderen politiſchen Machtbewegung, und das dritte ſei das 
Geſicht einer Organiſation auf weltanſchaulichem Gebiet. 
Eine Vermengung dieſer drei, nach ihren Vorausſetzungen, 
Inhalten und Zielrichtungen völlig verſchiedenen Aufgaben⸗ 
bereiche des Nationalſozialismus ſei von Nachteil für jede 
dieſer drei Gruppen geweſen und würde das auch in Zu⸗ 
kunft ſein. 

Der Nationalſozialismus als Ausdruck der Oppoſitionszeit 
gehöre bereits der Geſchichte an. „Wir wollen uns durchaus 
eingeſtehen“, fo führte der Reichsjuriſtenführer aus, „daß wir 
alte Kämpfer an dieſe erſte Epoche des Nationalſozialismus 
mit Freuden, oft ſogar mit Wehmut zurückdenken. Es war 
damals die Linie unſerer Front ebenſo deutlich ſichtbar wie die 
Front unſerer Gegner. Dieſer Kampf iſt Ihnen ja allen be⸗ 
kannt. Sie waren vielleicht ſelbſt in ihn verſtrickt, haben in 
Wehmut, doch in treuer Erfüllung Ihrer Pflicht vielleicht 
gegen manchen nationalſozialiſtiſchen Kämpfer ſtehen müſſen. 
Aber eines möchte ich Ihnen hier ſagen: In dieſer erſten 
Epoche des nationalſozialiſtiſchen Ringens habe ich perfünz 
lich und mit mir der Führer und die maßgeblichen Kämpfer 
der Bewegung den Eindruck gewonnen, daß der deutſche 
Richter ein Mann von Charakter, von unbeſtechlicher Treue 
zur Sache und zu feinem Volk und ein Garant der Rechts⸗ 
ſicherheit war. Ich habe in den zweitauſend Verfahren, die 
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unter meiner Kontrolle oder meiner perſönlichen Anweſenheit 
in den Jahren von 1927 bis 1933 in allen deutſchen Ober⸗ 
landesgerichtsbezirken ſtattgefunden haben, die Feſtſtellung 
machen können, daß der deutſche Richter eine Per⸗ 
ſönlichkeit darſtellt, auf die das geſamte 
deutſche Volk ſtolz fein kann. Ich habe niemals 
einen Fall erlebt, daß ein Richter über ſeiner hohen Miſſion 
hätte vergeſſen können, daß er dem deutſchen Volk zugehört. 
Daß der Kampf hart war, daß wir Opfer bringen mußten, 
und daß die Urteile ſo ausfielen, war nicht ein Verſchulden 
des Richters, ſondern ein Verſchulden der miſerablen Geſetz⸗ 
gebung dieſer Zeit, die oſtentativ auf die Unterdrückung aller 
nationalen Erneuerungsbeſtrebungen ausging. 

Die Methoden des oppoſitionellen Kampfes um die inner⸗ 
politiſche Macht können indeſſen von dem Augenblick nicht 
mehr angewandt werden, von dem an die politiſche Bes 
wegung die Macht im Staate erlangt hat. Hierin liegt das 
zweite Geſicht des Nationalſozialismus. Dieſes zweite Geſicht 
iſt das nüchterne Geſicht der Erfüllung einer Staatsbeamten⸗ 
ſchaft mit dem neuen Wollen. Dieſer zweite Entwicklungs- 
punkt des Nationalſozialismus ſteht voll und ganz unter 
dem Geſichtspunkt, daß der Staat Mittel und Zweck zur Ver⸗ 
wirklichung des Nationalſozialismus zu ſein hat. In dieſem 
zweiten Stadium liegt eine ganz ungeheure Schwierigkeit; 
denn nunmehr ſoll der nationalſozialiſtiſche Oppoſitions⸗ 
kämpfer vor allem zeigen, daß er auch als Fachmann auf 
ganz beſtimmten, mit ganz klaren Vorausſetzungen umgebenen 
und umzirkelten Lebensbereichen der Führer iſt. Hier liegt 
das Problem, von dem wir heute immer und immer wieder 
hören: Verhältnis zwiſchen Bürokratie und Bewegung. Unter 
Bürokratie im allgemeinen wird die Geſamtheit der Einrich⸗ 
tungen eines Staates zur Sicherung einer ſtabilen Verwirk⸗ 
lichung des Staatswillens verſtanden. Hierzu gehören Ein⸗ 
richtungen wie Beamte und überhaupt alles, was ſchon ſeit 
Jahrzehnten jede politiſche Machtänderung überdauerte und 
was eigentlich den ſtabilſten Faktor im öffentlichen Leben eines 
Volkes darſtellt. Die Revolution von 1918 z. B. wurde 
überdauert von dem in ſich treu zuſammenhaltenden Beamten⸗ 
tum. Sie brauchen nur nachzuleſen, welch hohe, anerkennende 
Worte der Führer für das Verhalten der Beamtenſchaft 
findet; denn ſie war damals die Retterin des deutſchen 
Volkes. So wurden auch bei der nationalſozialiſtiſchen Revo⸗ 
lution zunächſt einmal die alten Beamten und die ganze 
Apparatur übernommen; es war nur oben zunächſt eine poli⸗ 
tiſche Verſchiebung der Machthaber eingetreten. Es war aber 
nun die große Aufgabe — und das iſt das Problem dieſer 
zweiten Epoche, das aus der dritten ſchon herüberſtrahlt —, 
dieſen Apparat allmählich mit dem nationalſozialiſtiſchen 
Kämpfertum zu ergänzen und mit nationalſozialiſtiſchen 
Ideen zu erfüllen. Ich möchte dazu folgendes ſagen: Aus 
dem Geſamtzuſammenhang all deſſen, daß der deutſche Bür⸗ 
ger im allgemeinen ſein Vertrauen zu den Beamten hatte 
und haben darf, daß ferner von den innerorganiſatoriſchen 
Schwierigkeiten des Staatsaufbaues zunächſt das Augenmerk 
auf die Außenpolitik gerichtet wurde, daß es zum dritten un⸗ 
möglich war, an Stelle der ſachlich⸗fachlichen Beamtenſchaft 
die reinen Parteikämpfer zu ſetzen, ſollte die ganze Staats⸗ 
apparatur nicht darunter zuſammenbrechen, hat der Führer 
das große Wort von der Umbildung der Revolu⸗ 
tion in die Evolution geſprochen. Und für dieſe 
zweite Epoche gilt daher das große Wort des Führers, das 
beſagt: Der Nationalſozialismus wird in ſeinem ideellen 
Aufgabenkreis vielleicht der gegenwärtigen Generation gerade 
noch die erſten Anfänge der Umgeſtaltung des deutſchen Lebens 
zeigen, und wir vertrauen auf das deutſche Volk, daß dieſe 
mähliche ſtabile Entwicklung fortgeſetzt wird. 

Ich würde dann, meine Herren, zu dem dritten großen 
Aufgabengebiet auf dem uns geſtellten Bereiche kommen, und 
das iſt ſozuſagen das dritte Geſicht des Natio⸗ 
nalſozialismus, das geiſtesgeſchichtliche. 
Hier liegt eigentlich unſere Aufgabe. Das geiſtesgeſchichtliche 
Bild des Nationalſozialismus wächſt heraus aus dem 
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ſchöpferiſchen Urgrund der Geiftigfeit unſeres Volkes. Diefen 
Urgrund hat uns die Idee der Zurückführung des deutſchen 
Rechtslebens auf die unzerſtörbaren Grundlagen unſeres 
völkiſchen Daſeins eingegeben. Dieſe Idee iſt ſo unendlich 
groß und bedeutſam, daß vielleicht keiner hier in dieſem 
Saale mit vollſtem Bewußtſein wirklich die gigantiſche Fülle 
dieſer Problematik erfaſſen könnte. Es iſt etwas ganz unge 
heuer großes, daß wir faſt nach einem halben Jahrtauſend 
einer ſyſtematiſchen Entfremdung zwiſchen Volk und Recht 
nunmehr uns zu dieſer Einheit zuſammenfinden wollen. Sie, 
meine Herren, wollen daher auch bei ihrer Aufgabe gerade 
hier im Juriſtenbund immer betonen, daß wir die Soldaten 
eines Kommenden ſind, daß wir die Propheten und Künder 
dieſes werdenden Neuen ſind und daß uns nicht nur etwa 
eine Standesaufgabe oder nur etwa eine Berufsaufgabe ger 
ſtellt iſt, ſondern daß wir geiſtesgeſchichtlich in der Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Geiſteslebens auf dem Gebiete des 
Rechts die Künder dieſes neuen Rechtswollens ſein müſſen. 


In zwei Jahren geſtaltet man nicht eine Aufgabe, für die 
vielleicht ein Jahrhundert anzuſetzen ift! Dieſe Generation 
erlebt wirklich nur den Anfang der nationalſozialiſtiſchen 
Welt. Dieſer Anfang liegt doch in der Zurückführung 
unſeres Rechtsdenkens auf den Geſichts⸗ 
punkt der Raſſe und den Geſichtspunkt der Volks⸗ 
gemeinſchaft. Das iſt die große Miſſion in dieſer 
herrlichen dritten Erſcheinungsform des Nationalſozialismus, 
daß er unabhängig von gegenwärtigen Zuſammenſetzungen 
der Apparaturen des Staates in dieſes neue Land der deut- 
ſchen Geiſtigkeit zieht und marſchiert. So wie alles Große 
nur aus einer Idee wird, kann auch dies nicht aus Über⸗ 

legungen der Zweckmäßigkeit werden. Solange wir ange⸗ 
ſichts der außen⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Lage an dieſe 
Zweckmäßigkeit gebunden ſind, läßt ſich überhaupt das Ideal 
nicht reſtlos ſo verwirklichen, wie es uns vorſchwebt. Rings 
in der Welt iſt Zielloſigkeit, Ideenloſigkeit, auch Idealloſig⸗ 
keit; nur hier im Herzen der Welt, in Deutſchland, lebt 
wieder etwas Neues, iſt wirklich ein Frühling angebrochen. 
Und fo müſſen wir auch Rechtspolitik treiben, 
indem wir das Ideal voranſtellen. Auf jedem 
Plato folgt ein Ariſtoteles, auf jeden Idealiſten möchte der 
Geheimrat, auf jeden Revolutionär die Bürokratie folgen. Wir 
müſſen uns dabei vor einem hüten. Hüten wir uns davor, 
daß man das Kämpferkorps des Nationalſozialismus zu 
typifieren beginnt, hüten wir uns davor, daß Sie ſich als 
Repräſentanten dieſer neuen Geiſtesbewegung auf dem Ge⸗ 
biete des Rechts in Abhängigkeit von zeitlich oder perſönlich 
bedingten Machtlagen begeben. Dieſe Aufgaben ſind wirklich 
unabhängig davon, wie ſich die Gegenwartslage entwickelt. 
Denn wir wachſen geiſtig, wir ſind die Repräſentanten der 
Zukunft und was ſich uns entgegenſtellt, iſt Repräſentanz 
des Sterbenden, des Abklingenden. Wir ſind dankbar für 
dieſen Kampf und wir wollen ihn aus der vornehmen 
Grundhaltung derer, die überzeugt ſind von ihrer Sache und 
bereit ſind, für ſie alles einzuſetzen, weiterführen. Dieſer 
Kampf liegt nun auf verſchiedenen Gebieten. Sie als die 
Vertreter der deutſchen Richter und Staat 
anwälte haben eine ungeheuer große 
Miſſion. Ich brauche Sie nicht an die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Richterſtandes ſeit etwa zwei Jahr- 
hunderten erinnern. Sie werden aus der Geſchichte des 
deutſchen Rechts wiſſen, daß der deutſche Richter noch um 
die Mitte des 18. Jahrhunderts ein von hohem Anſehen 
und von außerordentlich hoher Bedeutung umgebener Mann 
war, daß in ſeiner Bedeutung aber infolge der unglücklichen 
Entwicklung des Verwaltungsmechanismus durch die Über⸗ 
wucherung des Juſtizmäßigen durch das rein Verwaltungs 
mäßige gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine fortwährende 
Entleerung des Anſehens des deutſchen Richterſtandes ein⸗ 
getreten war. Ein Jude in Altpreußen konnte nicht Offizier 
werden, er konnte aber ohne weiteres Richter werden; ein 
Jude war ausgeſchloſſen von dem vornehmen Kreis der Ver⸗ 
waltung, konnte aber in der Juſtiz aufſteigen. Es liegt an 
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Ihnen, dafür zu forgen, daß das Anſehen des deut- 
ſchen Richterſtandes nicht etwa nur gehalten, ſondern 
geſteigert wird. Wir ſind nicht damit zufrieden, daß 
der deutſche Richter in dieſer Verwaltungskarriere des Bez 
amten immer mehr verſchwindet und immer nur herabge- 
würdigt wird durch die Beſeitigung all der Vorausſetzungen 
ſeiner Unabhängigkeit. Wir denken gar nicht daran, dieſen 
Kampf um den Richter etwa in dem Sinne zu führen, daß 
wir ſeine Unabhängigkeiterhalten wollen. Nein, 
wir wollen ſie erſt ſchaffenz ſie iſt noch gar nicht 
Es gibt bekanntlich drei Syſteme auf dieſem 
Gebiet. Das eine Syſtem iſt das der völligen Verbeamtung 
des Richterſtandes. Es iſt das unglücklichſte Syſtem, das den 
Richter zum Verwaltungsbeamten macht. Ich meine, daß in 
Sowjetrußland von einer unabhängigen Rechtspflege durch 
unabhängige Richter nicht mehr geſprochen werden kann. 
Das entgegengeſetzte Syſtem iſt etwa das engliſche, wo man 
den Richter wirklich als Richterkönig aufſtellte, das ſogar 
ſo weit geht, daß man ein eigenes Juſtizminiſterium, dem die 
ganze Perſonalpolitik unterſtellt iſt, nicht einrichtete aus 
Sorge, die Unabhängigkeit zu ſtören. Wir in Deutſchland 
haben wie ſo oft auch auf dieſem Gebiet ein Kompromiß⸗ 
ſyſtem. Wir haben ein Juſtizminiſterium, dem die ganze 
Perſonalpolitik unterſtellt iſt, haben daneben aber auch den 
unabhängigen Richter. Ich will nicht dafür plädieren, daß 
etwa das Juſtizminiſterium irgendwann einmal beſeitigt 
werden ſoll als Inſtitut der Überwachung des Dienſtbetriebes. 
Aber aus dem germaniſchen und deutſchen Rechtsempfinden 
heraus müſſen wir uns unbedingt um die Frage bekümmern, 
daß nicht unter den Geſichtspunkt des autoritären Staates 
die Unabhängigkeit des Richters immer weiter zurückgeſchraubt 
wird. Wir haben einen ganz großen Gedanken dabei und ich 
appelliere an Sie nicht etwa als Repräſentanten einer Be⸗ 
rufsgruppe, ſondern als die Repräſentanten und wiſſenden 
Verantwortungsträger auf einem ganz beſtimmten Gebiet, 
dieſer Entwicklung Einhalt zu tun und mir zu helfen, die 
Unabhängigkeit des Richters überhaupt erſt herzuſtellen. Wir 
müſſen uns dabei darüber klar ſein, daß dieſes deutſche Miſch⸗ 
ſyſtem eigentlich das ſchlechteſte iſt. Wenn man auf der einen 
Seite ſchon den unabhängigen Richter hat, ihn aber anderer- 
ſeits abhängig macht von einem ihm weſensfremden Verwal⸗ 
tungsmechanismus, fo iſt das an ſich ein innerer Widerſpruch. 
Aber man kann trotzdem die Unabhängigkeit der Richter 
garantieren und hat dieſen Ausweg mit der Unverſetzbarkeit, 
Unabſetzbarkeit uſw. auch gewählt. Aber auch hier ſehen 
Sie, daß leider Gottes das Dritte Reich noch nicht 
die volle Unabhängikeit des deutſchen Richters wieder⸗ 
hergeſtellt hat. Es iſt eine ernſte innerpolitiſche Auf⸗ 
gabe unſeres Staatsaufbaues, dafür zu ſorgen, daß im 
Intereſſe des nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaues dieſe 
Unabhängigkeit, die der Führer ſelbſt fortwährend als ein 
weſentliches Fundament des deutſchen Rechtslebens anerkannt 
hat und für die ich ſchon in der Kampfzeit fortwährend ein⸗ 
getreten bin, in dieſem deutſch- rechtlichen Sinne wiederher⸗ 
geſtellt wird. Das iſt eine große Miſſion, die Sie beſitzen! 
Jeder Staatsanwalt und Rechtsanwalt hat ein grundſätz⸗ 
liches, lebenswichtiges Intereſſe daran, daß dieſem Abbau 
der Unabhängigkeit des Richtertums Einhalt geboten wird. 
Ich glaube, wenn Sie dieſe Ihre Tagung unter dieſe großen 
leitenden Geſichtspunkte ſtellen, Sie ſich ſchon damit ein ge⸗ 
ſchichtliches Verdienſt erwerben. Dabei ſoll die Kritik durch⸗ 
aus ſachlich ſein und durchaus in Anerkennung der Notwen⸗ 
digkeiten einer revolutionären Machtlage. Aber wir wollen 
doch darauf hinweiſen, daß wir nicht in den Tag arbeiten. 
Was wir hier machen, dient ausſchließlich einer überperſön⸗ 
lichen Tradition des deutſchen Volkes und Staates. Wir 
wollen nichts für uns, aber alles für die Aufrechterhaltung 
der deutſchen Sitten⸗ und Rechtsordnung. Der unabhängige 
Richter iſt der ſchwerſte Richterpoſten, denn ich glaube, unter 
dem Geſichtswinkel der Verantwortungsbefreiung könnten 
wir nur den Wunſch äußern, dieſen Richter ſo raſch wie 
möglich zu einem abhängigen Verwaltungsbeamten zu 
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machen. Daß wir den unabhängigen Richter erſtreben und 
unter allen Umſtänden aufrechterhalten werden, bedeutet 
einen Ausdruck der Verantwortungsfähigkeit des deutſchen 
Rechtsſtandes und bedeutet weiter die Erkenntnis, daß auf 
die Dauer kein Staat exiſtieren kann, der nicht dieſe Art 
Selbſtſicherung oder Rückendeckung beſitzt, daß es jedem 
Staatsbürger unbenommen bleibt, in jedem Falle an den 
Richter zu glauben. Das berühmte Wort: „Es gibt noch 
Richter in Berlin“ ſoll auch heute heißen: „Es gibt hier 
Richter im Dritten Reich“. Das ſollen Sie bei all Ihrer 
Arbeit und bei allem, was Sie tun, immer wieder in den 
Vordergrund ſtellen. Glauben Sie mir: der autoritäre Staat 
iſt um ſo autoritärer, je ſtärker und unabhängiger er ſeine 
eigene Juſtiz auszugeſtalten vermag, und er wird deſto ohn⸗ 
mächtiger ſein, wenn er den unabhängigen Richter zu ſcheuen 
hat, denn ein ſolcher Staat hat Angſt vor ſeinen Richtern. 
Der nationalſozialiſtiſche Staat hat keine Angſt vor den 
Richtern. Wir und die Bewegung haben das Intereſſe, 
daß dieſe Richterunabhängigkeit wirklich wieder voll und 
ganz hergeſtellt wird. Wir haben darüber hinaus die Feſt⸗ 
ſtellung zu machen, daß mit dem Abſinken der richterlichen 
Unabhängigkeit ein Aufſtieg der ſtaatsanwaltlichen Zur 
ſtändigkeit verbunden werden ſoll. Der autoritäre Staat 
bedarf an ſich eines autoritären, ſelbſtſicheren und klug ge⸗ 
leiteten ſtaatsanwaltſchaftlichen Apparates. Aber ich bin der 
Meinung, daß hier die Grenze vielleicht ſchon erreicht iſt. Ich 
glaube daher, daß wir alles Intereſſe daran haben, kundzutun, 
daß in Treue zu der Verantwortung vor dem Volke dieſer Ein⸗ 
heitsgedanke des Rechts nichts Formelles bedeutet, ſondern daß, 
wenn wir ſchon von Vereinheitlichung der deutſchen Rechts⸗ 
ſeele mit der deutſchen Volksſeele ſprechen, die Ausſtrahlungen 
der rechtlichen Notwendigkeiten des deutſchen Volkslebens von 
einer Zentrale, die über allem ſteht, gemeinſchaftlich aus⸗ 
zugehen hat, daß wir alſo keine Sonderrechte von Ständen 
oder Wirtſchaftskammern anerkennen können, die zum 
Schluß nicht nur mehr vorbeugend wirken durch Aufſtellung 
von Statuten, ſondern die letzten Endes dann prozeſſual 
wirken durch Ausſchaltung der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 
Wir haben auch hier kein Standesintereſſe, ſondern 
ein Intereſſe am geſamten deutſchen Volk. 
Denn es wird der Richter, je detaillierter er in einem Spezial⸗ 
intereſſe beſchäftigt wird, um fo eher Gefahr laufen, den Zu⸗ 
ſammenhang mit der Geſamtrechtsentwicklung zu verlieren. 
Um ſo größer wird dann ſchließlich die Gefahr ſein, daß eine 
große Rechtsreform⸗ und Rechtsideenentwicklung ſich nicht 
bis in die letzten Ausſtrahlungen der Staatsapparatur durch⸗ 
ſetzt. Dieſe Art Spezialiſtenrechtſprechung führt dazu, daß 
eine allgemeine Rechtsunſicherheit eintritt, ſo daß zum 
Schluß von einer einheitlichen deutſchen Rechtspflege auf 
dieſem Gebiete nicht mehr die Rede ſein könnte. Wir 
haben alſo neben der ganz großen Aufgabe der Sicherung 
der Unabhängigkeit des Richters die große Aufgabe der 
Wiederherſtellung des Anſehens einer einheitlichen ſtaatlichen 
Rechtspflege. 


Wir haben als weitere ganz große Aufgabe die, dem deut⸗ 
ſchen Richter als Menſchen, Staatsbürger und Nationalſozia⸗ 
liſten in einer eigenen Organiſation die Repräſentanz ſeiner 
Geſamtintereſſen im Intereſſe des deutſchen Volkes zu er⸗ 
halten. Man könnte an ſich der Meinung ſein, daß wir eine 
Art Richterbund oder Reichsfachgruppe „Richter und Staats⸗ 
anwälte“ nicht mehr bräuchten. Dieſe Meinung könnte dar⸗ 
auf geſtützt werden, daß heute alles ſtaatlich iſt und infolge⸗ 
deſſen auch ſo eine Art Standesorganiſation außerhalb der 
Staatsapparatur nicht mehr geduldet werden könnte. Hier 
muß ich als alter Kämpfer der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung folgendes ſagen: die NSDAP. wollte niemals einen 
autoritären Staat in dem Sinne, daß das deutſche Volk etwa 
rechtlos würde; das heißt alſo, auf allen Gebieten hat ſich 
die Willensbildung zu formen aus der Zuſammenarbeit des 
Volkswillens auf einem beſtimmten Gebiete mit den Reprä⸗ 
ſentanten des Staates. Die NSDAP. iſt, rein techniſch ge⸗ 
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ſehen, an die Stelle der 37 Parteien vor der Machtübernahme 
getreten, aber nicht mit der Wirkung, daß damit nun das 
Volk überhaupt ohne jede Repräſentanz ausſchließlich den 
Entſchließungen der Staatsapparatur ausgeliefert ſein ſolle. 
Dieſen Standpunkt könnten wir als alte Nationalſozialiſten 
niemals billigen, umſo weniger, als er in der Regel von Re⸗ 
präſentanten vertreten wird, die mit dem Nationalſozialis⸗ 
ums nicht das geringſte zu tun haben. Wir wollen daher 
abſolut auch für die Träger des Rechtsgedan-⸗ 
kens dieſe Organiſation in der Formeiner 
Sicherung der Möglichkeit, entſcheidend 
Stellung zunehmen zu den großen Proble⸗ 
men des Rechtsaufbaues und des Rechts⸗ 
lebens, unter allen Umſtänden erhalten. Ich danke 
Ihnen daher ganz beſonders, daß Sie dieſes klare Bekenntnis 
zu Ihrem Richterbund und zu feinem Rechtsnachfolger immer 
abgelegt haben. Wenn Sie die Geſchichte des deutſchen Richter⸗ 
bundes einſehen, ſo werden Sie mir recht geben, wenn ich ſage, 
daß gerade aus ihm eine Fülle von wertvollſten Anregungen 
für die Rechtsreform hervorgegangen iſt und daß nicht nur im 
Bereich der Gerichtsſäle und der Gerichtsapparatur, ſondern 
in dieſem geiſtigen Zuſammenſein in Form eines Kollegiums, 
in der peripathetiſchen Methodik der Ausſprache, wenn ich 
ſo ſagen darf, und des regelmäßigen Zuſammenkommens eine 
ungeheure Verlebendigung des Rechtslebens eintritt. Denn 
das Prinzip des Lebens iſt die Bipolarität. Wo Licht iſt, iſt 
auch Schatten. Die Bipolarität iſt aber eine der weſentlichen 
Vorausſetzungen, daß eine ſachliche Kritik unerläßlich iſt. 
Ein Staatsapparat, der ſich künſtlich der ſachlichen Kritik — 
ich ſpreche nicht von der ſtaats⸗ oder bewegungsfeindlichen — 
verſchließen wollte, würde einer inneren Verwahrloſung an⸗ 
heimfallen müſſen. Sie wollen dies bitte ganz klar auch als 
politiſche Kämpfer erkennen. Die Vipolarität des Lebens 
macht es zur Pflicht, daß der Reichsjuſtizverwaltung gegen⸗ 
übertritt die Repräſentanz der Männer, die im Dienſte des 
deutſchen Volkes dem Recht dienen, und wir denken gar nicht 
daran, dieſer Repräſentanz irgendwie Abbruch tun zu laſſen, 
nachdem der Führer ſelbſt ſie geſchaffen hat. 


Kurz noch einiges Methodiſches. Wenn wir aus dieſem 
großen Geſamtkomplex unferer Aufgaben nur drei Pro- 
bleme herausgegriffen haben, ſo war es mir eine am Herzen 
liegende Pflicht, zu ſagen, daß dieſe drei Komplexe: Unab⸗ 
hängigkeit des Richters, Wiederherſtellung der einheitlichen 
ſtaatlichen Gerichtsbarkeit und Aufrechterhaltung der fachlich⸗ 
ſachlichen, geiſtig⸗ſtändiſchen Arbeit der Reichsfachgruppe „Rich⸗ 
ter und Staatsanwälte“ im Juriſtenbund von ihr in ihrer heu⸗ 
tigen Repräſentanz ganz beſonders in den Vordergrung gerückt 
werden müſſen. Dabei ſeien Sie überzeugt, daß Sie voll und 
ganz das Vertrauen des Führers beſitzen. Es iſt vielleicht 
nützlich und eine gute Schule für Sie geweſen, daß Sie 
gerade aus dem Werk des Führers eines gelernt haben, daß 
nämlich über den Tageswallungen und den kleinen Strö⸗ 
mungen, mit denen unſer ganz kleines Ich fortbeſteht, dieſer 
große ſynthetiſche Gedanke einer Jahrtauſende alten Geſchichte 
eines Volkes ſteht. Wenn Sie in Ihrem Aufgabengebiet 
einmal müde werden, zweifeln ſollten oder einmal ſich in 
dieſem Strudel der alltäglichen Reibungen verſtrickt fühlen 
ſollten, kehren Sie immer wieder zu dieſer großen Kohärenz 
der deutſchen Geſchichtlichkeit zurück. Sie werden dann ſehen, 
daß wir nichts ſind als die kleinen ſchlichten Träger eines 
Geſamtgeſchicks für die kommenden Jahrtauſende. So ſoll 
unſere Methode ſein: Diſziplin zum Führer, Treue zur Idee 
und abfolnte Ausgeglichenheit in unſerem Wirken!“ 

Dem rauſchenden Beifall der Verſammelten zu dieſen be⸗ 
deutſamen Ausführungen gab der Reichsfachgruppenleiter in 
tief empfundenen Worten des Dankes noch beſonderen Aus⸗ 


druck. 
* * * 


Der weitere Verlauf der Tagung brachte zunächſt eine 
Reihe von Berichten der Gaufachberater. Alsdann folgten 
drei Referate: Landgerichtsdirektor Tö we, Bremen, ſprach 
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— zugleich für den durch Krankheit verhinderten Landgerichts- 
präſidenten Schmidt, Hamburg, über Fragen der großen 
Juſtizreform; Landgerichtsdirektor Burezek, Berlin, legte 
mit grundſätzlichen Bemerkungen die Ergebniſſe einer längeren 
Ausſchußarbeit über die kleine Juſtizreform vor; zum Schluß 
ſprach Amtsgerichtsrat Dr. Seidel über die Lage des 
juriſtiſchen Nachwuchſes. 

Aus den Berichten der Gaufachberater hoben ſich eine 
Reihe von Fragen beſonders deutlich hervor: 


Allgemein wurde betont, daß ſich die Einrichtung der Ga us 
fachberater durchaus bewährt habe. Bei aller Erkenntnis 
von der Notwendigkeit, die Einheitlichkeit des Juriſtenbundes 
unbedingt zu erhalten und jede Gruppenbildung zu ver⸗ 
meiden, will man aber doch beachtet ſehen, daß es auch 
Fragen gebe, die es zweckmäßig und notwendig machten, 
auch die Richter und Staatsanwälte ſich untereinander aus⸗ 
ſprechen zu laſſen. Das wurde auch ſchon deswegen als not— 
wendig bezeichnet, weil ſo die beſte Möglichkeit beſtehe, in 
lebendigſter Fühlung mit den Berufskameraden zu bleiben 
und ihre Anſichten zu hören, die in vielen Fällen für die 
Reformarbeiten außerordentlich bedeutſam ſeien. Vor allem 
aber beſtehe die beſte Möglichkeit, auf die Richter und 
Staatsanwälte ſchulend einzuwirken, darin, ſie durch die 
Angehörigen ihrer eigenen Berufsgruppe zu beeinfluſſen, 
denn dieſe ſeien am beſten mit den gegebenen Notwendig⸗ 
keiten vertraut. 


Gerade die Notwendigkeit einer zweck⸗ 
mäßigen Schulung wurde ſcharf betont. Nirgends 
war ein Zweifel darüber, daß eine große Zahl von Richtern 
und Staatsanwälten freudig und ehrlich am neuen Staat 
mitarbeitet, für ſicher wurde es aber auch gehalten, daß es 
noch eine nicht unerhebliche Zahl ſolcher gebe, die noch einer 
näheren Schulung auf weltanſchaulichem Gebiet bedürften. 
Eine einheitliche geiftige Ausrichtung der Richter und Staats- 
anwälte ſoll ohnehin eine Selbſtverſtändlichkeit ſein, ſei aber 
in jedem Fall Vorausſetzung für die notwendig bleibende 
Unabhängigkeit der Rechtſprechung von äußeren Einflüſſen. 
Dieſe Schulungsarbeit wird in manchen Bezirken bereits mit 
beſtem Erfolg durchgeführt. 

Schwierigkeiten bereitet an vielen Stellen der Verkehr der 
Gaufachberater mit den Fachberatern in den Bezirken. Das 
hat ſeinen Grund einmal darin, daß den Gaufachberatern 
nicht immer genügend Geldmittel zur Verfügung ſtehen, um 
die Zuſammenarbeit mit den Fachberatern in den Bezirken 
zweckentſprechend auszugeſtalten. Andererſeits hat die not⸗ 
wendige Einheitlichkeit des Juriſtenbundes die Folge, daß 
die Gaufachberater von den Gauführern und die Bezirksfach⸗ 
berater von den Bezirksobmännern abhängig ſind, ſo daß 
auch organiſatoriſch dem Verkehr der Gaufachberater mit den 
Bezirksfachberatern Schwierigkeiten entgegenſtehen. Deshalb 
erhebt ſich die Frage, in welcher Form dieſen verſchiedenen 
Bedürfniſſen im Intereſſe der Sache genügt werden kann. 
Dazu gehört auch wieder die Frage, ob und wie es möglich 
gemacht werden ſoll, daß — ähnlich wie in andern Gruppen 
— auch die Richter und Staatsanwälte in den Gauen und 
Bezirken zu internen Ausſprachen zuſammentreten können. 

Die Zuſammenarbeit mit den politiſchen 
Stellen iſt faſt überall recht eng. Das Verhältnis zur 
Juſtizverwaltung iſt in den einzelnen Bezirken nicht ganz 
einheitlich. An manchen Stellen find der Arbeit des Juriſten⸗ 
bundes recht bürokratiſch anmutende Schwierigkeiten ge⸗ 
macht worden. Es wurde als wünſchenswert und zweck- 
dienlich bezeichnet — indem auf den Grundgedanken des 
Geſetzes über die Einheit zwiſchen Partei und Staat ver⸗ 
wieſen wurde —, daß die Juſtizverwaltung ſich die Erfah⸗ 
rung und die Arbeit des Juriſtenbundes nutzbar mache. Dazu 
gehört auch, daß ſie den beſonders belaſteten führenden Män⸗ 
nern des Juriſtenbundes im Rahmen des Möglichen mit 
dienſtlicher Entlaſtung entgegenkomme. Leider aber iſt es ſo, 
daß die tatkräftigſten Kämpfer des Juriſtenbundes zugleich 
auch regelmäßig dienſtlich an wichtiger Stelle ſtehen und dort 
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überlaſtet ſind. Beſonders wurde betont, daß ſich die Juſtiz— 
verwaltung die Perſonalkenntnis des Juriſtenbundes bei der 
Beſetzung von Stellen nutzbar machen könnte, weil 
der Juriſtenbund über die weltanſchauliche Einſtellung der 
Kameraden doch am beſten unterrichtet ſei. Gelegentlich ſeien 
aber ſtatt deſſen wichtige Stellen ohne oder gar gegen den 
Rat des Juriſtenbundes beſetzt worden, was ſich nach Bei— 
ſpielen als Fehlſchlag erwieſen habe. 

Bei der Stellenbeſetzung wurde darauf hingewieſen, daß 
es verſtändlich ſei, wenn Richter aus ländlichen Gegenden 
zur Großſtadt ſtrebten, ſobald ihre Kinder die höhere Schule 
beſuchen ſollten, daß darin aber auch eine Gefahr liege. Es 
iſt wiederholt feſtzuſtellen geweſen, daß Richter, die in ihrem 
bisherigen ländlichen Bezirk vorbildlich gewirkt hatten, in der 
Großſtadt verſagten, weil. fie ſich auf die völlig anders ger 
arteten Arbeitsbedingungen nicht mehr umſtellen konnten. 
Derartige Mißerfolge der Stellenbeſetzung können leicht in 
allſeitigem Intereſſe vermieden werden, wenn es gelingen 
könnte, einem Teil der Richter „auf dem Lande“ einen 
finanziellen Ausgleich zu verſchaffen. 

Einen beſonders großen Raum nahmen die Darſtellungen 
zur Frage der Unabhängigkeit der Richter ein. Es 
wurde gegenüber Beobachtungen in Einzelfällen feftgeftellt, 
daß der Richter auch und gerade im Dritten Reich von 
äußeren Einflüſſen frei gehalten werden müſſe. 

Beamtenpolitiſch wurde bedauert, daß auch die 
Richter ſo wenig zu den Erörterungen um die Neugeſtaltung 
des Beamtenrechts herangezogen würden. Sie ſind daran 
beſonders intereſſiert, weil immer noch die alte Frage beſteht, 
daß und wie die Richter angeſichts ihrer gar nicht beamten⸗ 
mäßigen Aufgabe aus dem allgemeinen Beamtenrecht heraus⸗ 
gelaſſen werden müßten. — Hinſichtlich der Beſoldung 
wurde mit Bedauern vermerkt, daß noch immer ſtarke Unter⸗ 
ſchiede in der Gehaltshöhe der aus den verſchiedenen Landes⸗ 
verwaltungen kommenden Richter und Staatsanwälte unter⸗ 
einander und zu den gleichgeſtellten Beamten des Reiches 
beſtehen; eine Reihe von ihnen fühlt ſich, nachdem auch nach 
der Überleitung der Juſtiz auf das Reich eine Anderung 
dieſes Zuſtandes nicht eingetreten iſt, als Reichsbeamte min⸗ 
deren Rechtes. 


Faſt allgemein war die Klage darüber, daß die Richter 
und Staatsanwälte, trotz des Rückganges der Geſchäfte gegen⸗ 
über früheren Jahren, weitgehend über laſtet find und 
daß hierbei von der Verwaltung nicht immer der Veränderung 
in der Anſchauung von den Arbeitsmethoden des Richters 
und Staatsanwalts Rechnung getragen wird. 


Einen breiten Raum nahm das Nachwuchsproblem 
ein. Einigkeit beſtand über die Schwierigkeiten der Unter⸗ 
bringung, die in allen Teilen des Reiches faſt gleich groß 
ſind. Dringend gewünſcht wurde der baldige Erlaß der 
Ausführungsbeſtimmungen zur Laufbahnverordnung vom 
29. März, damit der Unruhe unter dem Nachwuchs wenig⸗ 
ſtens inſofern ein Ende bereitet werde. 


Zur Ausbildung der Referendare wurden 
Wünſche nach einer Abänderung des Ausbildungsganges 
geäußert, die ſich beſonders gegen die zu lange Verwaltungs⸗ 
ſtation und die Verkürzung der Zeit bei der Zivilkammer und 
beim Oberlandesgericht richteten. Auch die alte Klage über 
die unzureichende wiſſenſchaftliche Durchbildung der Referen⸗ 
dare wurde wieder vorgetragen. 

überall war erkennbar, daß der Vortrag der Gaufach⸗ 
berater getragen war von dem Beſtreben, der Rechtſprechung 
zu dienen und aus der gewonnenen Erfahrung und der Er⸗ 
kenntnis begangener Fehler beizutragen zu einer weiteren 
Verbeſſerung des Rechtsweſens. 


Der Reichsjuriſtenführer Dr. Frank nahm zu den Be⸗ 
richten Stellung und beauftragte den Reichsfachgruppenleiter, 
gemeinſam mit dem Reichsgeſchäftsführer Mittel und Wege zu 
ſuchen, um unter Wahrung der notwendigen Einheitlichkeit 
des Juriſtenbundes doch den als zweckmäßig anzuerkennenden 
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näheren Verkehr der Gaufachberater mit ihren Kameraden zu 
ermöglichen. Dazu gehört auch der Auftrag, zu prüfen, in 
welcher Weiſe die für eine ſolche Zuſammenarbeit notwendigen 
Mittel bereitgeſtellt werden können. Mit beſonders warmen 
Worten ging der Reichsjuriſtenführer auf die Nachwuchs⸗ 
frage ein. Er betonte die Selbſtverſtändlichkeit, daß auch der 
junge Geiſtesarbeiter ein Recht auf Arbeit und ein Recht 
darauf habe, daß man ihm die Möglichkeit zu nutzbringender 
Tätigkeit gebe, daß man ihm dafür auch ein anderes Entgelt 
zahlen müſſe als einen Betrag, der unter dem Exiſtenzmini⸗ 
mum eines jungen Handarbeiters liege. 
* * * 


Landgerichtsdirektor Tö we gab in feinem Referat 
über die große Juſtizreform zunächſt einen Über⸗ 
blick über die früheren Arbeiten des Deutſchen Richterbundes 
und des Reichsfachgruppenrates zu dieſem Problem. Aus 
ſeinem Vortrag, bei dem er zugleich den nicht unerheblich 
abweichenden Standpunkt des erkrankten zweiten Referenten 
darſtellen mußte, ergab ſich, daß die ganze Arbeit auf eine 
neue Grundlage geſtellt werden muß. Es ſei nicht möglich, 
ſo führte der Referent aus, die Forderung nach einer Ver⸗ 
ringerung der Richterzahl zum tragenden Prinzip einer Re⸗ 
form zu machen. Dieſer frühere Ausgangspunkt, von dem 
aus man eine Stärkung der Stellung des Richters erreichen 
wollte und damit eine Verbeſſerung der Rechtſprechung, müſſe 
verlaſſen werden. Nicht möglich ſei auch die A b⸗ 
trennung der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit und eine Unterſcheidung zwiſchen Rechtſprechung und 
Rechtspflege. Die unabhängig entſcheidende Erledigung der 
Rechtsangelegenheiten des Volkes ſei eben eine einheitliche 
Ganzheit, die ſchon deswegen nicht auseinandergeriſſen 
werden könne, weil das Volk mit allen ſeinen Sorgen den 
Weg zum Richter finden müſſe und weil der Richter dieſe 
Sorgen auch unmittelbar kennen müſſe, um ſich die unerläß⸗ 
liche Volksnähe zu erhalten. Damit ſchon ſei die Unmög⸗ 
lichkeit gegeben, eine gerichtsähnliche Stelle — ein Rechts⸗ 
amt oder dergleichen — einzurichten, die unter der eigent⸗ 
lichen Rechtſprechungsorganiſation ſtehe. Zugleich erledigten 
ſich damit auch die Beſtrebungen, einen Teil der unwich⸗ 
tigeren und lokalen Streitigkeiten aus der eigentlichen Recht⸗ 
ſprechung auszuſcheiden und ſie gleichfalls dem Rechtsamt 
zuzuweiſen. Im übrigen ſeien die vermeintlich kleineren 
Streitigkeiten für manchen Volksgenoſſen oft genug wich⸗ 
tiger als die größeren für den wirtſchaftlich Stärkeren. Es 
ſei auch nicht richtig, mehr oder weniger gewaltſam eine 
Einſchränkung der Prozeſſe dadurch zu verſuchen, daß man 
ſie künſtlich zu verhindern trachte. Der Grundſatz der Ein⸗ 
heitlichkeit aller Rechtſprechung verlange vielmehr eine 
ſtärkere Zuſammenfaſſung der Streitigkeiten aller Art bei 
den Gerichten. Nicht möglich ſei ferner die Ausgeſtaltung 
der unterſten Inſtanz zu einem „Klärbecken“, das zunächſt 
alle Streitigkeiten zu paſſieren hätten, um durch Erledigung 
eines Teiles von ihnen außerhalb der eigentlichen Recht⸗ 
ſprechungsinſtanz dieſe zu entlaſten. Das ſcheitere an man⸗ 
nigfachen Schwierigkeiten, insbeſondere auch daran, daß im 
Einzelfall nicht fon am Beginn eines Streites zu erkennen 
ſei, welche Schwierigkeiten er mit ſich bringen werde. Ebenſo 
müſſe dem Vorſchlag widerſprochen werden, einen Teil der 
Strafſachen ohne Prozeß in der Form zu erledigen, daß der 
Staatsanwalt — etwa im Rechtsamt — eine Strafe feſtſetze, 
wogegen der Betroffene dann das Gericht anrufen könne. 
Das würde einmal die aus verſchiedenen Gründen wün⸗ 
ſchenswerte Mitwirkung der Laien in all dieſen Sachen aus⸗ 
ſchließen und zugleich auch einen „Strafwalter“ ſchaffen, 
der weder Staatsanwalt noch Richter ſei. Unter allen Um⸗ 
ſtänden ſei daran feſtzuhalten, daß angeſichts der bekannten 
Bedenken gegen eine zweite Tatſacheninſtanz die erſte Straf⸗ 
inſtanz ſo gut wie möglich beſetzt ſei. Hieraus ergebe ſich, 
daß an der Exiſtenz des Amtsgerichts und auch des Land⸗ 
gerichts nicht gerüttelt werden könne. Die Oberlandesgerichte 
ſeien gleichfalls unentbehrlich, weil es unmöglich ſei, in allen 
Sachen das Reichsgericht als letzte Inſtanz einzuſetzen. Es 
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ſei auch nicht möglich, etwa zu beſtimmen, daß grundſätzlich 
die Oberlandesgerichte letzte Inſtanz ſein ſollten, die eine 
Sache nur dann an das Reichsgericht zu bringen hätten, 
wenn ſie von einer Entſcheidung eines andern Oberlandes⸗ 
gerichts abweichen wollten. Ein ſolches Verfahren würde 
die unerfüllbare Vorausſetzung haben, daß jedes Oberlandes⸗ 
gericht jede Entſcheidung eines jeden Oberlandesgerichts 
kenne. Hinſichtlich der Struktur des Reichsgerichts müſſe 
daran feſtgehalten werden, daß die letzte Inſtanz über 
den ganzen Rechtsfall entſcheiden müſſe, der in Frage 
ſtehe. Eine Abtrennung etwa eines einzelnen Problems aus 
einem Fall müßte zu einer blutleeren und wirklichkeitsfernen 
Entſcheidungs⸗ und Gutachtertätigkeit führen. Eine Be⸗ 
ſchränkung des Reichsgerichts auf reine Gutachten aber würde 
praktiſch auf die Aktenverſendung des alten Rechts heraus- 
kommen, die niemand wünſchen könne. Deshalb ſei als 
Ergebnis all der bisherigen Erörterung feſtzuſtellen, daß an 
dem grundſätzlichen organiſatoriſchen Aufbau unſeres Ge⸗ 
richtsweſens kaum etwas zu ändern ſei. 

Hinſichtlich des Richteramtes ſetzte der Referent aus⸗ 
einander, daß hier alles auf die Perſönlichkeit ankomme. 
Selbſtverſtändliche Vorausſetzung ſei die völlige Unabhängig⸗ 
keit des Richters von äußeren Einflüſſen. Ebenſo ſelbſtver⸗ 
ſtändlich ſei es aber, daß dieſe Unabhängigkeit eine innere 
ſei, daß ihr Träger feſt in der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung wurzeln müſſe. Die Sicherung dieſer Unabhän⸗ 
gigkeit könne nicht durch formelle Vorſchriften vorgenommen, 
ſondern müſſe rein praktiſch geſtaltet werden. Deshalb müſſe 
man auch von der Schaffung eines Richterführers — ähnlich 
dem engliſchen Lord⸗Oberrichter — abſehen, weil auch er 
nicht helfen könne, wenn anders die Unabhängigkeit nicht 
gewährleiſtet ſei. Außerdem würde mit einem ſolchen Richter⸗ 
führer letzten Endes auch nur eine verwaltungsähnliche 
Stelle geſchaffen werden, deren Zuſtändigkeit von der des 
aufſichtführenden Präſidenten nicht oder nur ſchwer abzu⸗ 
grenzen ſei. Ein gut geleitetes Miniſterium, das des Ver⸗ 
trauens des Führers und der Richter ſicher ſei, könne am 
beſten wirken. 

In der Beſprechung des Referats, das ſich bewußt auf die 
Darſtellung der Probleme einer Gerichtsorganiſation und 
derjenigen des Richteramtes beſchränkt hatte, wurde eine 
ganze Reihe von weiteren Fragen erörtert. Möglichkeiten, 
Vor⸗ und Nachteile einer Dreigliederung oder Viergliederung 
der Gerichtsorganiſation wurden aufgezeigt. Die Unabhän⸗ 
gigkeit des Richters wurde allgemein als notwendig an⸗ 
erkannt; dabei wurde jedoch die Problematik dieſer Unab⸗ 
hängigkeit im neuen Rechtsdenken nicht verkannt. Dem⸗ 
gemäß wurde betont, daß es einen unter allen Umſtänden 
objektiven Maßſtab für die Richtigkeit der Entſcheidung nicht 
gebe, daß vielmehr jedes Urteil des Richters, jede Tatſachen⸗ 
feſtſtellung ſubjektiv bedingt ſei und damit Fehlern unter⸗ 
worfen ſei, die gegebenenfalls korrigiert werden müßten, 
wenn ſie in einer notoriſchen Verkennung weſentlicher Grund⸗ 
ſätze ihren Ausgangspunkt hätten. Unbedingte Einigkeit be⸗ 
ſtand hinſichtlich der Frage einer Abtrennung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Sie muß nach der Anſicht der Verſammlung 
mit der entſcheidenden Tätigkeit der Gerichte verbunden blei⸗ 
ben, muß auch — wie auch ſpäter bei der Erörterung der 
kleinen Juſtizreform einhellig feſtgeſtellt wurde — grund⸗ 
ſätzlich durch den Richter bearbeitet werden. Sie kann als 
Bindeglied zwiſchen dem Volk und dem Richter in ſeiner 
betreuenden Tätigkeit nicht entbehrt werden, hat in Wirklich⸗ 
keit auch kaum etwas „Freiwilliges“ an ſich, ſondern bringt 
ziemlich regelmäßig die Notwendigkeit zur Entſcheidung 
ſchwerwiegender Streitfragen mit ſich. — Einen ſehr breiten 
Raum nahm dann die Beſprechung der Frage ein, ob und 
wie das Führerprinzip in die Rechtſprechung ein⸗ 
zuführen ſei und ob und wie das Kollegium beizubehalten 
ſei und wie es zu arbeiten habe. Hier wurde noch keine Ein⸗ 
heitlichkeit der Anſichten erreicht, im weſentlichen wohl des⸗ 
wegen, weil die Betrachtung oft von verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten ausging. Der Wert einer ſtraffen Führung der Pros 


216 


zeſſe blieb unſtreitig. Ebenſo beſtand Einigkeit über den 
Wert der Beratung ſelbſt. 

Zu dieſer Beſprechung nahm abſchließend der Reichs- 
juriſtenführer wieder das Wort. Er ſetzte die Proble- 
matik der angeſchnittenen Fragen noch einmal auseinander und 
betonte, daß gerade die Richter und Staatsanwälte als die 
Gerichtsnächſten die große Aufgabe hätten, hier für die Re⸗ 
formarbeit klare, durchdachte und einheitliche Vorſchläge zu 
machen. Er ſprach die Erwartung aus, daß ſolche Vorſchläge 
recht bald vorgelegt werden möchten. Damit verband er den 
Vortrag richtungweiſender Gedankengänge insbeſondere zu 
den Fragen der Unabhängigkeit und des Führerprinzips. 


* * * 


Die Ausſprache hat zwar in weſentlichen Punkten, noch 
keine Übereinſtimmung gebracht. Sie hat aber die endgültige 
Klärung dieſer ſchwierigen Fragen weitgehend vorbereitet, 
hat jedenfalls den Boden geſchaffen, auf dem weitergear⸗ 
beitet werden kann. Der Reichsfachgruppenrat, der ſich mit 
dieſen Fragen eingehend weiter beſchäftigt, kann aus dieſer 
Ausſprache wertvolles Material entnehmen. Es ſteht außer 
Zweifel, daß es ihm gelingen wird, die erforderliche einheit⸗ 
liche Stellungnahme zu den Grundfragen der Neugeſtaltung 
unſeres Gerichtsweſens alsbald vorzulegen. Schwierige 
Fragen wie dieſe bedürfen ganz naturgemäß der Erörte⸗ 
rung, der folgenden Überlegung und der Ausreifung, ehe 
ſie endgültig entſchieden werden können. 

* * * 


Das Referat über die kleine Juſtizreform von 
Landgerichtsdirektor Burcozek fand ungeteilte Zuſtim⸗ 
mung ſowohl des Korreferenten Reichsgerichtsrats Dr. 
Schultze, als auch der Verſammlung. Es wurde zwar 
betont, daß die Frage der Abtrennung der richterlichen Ar⸗ 
beit von der des Rechtspflegers gegenwärtig unter ganz 
anderen Geſichtspunkten betrachtet werde und betrachtet 
werden müſſe als vor einigen Jahren. Die Arbeit des Aus⸗ 
ſchuſſes, die dem Referat zugrunde lag, habe einen wert⸗ 
vollen Beitrag für die Durchführung der Juſtizreform in 
ihren Einzelheiten beigeſteuert. Angeſichts des Umfangs 
und der Art des Referats wird die „Deutſche Richterzeitung“ 
auf dieſe Fragen demnächſt in einem beſonderen Aufſatz zu⸗ 
rückkommen. 


Folgende vom Referenten aufgeſtellte Leitſätze fanden 
einſtimmige Annahme: 

1. Alle Geſchäfte, die nach den bisherigen Geſetzen zum 
Arbeitsbereich der Richter und Staatsanwälte gehören, 
aber mit demſelben Arbeitserfolge von einem Rechts⸗ 
pfleger wahrgenommen werden können, ſind in Zu⸗ 
kunft den Rechtspflegern durch Geſetz zur ſelbſtändigen 
und ſelbſtverantwortlichen Erledigung endgültig zu 
übertragen. 

2. Für die Auswahl der bisher richterlichen und ſtaats⸗ 
anwaltlichen Geſchäfte, deren Bearbeitung endgültig auf 
Rechtspfleger zu übertragen iſt, ſind allein die aus 
ihrer Verbundenheit mit Volk und Staat folgenden An⸗ 
forderungen der Rechtspflege maßgebend. 

Geſchäfte, deren Bearbeitung endgültig auf Rechts⸗ 

pfleger übertragen iſt, gelten nicht mehr als ſolche der 

Richter und Staatsanwälte, ſondern als Geſchäfte des 

oberen Juſtizdienſtes. 

4. Die Schaffung eines beſonderen Rechtspflegeramtes, 
durch das eine Abtrennung der übertragenen Geſchäfte 
von den übrigen Geſchäften des oberen Juſtizdienſtes 
erfolgen würde, iſt abzulehnen. 

5. In der Wahrnehmung der ihm endgültig übertragenen 

Geſchäfte iſt der Rechtspfleger ſachlich unabhängig; 

gegen ſeine Entſcheidungen ſind nur die im Geſetz vor⸗ 

geſehenen Rechtsbehelfe gegeben. 

Über Einwendungen, die gegen die Entſcheidung des 

Rechtspflegers erhoben werden, hat grundſätzlich zus 

nächſt derjenige Richter oder Staatsanwalt zu ent⸗ 
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ſcheiden, der für den Geſchäftskreis des betreffenden 
Rechtspflegers allgemein zuſtändig iſt. 

7. Die Fähigkeit zur Wahrnehmung der Geſchäfte des 
oberen Juſtizdienſtes ſchließt grundſätzlich die Fähig⸗ 
keit zur Bearbeitung der übertragenen Geſchäfte in ſich. 
Die für dieſe Tätigkeit ausgewählten Beamten ſollen 
durch Beſuch von einſchlägigen Vorträgen und Lehr⸗ 
gängen an Verwaltungsakademien ſowie von Fortbil⸗ 
dungskurſen für die Beamten des oberen Juſtizdienſtes 
bei Gericht und Staatsanwaltſchaft ihre Kenntniſſe 
erweitern und vertiefen. 

* * * 


Zuſtimmung fand auch das Referat über die Lage des 
juriſtiſchen Nachwuchſes von Amtsgerichtsrat 
Dr. Seidel. Auch hierüber wird die „Deutſche Richter 
zeitung“, die das Nachwuchsproblem ſeit langem beſonders 
eingehend behandelt hat, in Kürze eine Zuſammenſtellung 
der vorgetragenen Gedanken bringen. Dieſe beziehen ſich 
einerſeits auf die wichtige Frage des Nachwuchſes für den 
höheren Juſtizdienſt ſelbſt, ſind darüber hinaus aber auch 
bemüht, einen Beitrag zur Löſung der allgemeinen Nach⸗ 
wuchsfrage für den Rechtswahrerſtand überhaupt zu liefern. 

Gegen den Schluß der bedeutſamen Tagung nahm in Ver⸗ 
tretung des Reichsjuriſtenführers als deſſen Stellvertreter 
Reichsamtsleiter Dr. Ra eke das Wort. Er begrüßte die 
Einheitlichkeit der Stellungnahme zu den Fragen der kleinen 
Juſtizreform, die den Einfluß der Reichsfachgruppe auf die 
Geſtaltung dieſes Problems ſicherſtelle, die auch frei ſei von 
der Rückſicht auf eigennützige Intereſſen einer Berufsgruppe. 
Er wies darauf hin, daß immer das Intereſſe der Rechtspflege 
ſelbſt im Vordergrund zu ſtehen habe, nicht aber das einzelner 
Menſchen. Als Beiſpiel dafür führte er an, daß auch von 
den Rechtsanwälten demnächſt nicht unerhebliche Opfer ver⸗ 
langt würden, um im Intereſſe der Rechtspflege die Exiſtenz 
dieſer Gruppe als ſolcher ſicherzuſtellen. 

Am Schluß der bedeutſamen Tagung konnte der Reichs⸗ 
fachgruppenleiter Dr. Geffroy unter Zuſtimmung der Teil⸗ 
nehmer feſtſtellen, daß über die unmittelbaren Ergebniſſe 
hinaus vielerlei Anregung gegeben worden ſei und mitge⸗ 
nommen werden könne, und daß die fruchtbringende Weiter⸗ 
arbeit der Richter und Staatsanwälte am Neubau des deut⸗ 
{hen Rechts in Zukunft noch ſtärker fein werde als bisher. 

In einer internen Arbeitsſitzung des Reichsfachgruppen⸗ 
129 5 wurde dann der Arbeitsplan für die nächſte Zeit feſt⸗ 
gelegt. 

Zuſammenfaſſend iſt feſtzuſtellen, daß das Ziel der 
Tagung, ſachliche Arbeit zum Beſten des deutſchen Volkes 
und des deutſchen Rechts zu leiſten und die perſönlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den berufenen Vertretern der deutſchen 
Richter und Staatsanwälte zu pflegen, aufs beſte erreicht 
worden iſt. 

In einem Treuegelöbnis zu Führer und Volk fand die 
Tagung ihren erfreulichen und erhebenden Ausklang. 


Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht 


Die große Jahrestagung der Akademie für Deutſches Recht 
vom 27. bis 29. Juni 1935 begann mit einer Arbeitstagung 
in der feſtlich geſchmückten Aula der Ludwig⸗Maximiliam⸗ 
Univerſität München. Es nahmen an ihr teil faſt alle Mit⸗ 
glieder der Akademie und ihrer Ausſchüſſe, ferner 80 Aus⸗ 
landsgäſte der Akademie aus 20 verſchiedenen Staaten. Auch 
eine Reihe maßgebender Vertreter des deutſchen politiſchen 
und wiſſenſchaftlichen Lebens fanden ſich auf der Tagung ein. 

Die Jahrestagungen der Akademie für Deutſches Recht 
ſollen alljährlich einmal Rechenſchaft geben über den Stand 
der wiſſenſchaftlichen Arbeiten auf rechtspolitiſchem Gebiet 
und die Wege der zukünftigen Arbeit weiſen. 

Reichsminiſter Dr. Frank, der Präſident der Akademie, 
begrüßte in einer Anſprache die Verſammlung. „Die Aufgabe, 
die der Akademie für Deutſches Recht vom Führer, von der 
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Reichsregierung und von der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
geſtellt iſt“, ſo führte Miniſter Dr. Frank aus, „iſt, auf eine 
kurze Formel gebracht, die große Miſſion, das deutſche Rechts⸗ 
leben in Einklang zu bringen mit den Vorausſetzungen und 
Notwendigkeiten unſeres völkiſchen Seins. Wir haben vor 
zwei Jahren mit gar nichts, lediglich von dem einen Gedanken 
beſeelt, die uns zugewieſene Aufgabe zu erfüllen, unſer Werk 
begonnen. Wir haben mit ſtolzem Vertrauen auf die Kraft der 
Beſten des deutſchen Geiſtes und im Vertrauen auf die junge 
Generation, die bei uns ſteht und uns nacheifern wird, als 
Nationalſozialiſten dieſen Kampf um die Neugeftaltung des 
Rechts aufgenommen. Es iſt ein verheißungsvolles Vor⸗ 
zeichen, daß gerade geſtern die Reichsregierung ein Geſetz be⸗ 
ſchloſſen hat, das gleichſam als ein Geſchenk an uns Rechts⸗ 
finder zu betrachten iſt, ein Geſetz, das eine der fundamental⸗ 
ſten Neuerungen auf ſtrafrechtlichem Gebiet bedeutet und einen 
i Wunſch der nationalſozialiſtiſchen Bewegung 
erfüllt. 

Es wurde endlich der materiellen Gerechtigkeit in der Straf⸗ 
rechtſprechung zum Sieg verholfen. Dieſe Verſammlung wird 
mit die Freude fühlen, daß der Grundſatz: Keine Strafe ohne 
Geſetz abgelöſt iſt durch den für uns eine Notwendigkeit dar⸗ 
ſtellenden Satz: Kein Verbrechen ohne Strafe. 
Das ſoll uns Männer des deutſchen Rechts erneut zum Dank 
verpflichten gegenüber unſerem Führer, der mit ſo überragen⸗ 
dem Verſtändnis unſere Bedürfniſſe kennt, unſere Arbeit för⸗ 
dert und uns in den zwei Jahren ſeit dem Beſtehen der Aka⸗ 
demie immer wieder Beweiſe ſeines Wohlwollens gegeben hat.“ 

Präſident Reichsminiſter Frank brachte zum Schluß zum 
Ausdruck, daß das deutſche Volk mit größtem Stolz auf den 
nationalſozialiſtiſchen Staat als einen 
Rechtsſtaat blicken kann, der als höchſtes Ziel nur eine 
Aufgabe kennt, das deutſche Volk in den kommenden Zeiten 
zu einer Höhe zu bringen, für die das verfloſſene Jahrtauſend 
nur eine Einleitung war. Die Zukunft müſſe die Verwirk⸗ 
lichung der nationalſozialiſtiſchen Ideen auf allen Gebieten 
bringen und die letzten Reſte jeglicher ſchädlichen Beein⸗ 
fluſſung beſeitigen im Geiſt unſeres Führers! 


* * * 


Im Namen des Rektors der Univerſität und der rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät hieß Profeſſor Dr. Koell⸗ 
reutter die Tagungsteilnehmer und beſonders die Gäſte 
aus dem Ausland herzlich willkommen mit dem Hinweis, 
daß die Univerſität München immer in regem gedanklichem 
Austauſch mit dem Auslande und ſeiner Wiſſenſchaft ge⸗ 
ſtanden habe. Er gab endlich dann noch feiner Freude Aus⸗ 
druck, daß das Haus des Deutſchen Rechts in München er⸗ 
ſtehen wird, und gab die Verſicherung ab, daß die rechts⸗ und 
ſtaatswiſſenſchaftliche Fakultät mit der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht an allen Aufgaben des neuen deutſchen Rechts⸗ 
lebens in Treue mitarbeiten werde. 

Als erſter Referent ſprach dann der Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Jena Dr. Hedemann zu dem Thema: „Der Ges 
ſamtbau des bürgerlichen Rechts.“ Er behandelte die Arbeit 
der Rechtsgelehrten durch fünf Jahrhunderte und den Zwie⸗ 
ſpalt zwiſchen dem römiſch⸗kanoniſchen Fremdrecht und dem 
einheimiſchen deutſchen Recht und ſchilderte die allmähliche 
Wiederkehr des heimiſchen Eigenrechts innerhalb der gelehrten 
Kreiſe. Die Reichskodifikation des Bürgerlichen Geſetzbuches 
von 1896 habe ſchließlich das fünfgliedrige Syſtem des 
Hauptbaus unſeres bürgerlichen Rechts gebracht, das ein 
vollendeter techniſcher Apparat und der Schlußſtein in der 
Entwicklung des deutſchen bürgerlichen Rechts geweſen ſei. 
Dieſer Bau erſcheine aber heute als morſch. Die junge Gene⸗ 
ration dränge zu neuem Recht. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
aber müſſe und werde auch weiterhin eine Sammelſtelle für 
die allgemeinen Rechtsbegriffe ſein. Die Fragen des Geſamt⸗ 
baus unſeres bürgerlichen Rechts werde an den Maßſtäben 
des Dritten Reiches in eingehender Forſchung geprüft und 
gemeſſen werden. 

Als zweiter Referent ſprach Staatsrat Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Carl Schmitt (Berlin) über das Thema „Die Rechts⸗ 
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wiſſenſchaft im Führerſtaat“. Wenn man vom öffentlichen 
Recht her das Geſamtbild der heutigen Entwicklung be⸗ 
trachte, ſo ergebe ſich auch hier eine Zwieſpältigkeit, aber 
diesmal zwiſchen öffentlichem Recht und Privatrecht. Zu 
dieſem geſetzlichen Dualismus komme nun noch die Tren⸗ 
nung vom Ziviljuſtiz⸗ und Verwaltungsrecht, während doch 
das Weſen des Rechtsſtaates in der Einheitlichkeit des Ges 
ſamtrechts verankert ſei. 

Seit dem 18. Jahrhundert ſei die Geſchichte unſeres Rechts 
ein Kampf ſowohl der ſtaatlichen Verwaltungsjuriſten mit 
dem Ziviljuriſten, wie darüber hinaus ein Kampf der geſam⸗ 
ten Rechtswiſſenſchaft mit den Prozeßpraktikern. Das allge 
meine preußiſche Landrecht verdiene vom Standpunkt des 
öffentlichen Rechts aus das Lob der Politifierung; es ſei die 
allergrößte Kodifikation, die vielleicht jemals gelungen ſei, 
und als ſolche das Werk des aufgeklärten Beamtentums, das 
ſich hier als echter großer Baumeiſter allerdings nach dem 
Rationalismus des Naturrechts erwieſen habe. Dieſe weitere 
Zwieſpältigkeit täuſche ſeit dem 18. Jahrhundert einen 
Kampf zwiſchen Staat und Recht vor, obwohl doch im Staat 
ſo viel beſtes Recht verankert war. 

Erſt unter ſolchen weitgeſpannten Geſichtspunkten ſei die 
ungeheure Wendung des nationalſozialiſtiſchen Staates zu 
erfaſſen und zu werten. Noch niemals habe es eine 
ſolche Einheit des Juriſtenſtandes gegeben 
wie jetzt als Frucht der Arbeit des Reichs- 
juriſtenführers. 

Wenn im 19. Jahrhundert der Kampf des „freien“ Ju⸗ 
riſtentums gegen die Bürokratie geführt wurde, ſo ſei doch 
kein Verdammungsurteil gegen den politiſch-juriſtiſchen Libe⸗ 
ralismus zu fällen, denn trotz des damals herrſchenden Indi⸗ 
vidualismus verbände beide Teile die Stimme des deutſchen 
Blutes, und die Oppoſition gegen die Bürokratie wäre not⸗ 
wendig, da es keinen Staat der Welt gäbe, der ohne dieſen 
Gegenſatz und die daraus hervorgehende Gedankenarbeit 
auskäme. Schlimm ſei dieſer Gegenſatz erſt geworden, als 
ſich artfremdes Blut in ihn gemiſcht habe. 

Ein weiteres ſchweres Hindernis für eine geſunde Rechts- 
entwicklung ſei auch der ſtarre Geſetzesbegriff, der ſich im 
19. Jahrhundert herausentwickelt habe. 

Deutſchland habe im Führerſtaat auch hier den Rubikon 
überſchritten; die unſelige Trennung von Geſetz und Regie⸗ 
rung werde rückgebildet und überwunden dadurch, daß das 
Geſetz Willensäußerung des Führers geworden ſei. Damit 
ſei das Geſetz nicht mehr eine abſtrakte, in der Vergangenheit 
lebende Norm, ſondern es werde wieder ein in die Zukunft 
gerichteter Plan, das heißt die Planung ſei der eigentliche 
Sinn des Geſetzes. 

Zweifellos würden alle europäiſchen Nationen an die Re⸗ 
viſion der ſozialen Geſetzgebung herangehen müſſen, ſoweit 
ſie es nicht ſchon getan hätten; auch hier arbeite das Dritte 
Reich nicht in Iſolierung, ſondern in ſtändiger Fühlung mit 
dem werdenden Rechtsleben feiner Nachbarn. Der National- 
ſozialismus habe den Bau des Rechts nicht abgetragen, er 
werde vielmehr Erhaltenswertes erhalten, ſtelle ſich dabei 
aber nicht auf den Boden der Vergangenheit, ſondern folge 
dem Willen des Führers, wodurch alle Geſetze vom Geiſte 
des Nationalſozialismus getragen werden. 

Der Rechtsfinder und die Rechtswiſſenſchaftler des neuen 
Deutſchlands arbeiteten zwar für den Tag, aber ſie ſahen dabei 
ſowohl in die Vergangenheit als in die Zukunft, und zwar 
mit anderen Geſichtspunkten als ein klein gewordener Poſiti⸗ 
vismus. „Wir werden“, ſo ſchloß Staatsrat Schmidt, „Ge⸗ 
ſetze ſchaffen, unter ihnen auch größere geſetzgeberiſche Werke. 
Wir werden in allem der Aufgabe des Nationalſozialismus 
im Rahmen der großen Organiſation des Bundes National- 
ſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten und der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht gerecht werden.“ 


* * * 
Am Donnerstag nachmittag wurde die zweite Arbeits⸗ 


tagung der Akademie für Deutſches Recht abgehalten, die 
dem Recht des Auslandes vorbehalten war. 
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Der ſtellvertretende Präſident, Geheimrat Dr. Kiſch, 
führte hier u. a. aus, daß nach den wiederholten eindrucks⸗ 
vollen Kundgebungen des Führers und Reichskanzlers das 
deutſche Volk das aufrichtige Beſtreben habe, mit allen Na⸗ 
tionen einen Frieden der Ehre und Gleichberechtigung zu 
pflegen. Dem entſpreche es, daß wir auch den geiſtigen Aus⸗ 
bau unſerer Beziehungen zum Auslande ſuchten, ganz beſon⸗ 
ders auf dem Gebiete des Rechts. Es erfülle uns mit ſtolzer 
Genugtuung, daß unſer Ruf an das Ausland nicht ungehört 
verhalle, ſondern daß ihm in ſteigendem Maße Folge geleiſtet 
werde. — Das Wort erhielt nun Univerſitätsprofeſſor Dr. 
van Loon (Holland), korreſpondierendes Mitglied der 
Akademie für Deutſches Recht, zu einem Vortrag über das 
Rechtsproblem der internationalen Kartelle. Ob ein inter⸗ 
nationales Kartellabkommen dazu beitragen werde, das inter⸗ 
nationale Kartell mehr und mehr ſeinem wirklichen Ziel, der 
Regelung der Weltwirtſchaft, entſprechen zu laſſen, das ſei eine 
Frage, mit deren günſtiger Löſung der Weltwirtſchaft und 
allen Völkern gedient wäre. — Dann ſprach in engliſcher 
Sprache Univerſitätsprofeſſor Sir Temple⸗Grey über die 
Ausſichten des internationalen Gedankenaustauſches auf dem 
Gebiet des Rechtsweſens. Sehr wertvoll fei der Austauſch 
nationaler Geſetze, um daraus die individuellen Wünſche des 
Volkes kennenzulernen. Nachdem gerade Deutſchland den An⸗ 
ſporn gegeben habe, würde eine Zuſammenarbeit ſicherlich 
möglich ſein, da der deutſche Geiſt die Dinge am gründlichſten 
und wiſſenſchaftlichſten behandle. Die Zahl der beſtehenden 
internationalen Geſetze beſchränke ſich auf das Poſt- und Bahn⸗ 
weſen. Internationale Vereinbarungen auf dem Gebiete des 
Rechts dürften nicht verwechſelt werden mit Politik und 
Diplomatie. Wohl ſei bis heute der Geiſt für ein ſolches 
internationales Abkommen nur in unzureichendem Maße 
vorhanden, er glaube aber, der Hoffnung Ausdruck geben zu 
dürfen, daß Deutſchland und England durch ihren Vertrag 
zu künftiger Zuſammenarbeit beigetragen hätten. 

Vizepräſident Kiſch verwies auf das glückliche Vor⸗ 
zeichen des deutſch-engliſchen übereinkommens, das zu den 
beſten Hoffnungen berechtige. Zwei Völker, die ſo ſtamm⸗ 
verwandt ſeien wie das engliſche und das deutſche, könnten 
nicht auf die Dauer unter Mißverſtändniſſen leiden. „Wir 
begrüßen es mit dankbarer Freude“, ſo erklärte der Redner, 
„daß durch die engliſchen Staatsmänner und die Großzügig⸗ 
keit unſeres Führers und Reichskanzlers der Weg freigegeben 
iſt für ein unſere Belange wahrnehmendes und auf die 
fremden Rückſicht nehmendes Verhältnis.“ 

Univerſitätsprofeſſor Dr. Wieth⸗Knutſen (Nor 
wegen), korreſpondierendes Mitglied der Akademie für 
Deutſches Recht, ſprach anſchließend über Strafrechtsprobleme 
in den nordiſchen Ländern. Er bezeichnete als die vordring⸗ 
lichſte Sorge aller vaterländiſch Geſinnten die erſchreckende 
Zunahme von Vergehen gegen das keimende Leben. 

Der friſche Wind, der aus Deutſchland komme, übe eine 
reinigende Wirkung auch im Norden aus. Deutſchland möge 
nicht locker laſſen und ſich nicht mit Halbheiten begnügen. 
Der Gefolgſchaft des Nordens könne Deutſchland ſicher ſein. 

Dr. Graf Vernazecci di Foſſombrone 
(Italien), ebenfalls korreſpondierendes Mitglied der Akademie 
für Deutſches Recht, ſprach über die internationale Funktion 
des Rechts. Wenn das nationalſozialiſtiſche Deutſchland das 
neue deutſche Recht ſchaffe, wenn das faſchiſtiſche Italien das 
neue italieniſche Recht bilde, ſo ſuche jedes dieſer Länder dieſen 
Schatz nach beſten Kräften zu bereichern. Aber viele Vorteile, 
die für das eigene Volk geſchaffen würden, überſchritten 
morgen die politiſchen Grenzen, um Vorteile der allgemeinen 
Rechtsentwicklung zu werden. Das ſei die große erobernde 
Kraft des Rechtes, das ſich durch die nationalen Rechte ver⸗ 
vollſtändige, um ſich immer mehr den Zwecken der Menſch⸗ 
heit anzunähern. Es ſolle alſo jeder von uns auf ſein 
nationales Recht ſtolz ſein, das ihm gehöre als eines der 
teuerſten Güter, denn dieſes politiſch geltende Recht ſetze ihn 
in den Stand, an der Bildung und Entwicklung des all⸗ 
gemeinen Rechts mitzuwirken, das ein Erbteil aller Völker 
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ſei, weil es den Beitrag der Erfahrung und Wiſſenſchaft 
darſtelle, den jedes Volk nach dem Stande ſeiner Kultur 
und ſeiner Entwicklung darzubringen verſtanden habe. 

Der Redner gab zum Schluſſe der Überzeugung Ausdruck, 
daß von allen Einrichtungen des neuen Deutſchland die 
Akademie für Deutſches Recht eine der bedeutendſten ſein 
werde, denn ſie ſchöpfe ihre Kraft aus der unerſchütterlichen 
Erfahrung der Vergangenheit, aber ihr Handeln gelte der 
Zukunft. Sollte man der Akademie ein Wahrzeichen geben, 
ſo würde er, der Redner, ſie verſinnbildlichen mit einer ſtarken 
Eiche, die ihre Wurzeln tief in den Boden ſenke, und als 
Wahrſpruch würde er die Worte hinzufügen: „Heilig iſt die 
Zukunft.“ 

* * * 

Wie Kultur, Sitte, Sprache und Recht jeweils Erſchei⸗ 
nungen der beſtimmten völkiſchen Gemeinſchaft, von ihrem 
Geiſt durchdrungen ſind, von ihr Leben und Wirklichkeit er⸗ 
halten, ſo vermögen auch nur Menſchen aus ihrer beſtimm⸗ 
ten Volksgemeinſchaft über ihr jeweiliges völkiſches Recht 
und über internationale Rechtsgedanken wahrhaft zu 
ſprechen. 

Darin beruht vor allem die Bedeutung der Füh⸗ 
lungnahme in der Akademie für Deutſches Recht 
zwiſchen den Rechtswiſſenſchaftlern der 
verſchiedenen Völker, zumal die deutſche Völker⸗ 
rechtswiſſenſchaft im 19. Jahrhundert einen hervorragenden 
Platz zu gewinnen gewußt hat, und heute die national⸗ 
ſozialiſtiſche neue Durchdenkung des internationalen Rechts 
die Aufmerkſamkeit auch des Auslandes beſonders auf ſich zu 
lenken geeignet iſt. 

Die Arbeitstagung des Donnerstagnachmittag gewann be⸗ 
ſondere Bedeutung dadurch, daß eine ſolche Reihe führender 
ausländiſcher Juriſten das Wort zu nationalen wie inter⸗ 
nationalen Rechtsproblemen ergriffen und in der national je 
verſchiedenartigen, aber menſchlich je beſonders anſprechenden 
Weiſe recht vortreffliche wiſſenſchaftliche Erkenntniſſe oder 
Überblicke in knapper und gedrängter Weiſe darboten. 

* * * 


Der zweite Tag der Jahrestagung der Akademie für 
Deutſches Recht brachte mit der Rede des Reichsorganiſations⸗ 
leiters Dr. Ley ein nationalſozialiſtiſches Erlebnis, das 
ebenſoſehr dem Recht wie dem verſtändnisvollen Zuſammen⸗ 
leben der Völker zu dienen, geſchaffen war. Es erregte dem⸗ 
entſprechend ein ganz beſonderes Intereſſe nicht nur der an⸗ 
weſenden deutſchen Volksgenoſſen, ſondern vor allem auch 
der zahlreichen ausländiſchen Gäſte, denen durch den Führer 
der Deutſchen Arbeitsfront ein Aufriß von der Rechts- und 
Volksgemeinſchaft in einer für ſie völlig neuartigen Weiſe 
gegeben wurde. 

Nachdem am Vorabend die vorgeſehenen Reden der 
Reichsminiſter und Reichsleiter Dr. Goebbels und 
Dr. Frank infolge der Reichsleitertagung der NSDAP. 
leider abgeſagt werden mußten, kam dem Vortrag des Reichs⸗ 
organiſationsleiters Dr. Ley an ſich ſchon beſondere Be⸗ 
deutung zu. Der Redner verſtand es dabei, obgleich er be⸗ 
tonte, als Nichtjuriſt vor vielen Fachjuriſten zu ſprechen, vom 
erſten Augenblick durch den tiefen Ernſt ſeiner Ausführungen 
die ſchwierigen Aufgaben der Sozial⸗ und Arbeitsordnung 
in Deutſchland ſo überzeugend klar zu entwickeln, daß ſich 
das Geſamtbild dieſer zwei Aufgabenjahre aus dem natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Parteiprogramm heraus entrollte, 

Dabei war es gerade die Geſetzmäßigkeit des Lebens und 
der Natur, die Dr. Ley an den Anfang ſtellte und aus der 
er ebenſoſehr den Rechtsgedanken, wie das Organiſche der 
Nationalſozialiſtiſchen Idee entwickelte. Maßſtab für das 
Organiſche aber iſt nicht das Wiſſen, ſondern der 
Inſtinkt. Die Schilderung der einheitlichen Ausrichtung 
der Führerſchicht der Partei, der politiſchen Leiter, als der 
inſtinktſicheren Wahrer der Idee, gelang dem Reichs organi⸗ 
ſationsleiter hier ganz beſonders. Zum Inſtinkt aber 
tritt beim Führer die Verſtandesſchärfe in ganz 
beſonderer Weiſe. „Wenn beide übereinſtimmen im Urteil, 
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Inſtinkt und Verſtand, ift keine Macht der Erde mehr in der 
Lage, die Entſchlüſſe abzuändern.“ 

Der Geſetzmäßigkeit der Natur als einziger unantaſtbarer 
göttlicher Objektivität ſtellte Dr. Ley klar die Raſſege⸗ 
bundenheit der Völker gegenüber. Aus dieſer Raſſen⸗ 
Subjektivität ergebe ſich, daß keine Raſſe, kein Volk ſein Recht 
als objektiv richtiges Recht hinſtellen könne. Recht ſei darum 
nach der ehrlichen Überzeugung des Nationalſozialismus, was 
der Naſſe, was dem Volke nütze. Die organiſch daran angeführ⸗ 
ten Betrachtungen über Gemeinfchafts- und Einzelweſen führ⸗ 
ten zu dem ebenſo ſchönen wie einleuchtenden Satz Dr. Leys, 
daß der einzelne ebenſoſehr ein Recht auf das Leben, wie 
auf die Arbeit, die ihm das Leben vermittelt, wie auf den 
Schutz dieſer Arbeit habe. „Nationalſozialismus 
iſt höhere Lebensbejahung.“ Das Recht der Ge⸗ 
meinſchaft gegenüber dem einzelnen aber ergebe ſich daraus, 
daß Deutſchland nicht nur eine Schickſalsgemeinſchaft ſei auf 
Gedeih und Verderb, ſondern auch eine Leiſtungs⸗ 
gemeinſchaft, in der die Fähigkeiten des einzelnen bis 
zum Letzten eingeſetzt würden. Jeder einzelne habe eine 
Aufgabe, und im Kampf um dieſe Aufgabe liege fein höchſtes 
Glück, aber auch ſein oberſtes Recht. 

Ganz beſonders unterſtrich deshalb Dr. Ley die Be⸗ 
deutung der Ehre und ihres Schutzes im nationalſozialiſtiſchen 
Staat. 

Das größte, was der Führer geſchaffen 
habe, ſei, daß er Deutſchland gewandelt habe und daß er 
ebenſo die Un vernunft der Welt zur Ver⸗ 
nunft wandele. So ſei Adolf Hitlers groͤßte Tat die 
Proklamierung der Rechte der Völker der Erde, daß ſie leben 
ſollen und leben wollen. 

Starker Beifall, der den Redner immer häufiger unter⸗ 
brach, zeigte, daß er ſeine Zuhörerſchaft völlig erfaßt hatte. 
Die Rede Dr. Leys, die ſich nicht mit einer engen Darſtellung 
der arbeits⸗ und ſozialrechtlichen Verhältniſſe und Aufgaben 
begnügt hatte, ſondern aus dem weiten Bereich der orga⸗ 
niſchen nationalſozialiſtiſchen Lebensauffaſſung ſchöpfte, 
zeigte den mitgeriſſenen Zuhörern die Urkraft der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung in der Geſtaltung der deutſchen 
Arbeit und des deutſchen Lebens. 

Anſchließend hielt nach herzlichen Dankesworten des Prä⸗ 
ſidenten der Akademie, Reichsminiſters Dr. Frank, an den 
Führer der Deutſchen Arbeitsfront, der Oberbürgermeiſter 
von Halle, Dr. Dr. Weidemann, ein Referat über 
das Thema: „Staat und Gemeinde“. 

Den Schluß der Vormittagsveranſtaltung bildete der Vor⸗ 
trag eines ausländiſchen Beſuchers, des Rechtsanwalts Dr. 
Dionys Godina aus Belgrad, eines Vertreters der 
jugoſlawiſchen Juriſten. 

* * * 


Am Nachmittag des Freitag fand die Arbeitstagung der 
Akademie für Deutſches Recht ihren Abſchluß mit fach⸗ 
juriſtiſchen Vorträgen. Miniſterialdirektor Dr. Volkmar 
vom Reichsjuſtizminiſterium ſprach über „Das dynamiſche 
Element bei der Neubildung des deutſchen Rechts“. Der 
Redner zeigte an Hand von Geſetzgebungsakten die dyna⸗ 
miſche Geſtaltung von heute gegenüber der ſtatiſchen früherer 
Zeiten. Der Vortrag bewies die Auflockerung, die durch den 
Nationalſozialismus in den bisher ſtarren Geſetzgebungs⸗ 
apparat gebracht wurde und ließ andererſeits erkennen, daß 
nicht alles unterſchiedslos von der Seite der Dynamik oder 
Statik her geſehen werden kann, ſondern daß ein Wert⸗ 
urteil allein von nationalſozialiſtiſchen 
Geſichtspunkten aus zu fällen iſt. 

Anſchließend berichtete der Präſident des Reichspatent⸗ 
amtes Berlin, Dr. Klauer, über den vor dem baldigen 
Abſchluß ſtehenden Patentgeſetzentwurf. 

Nach Abſchluß der Vorträge ſchloß Reichsminiſter Dr. 
Frank die Arbeitstagung mit folgenden Worten: 

„Ich glaube, wir alle können dieſe Arbeitstagung unter 
dem Eindruck zuſammenfaſſen, daß uns die Vorträge und 
die Vortragenden in ſteter Erinnerung bleiben werden. Es 
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war ein feltener geiftiger Genuß, den uns die Referenten 
bereitet haben. Im Namen der Akademie für Deutſches 
Recht möchte ich allen Referenten den Dank dafür zum Aus⸗ 
druck bringen, daß ſie in ſo wertvoller Form und in ſo 
unendlicher Gedankenbereicherung unſere Arbeit verſchönt und 
geweiht haben. 

Die Akademie für Deutſches Recht ſteht an dem Schnitt⸗ 
punkt zwiſchen dem Idealismus einer aus dem unerfchöpfs 
lichen Urgrund eines völkiſchen Werdens kommenden Be⸗ 
wegung einerſeits und den rauhen Notwendigkeiten, ein 
Staatsgefüge durch die Schickſalsnöte hindurchzubringen. 
Das Ringen um die Formulierung und die Verwirklichung 
einer rechtspolitiſchen Idee im Rechtsſatz iſt die eigentliche 
Kunſt des Geſetzgebers und das höchſte Streben, dem auch 
die Akademie für Deutſches Recht ſich unterſtellt. Es war 
daher für uns beglückend, aus den Referaten und Vorträgen 
den Klang einer ſchöpferiſchen Genialität vernommen zu 
haben. Laſſen Sie mich mit dem glücklichen und verheißungs⸗ 
vollen Wunſch ſchließen, daß aus dieſer Gemeinſchaft der 
Rechtsidee das Band eines künftigen Gemeinſchatfsbewußt⸗ 
ſeins und einer glücklichen und verheißungsvollen Gemein⸗ 
ſchaft der jungen europäiſchen Völker geknüpft werde. 

Auch die Akademie für Deutſches Recht dient der Zukunft 
und dem Glauben, fie dient einer ganz gigantiſchen Über⸗ 
legung, daß, wenn wir auf dieſem Gebiete des Rechts das 
Schöpfrad nun ſchon in Bewegung geſetzt haben, wir es 
auch zu beherrſchen gelernt haben, und daß wir dieſen Appell 
an das Recht nicht etwa nur vom fachlichen juriſtiſchen 
Standpunkt aus richten, ſondern als Künder und Kämpfer 
einer neuen Zeit.“ 

Unter dem lebhaften Beifall der Anweſenden brachte 
Reichsminiſter Dr. Frank dem ſtellvertretenden Präſidenten 
der Akademie für Deutſches Recht, Geheimrat Dr. Kiſch, 
den herzlichſten Dank für ſeine umfangreiche und mühevolle 
Arbeit zur zweiten Jahrestagung der Akademie für Deutſches 
Recht zum Ausdruck. 


* * * 


Die Tagung fand ihren Höhepunkt und Abſchluß mit einer 
Feſtſitzung in der Aula der Univerſität. 

Die Anweſenheit des Führers gab der abſchließenden 
Feſtſitzung die eigentliche Weihe. Vor das Gremium der zur 
Geſtaltung eines Deutſchen Rechts berufenen Kräfte trat der 
Führer der Nation, durch ſein Erſcheinen alle Anweſenden 
noch tiefer in ihre Aufgabe zu verpflichten. 

Reichsminiſter Dr. Frank entbot ſeinen und der Ver⸗ 
ſammlung Gruß. „Die Zeit wird nicht ferne ſein,“ ſo 
führte er u. a. aus, „da das ganze rechtliche Denken und 
Empfinden unſeres Volkes, die geiſtige und ſeeliſche Einheit 
der Nation völlig auf das Deutſche Recht wird übertragen 
ſein und in der ein volksnahes Recht und volksnahe Richter 
den Beſtand der Nation ſichern. Daran wird die Akademie 
für Deutſches Recht weiter lebhaften Anteil haben, und in 
der Gewißheit grüße ich nochmals alle die Teilnehmer dieſes 
Feſtaktes, welche ſo lebendig ihr Intereſſe für die großen 
Aufgaben der Akademie für Deutſches Recht bekunden.“ 

Dem Führer legte die Akademie durch ihren Präſidenten 
ſodann das Bekenntnis ab zur Volksgemeinſchaft, aus der 
ſie entſtanden und zur Wahrung eines wirklich volksnahen 
Rechtsaufbaues, zu dem fie durch die NSDAP. gegründet 
wurde. 

Dr. Frank faßte die Wandlung des Volks- und Rechts⸗ 
bewußtſeins in die Worte: „Es iſt zum erſten Male in der 
Geſchichte des Volkes, daß die Liebe zum Führer ein 
Rechtsbegriff geworden iſt. 

Der Führer iſt der Träger der Rechtsentwicklung, und die 
Partei hat den Primat der Rechtspolitik, wie ſie den Primat 
der Geſtaltung des deutſchen Lebens auf allen Gebieten hat. 
Zur Wahrung und Erhaltung des nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsempfindens iſt die Einheitsorganiſation des deutſchen 
Rechtsſtandes nicht nur organiſatoriſche, ſondern vor allem 
organiſche Vorausſetzung. 
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Die Würde des deutſchen Rechtswahrers liegt heute in 
ſeiner Treue zur Idee, nicht mehr im Zopfſtil der Juſtiz, 
der Perücken und Talare. Das Volk iſt nicht Objekt der 
Anwendung abſtrahierter Geſetze, ſondern die Fundamente 
des Nationalſozialismus ſind allein für die Rechtsordnung 
maßgebend und zeigen die Formel, die die Lebensregelung 
der Nation nach naturgeſetzlichen Grundzügen ermöglicht, 
ſofern ſie Wirklichkeit werden ſoll. Der Führer hat die 
Nation geſtaltet und umgeformt. Auch für das Recht gilt: 
„Staub nieder — Leben empor!“ 


Schrifttum 


Heft 7 1935 


In diefen Kernſätzen hatte die Tagung der Akademie, die 
als Ganzes unter dem Leitſatz ſtand: Lebensrecht ſtatt For⸗ 
melrecht, in ihrer Schlußkundgebung ihren ſtärkſten Ausdruck 
gefunden. 

* * * 


Anläßlich der Jahrestagung wurde der Reichsfachgruppen⸗ 
leiter der Reichsfachgruppe „Richter und Staatsanwälte“, 
Amtsgerichtsdirektor Dr. Geffroy, zum Mitglied der 
Akademie ernannt. 


€ Schrifttum wa² t 


A. Aus den Jeitſchriſten 


(Es kann wegen eee nur der weſentlichſte Inhalt 
angegeben werden.) 


Deutſches Necht, Zentralorgan des INSDI., Heft 10: 
Das dem Strafrecht gewidmete Heft gibt einen ausgezeich⸗ 
neten Einblick in die Problematik und den Stand der Reform- 
arbeiten. Beſonders die beiden grundlegenden Eingangsauf- 
ſätze von Höhn (Staatsbegriff, Strafrecht und Strafprozeß) 
und Schaffſtein (Die Bedeutung der Ehrenſtrafe im national- 
ſozialiſtiſchen Strafrecht) muß durchgearbeitet haben, wer die 
Reformarbeit verſtehen und würdigen will. Eine Reihe be- 
achtenswerter Aufſätze behandeln wichtige Einzelfragen: Bung, 
Ehe und Familie unter dem Schutz des Strafrechts; Henkel, 
Der Staatsanwalt; Schultze, Der Verteidiger; von Weber, 
Aufgaben der Strafrechtsvergleichung. Eine Verlautbarung 
des Reichsrechtsamtes „Aber die politiſche Schulung des 
Rechtswahrers“ ſollte beſonders von denen geleſen werden, die 
ſich über ſolche Schulung erhaben dünken. Aus der „Kritiſchen 
Amſchau“ verdient beſonders die leider nur kurze Betrachtung 
von Bung über den neuen Geſetzesbegriff Beachtung. 


Juriſtiſche Wochenſchrift, Heft 22: Ein kurzer Aufſatz von 
Dozent Dr. Böhmert „Deutſchland, die Hauptmächte, Litauen 
und Memel“ führt noch einmal in die Tragik des dem ur⸗ 
deutſchen Land beſchiedenen Schickſals ein. Heft 23/24: Au N. 
Dr. Feaur de la Croix behandelt die Frage der Gerichtsver⸗ 
faſſungsreform und des Verichterſtatterſyſtems und gibt damit 
einen Beitrag, der bei den Erörterungen über die künftige 
Geſtaltung unſerer Gerichte und ihre Arbeitsmethode nicht 
überſehen werden darf. Weitere Aufſätze behandeln: Streitwert 
im Verfahren über die Gewährung des Armenrechts (RA. Dr. 
Heine), Das Mietrecht im Lichte des Gedankens der Volks⸗ 
gemeinſchaft (RA. Dr. Roquette), Die Anwendung des § 157 
ZPO. auf die Verſicherungsgeſellſchaften und ihre Regulie⸗ 
rungsbeamten (RA. D. Schulz). Heft 25: Wiederbelebung 
von Firmen. Zugleich ein Beitrag zur Wandlung der Rechts⸗ 
anſchauung im geltenden Recht (AGR. Groſchuff). Die Haf⸗ 
tung der eingetragenen Genoſſenſchaft für pflichtwidriges Ber⸗ 
halten des Vorſtandes gegenüber Dritten nach S 31 BGB. 
(RA. Dr. Lägel, Prof. Dr. Ruth). Der nationalſozialiſtiſche 
Eigentumsbegriff (Dr. Loth). Beſonders wichtig iſt der Be. 
richt über die Gautagung in Königsberg mit der ausführlichen 
Wiedergabe der Rede des Reichsjuriſtenführers, die bemer⸗ 
kenswerte Ausführungen zur Frage der richterlichen Anabhän⸗ 
gigkeit enthält. 


Deutſche Juriſten⸗Zeitung, Heft 11: Staatsſekr. Dr. Freisler 
beendet feine Darlegungen über das werdende deutſche Blut⸗ 
banngericht. Die Beachtung, die der erſte Teil dieſes Aufſatzes 
aus Heft 10 gefunden hat, macht es zur Selbſtverſtändlichkeit, 
daß auch dieſer Teil überall da verarbeitet werden muß, wo 
die Neugeſtaltung der Gerichtsorganiſation und insbeſondere 
diejenige des Schwurgerichts erörtert wird. Die Neugeſtaltung 
des Patentrechts zwingt zu beſonderer Beachtung des Auf⸗ 
ſatzes von Prof, Kiſch „Der ſoziale Gehalt des Patentrechts“. 
Heft. 12: Die Geſtaltung des künftigen Strafverfahrens. Ge⸗ 
danken zur Strafrechtserneuerung (Prof. Dr. Henkel). 


Die nationale Wirtſchaft, Heft 6: In mehreren ausgezeich- 
neten Aufſätzen von Dr. Ringer, Dr. Danielcik, Min R. Dr. 
Schlotterer und Dr. Reuther behandelt das Heft Fragen der 
Außenwirtſchaft unter verſchiedenen Geſichtspunkten. Es gibt 
damit einen klaren Aberblick über brennende Gegenwarts⸗ 


fragen, mit denen ſich auch der Richter und Staatsanwalt 
vertraut machen muß. 


Jugend und Recht, Heft 6: Deutſches Jugendrecht (Ripr. 
Kratz). Arbeitsdienſt, Staat, Soldatentum (Oberſtfeldm. Dr. 
Krüger). Eigentum und Verantwortung fdr. Dr. Stier). 


Der Deutſche Rechtspfleger, Heft 6: Kommentierfreiheit? 
(Verner). Zur Beamtenhaftpflicht (Sorberg). Der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz im Reichserbhofgeſetz (Haegele). 


Zeitſchriſt der Akademie für Deutſches Necht, Heft 5: Anzu⸗ 
träglichkeiten im geltenden Erbrecht und Nachlaßverfahren 
(Richter Dr. Höver). Geiſtesſtörung und Geſchäftsunfähigkeit 
nach BGB. und ZPO. (OLGR. Wilhelm). Gedanken zur 
Reform des Zwangsvollſtreckungsrechts (Rel Dr. Pée). Neue 
Wege im Zwangsvollſtreckungsrecht (AGR. Dr. Grund). 
Zweiter Bericht über die Arbeiten des Aktienrechtsausſchuſſes 
der Akademie für Deutſches Recht (erſtattet von Geh R. Dr. 
Kißkalt). Die Gefährdungshaftung im modernen Verkehrsrecht 
(RA. Dr. Lechner). Offentliches und Privatrecht im römiſchen 
Recht (Dr. Dulckeit). Gläubigerſchutz im Konkursrecht des 
Auslandes (Dr. Reber), Sonderheft „Ausland“: Das Heft 
behandelt eine Reihe hochintereſſanter Rechtsfragen aus wich⸗ 
tigen Staaten, die beſonders im Hinblick auf die deutſchen 
Reformarbeiten hohe Beachtung verdienen. 


Deutſche Gerichtsvollzieher⸗Zeitung, Heft 10: Wann iſt eine 
Nähmaſchine pfändbar? (AGR. i. R. Sommer). 


Deutſche Juſtiz, Heft 22: Die Schiedsrichter⸗ und Gutachter⸗ 
tätigkeit der richterlichen Beamten (RegR. Dr. Wichert). 
Schönheit der Arbeit (Ein Aufſatz von Min R. Herwig, von 
dem man nur hoffen kann, daß er der Beginn für eine wirklich 
notwendige Einführung beſſerer äußerer Arbeitsbedingungen 
auch in der Juſtiz ſein möchte). — Dem Heft liegt die Folge 5 
vom „Recht“ bei. Heft 23/24: Machtloſigkeit gegen Prozeß · 
verſchleppung? (Senatspräſident Dr. Riedinger erörtert Fragen 
der täglichen Praxis, die jeden Prozeßrichker angehen). Sit- 
tenwidrigkeit bei auffälligem Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung. Ein Beitrag zur Wucherfrage (Dr. Lieb⸗ 
nis). Heft 25: Gegen unſachliche Angriffe auf die deutſche 
Rechtspflege! Eine notwendige Feſtſtellung. (Der Preſſe⸗ 
referent im Reichs Juſt Min., ObReg R. Dr. Doerner, zeigt an 
einigen Beiſpielen, daß bei Kritiken an Vorgängen in der 
Nechtspflege nicht immer die erforderliche Sachlichkeit an Hand 
eingehender Tatſachenfeſtſtellung beachtet worden iſt). Das Heft 
beſchäftigt ſich auch in einigen weiteren Auſſätzen mit dem 
Verhältnis zwiſchen Rechtspflege und Preſſe. Heft 26: Aus 
dem Heft iſt die Behandlung des Entſchuldungsrechts und die 
Zuſammenſtellung der Entſchuldungsämter wichtig. — Heft 6 
vom „Recht“ iſt beigefügt. 


Der Gerichtssaal, Band 106, Heft 1/2: Eine Reihe wich⸗ 
tigſter Auffäge machen das Heft ganz beſonders beachtenswert: 
Rechtsmittel und Wiederaufnahme des Verfahrens im künf⸗ 
tigen Straſprozeß (VBizepräſ. des RG. Dr. Thierack). Aufbau 
der Strafgerichte (D. Töwe). Der Führergrundſatz und 
ſeine Ausgeſtaltung im ſchwurgerichtlichen Verfahren (Prof. 
Dr. Oetker). Bauſteine zum Strafprozeß im nationaljozia- 
liſtiſchen Staat (NER. Dr. Schwarz). Der Adhäſionsprozeß 
(LED. Töwe). 


Archiv für Funkrecht, Heft 6: Der Rechtsbegriff des „Rund: 
funks“ im neuen Staat, insbeſondere im Rahmen des Rechtes 
der Reichskulturkammer (Prof. Dr. Lift). 
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Recht des Reichsnährſtandes, Heft 10: Die Entſchuldungs ⸗ 
ämter und die Entſchuldung der Kleinbetriebe (StabsamtsL. 
Fr. Sprich). Fuhrwerk, Reiter und Tiere auf der Verkehrs- 
ſtraße (Dr. Elſter). Heft 11: Die verfahrensrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften der 7. Durchführungsverordnung zum Schuldenrege- 
lungsgeſetz (Aſſ. D. Steiger). 


Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechtspflege, Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft, 8 ung Heft 9: Gedanken über die Eidesfrage 
(Fortſetzung und Schluß aus Heft 8, LG R. i. R. Eberhard). 


Reichsarbeitsblatt, Heſt 16: Die Rechtshilfe der ordentlichen 
Gerichte auf Grund des Geſetzes zur Ordnung der nationalen 
Arbeit (AuL R. Dr. Schlüter). 


Danziger Juriſten⸗Zeitung, Heft 6: Das Danziger Erbhof 
recht (OLGR. Methner). 


Oſterreichiſche Nichterzeitung, Heft 6: Neuere Ergebniſſe 
der Blutgruppenforſchung und ihre Bedeutung für die gericht 
liche Abſtammungsprüfung (Prof. Dr. Laves, Fortſetzung und 
Schluß aus Heft 5). 


Deutſches Autorecht, Heft 6: Rechtliche Bedeutung der Aus- 
führungsanweifung zu § 25 RStr VO. (Nin R. Geh. Dr. 
Müller). Die erſten Ergebniſſe der Rechtſprechung zur 
NStr BO. (Rel. Dr. Volkmann) Höheres Schmerzensgeld 
bei Haftpflichtverſicherungsſchutz? (AG R. Dr. Lutz, RA. Metz⸗ 
roth I, Dr. Winkler, RA. Dr. Oehms). 


Juriſtiſche Rundſchau für die ivatverſicherung, Heft 12: 
Einige Bemerkungen zu 8 67 G (Kid). § 69 BWG. 
findet auf den Krafſtfahrzeughaftpflicht⸗Verſicherungsvertrag 
keine Anwendung (Aſſ. Dr. Ernſt). 


B. Bücherbeſprechungen 


Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. Verſuch 
einer Rechtsdeutung. Von Gottfried Neeſe. Verlag 
von W. Kohlhammer in Stuttgart. 1935. 

Der Verfaſſer, der als Oberbannführer der Hitlerjugend 
die Rechtsarbeit der nationalſozialiſtiſchen Jugend in Sachſen 
leitet, hat mit ſeiner Arbeit den Verſuch unternommen, das 
Weſen der NSDAP. rechtlich zu deuten. Er iſt ſich bewußt, 
daß er nichts Endgültiges und Abſchließendes ſchaffen konnte, 
da die Tatſachen, die das Weſen der Partei und ihr Verhält⸗ 
nis zu Führer und Volk beſtimmen, beweglich ſind und wohl 
immer bleiben werden. And doch iſt das Buch ein wertvoller 
Beitrag zum Verſtändnis der rechtlichen Grundlagen der Be⸗ 
wegung in allen ihren Beziehungen zu der ſie umgebenden 
Amwelt. Reichsgerichtsrat Dr. Erich Schultze. 


Carl Schmitt: Staat, Bewegung, Volk. 3. Auflage. 
Schriftenreihe: Der deutſche Staat der Gegenwart. 

Die Schrift iſt eine wertvolle Vorarbeit zum Aufbau des 
neuen Staatsrechtes. Im erſten Teile wird klargeſtellt, daß 
die Weimarer Verfaſſung ihre Rechtswirkſamkeit im wejent- 
lichen verloren hat, und daß die Rechtsgrundlage des neuen 
Staates nicht durch das ſogenannte Ermächtigungsgeſetz vom 
24. März 1933, ſondern durch die Wahl vom 5. März 1933 
gelegt worden iſt. Im zweiten Hauptteil wird die politiſche 
Einheit gegliedert in Staat (in einem engeren Sinne = Be. 
hörden und Amter), Bewegung und Volk. Im dritten Haupt 
teil wird dieſe Dreigliederung verdeutlicht durch Vergleich mit 
der Zweigliederung der früheren Staatsrechtsbetrachtung 
(ſtaatliche Macht und Einzelperſon). Dieſer Teil iſt für jeden 
im alten Rechtsdenken groß gewordenen Rechtswahrer beſon⸗ 
ders aufſchlußreich. Beſonders wichtig für den Richter find 
die Ausführungen über die Bedeutung des Berufsbeamten · 
tums ſowie die im dritten und am Ende des vierten Haupt ⸗ 
teiles vertretenen Anſichten über die Anabhängigkeit der 
Rechtspflege und die Bindung des Richters an das Geſetz. 
Im letzten Hauptteile werden Führertum und Artgleichheit 
ee Grundbegriffe des nationalſozialiſtiſchen Rechtes behan- 

elt. 


Die grundlegende Schrift könnte, ohne an wiſſenſchaftlichem 
Gehalte oder an Klarheit zu verlieren, volkstümlicher ſein, 
wenn die zahlreichen entbehrlichen Fremdwörter ſchlichten 
deutſchen Worten wichen. 

Landgerichtsrat Dr. Scheffler, Chemnitz. 
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Jahrbuch des deutſchen Rechts. 33. Jahrgang, neue Folge, 
2. Band, 2. Heft, 1935. Herausgeber: Staatsſekretäre Dr. 
Schlegelberger, Dr. Freisler, NA. Dr. 
Neubert, Min Räte. Dr. Hocke und Staud. Ver- 
lag Franz Vahlen, Berlin W 9. 


Das Jahrbuch unterrichtet jeweils in kurzen Zeitabſtänden 
über die wichtigſten Ereigniſſe, Entſcheidungen und Erkennt⸗ 
niſſe im Rechtsleben. Es gehört zum nötigſten Beſtand des 
juriſtiſchen Schrifttums. Das vorliegende Heft gibt einen 
Aberblick über die deutſche n Januar und 
März 1935 auf dem Gebiete des Staats-, Bauern-, Straf- 
und Strafprozeßrechts, des bürgerlichen und Wirtſchafts⸗, ſo. 
wie des Verfahrensrechts. Hervorzuheben find die den Haupt- 
teilen vorausgeſchickten knappen aber erſchöpfenden Einleitun⸗ 
gen. Die Ein- und Anterteilung des großen Stoffes iſt über ⸗ 
ſichtlich, das Sichzurechtfinden in Schrifttum und Recht- 
sprechung in kürzeſter Friſt möglich. Als Fundſtelle der Ent- 
ſcheidungen iſt auch die Deutſche Richterzeitung ausgiebig her- 
angezogen. Landgerichtsrat Dr. Scheppler, München. 


Dietz: Diſziplinarſtrafordnung für das Neichsheer, 2. Auf- 
lage. Verlag Heinrich, Dresden 1935. Ganzleinen 6 RM. 
Dieſes meiſterlich gekonnte Buch bedarf nur der Ankündi⸗ 
gung, nicht der Empfehlung. Behauptet es doch ſeit einem 
Jahrzehnt durch feine erſchöpfenden und tiefſchürfenden Er⸗ 
läuterungen die führende Stellung unter den Kommentaren 
zur DStdO. Es beſchränkt ſich nicht auf die Deutung des 
Geſetzes, ſondern erfaßt die ganze Fülle des militärdienſt⸗ 
lichen Lebens in feinen Grundſätzen und öffentlich rechtlichen 
Grenzlinien. Der Offizier wird dieſes vorzügliche Nachſchlage ⸗ 
werk ebenſowenig entbehren können wie die Rechtsberater der 
Wehrmacht. Das Buch iſt ein unſchätzbarer Beitrag zur 
charakterlichen Erziehung des deutſchen Soldaten. Es iſt 
einzig in ſeiner Art. 


Kriegsgerichtsrat Dr. Hülle, Weimar. 


Zentralſtelle zur Bekämpfung der Schwindelfirmen E. V., 
Hamburg. Bericht über das Jahr 1924. 

Die im Jahre 1911 gegründete Zentralſtelle, die jedem 
Staatsanwalt bekannt iſt, macht es ſich zur Aufgabe, als 
Zentral⸗Sammelſtelle umfaſſendes Material über Schwindel 
firmen zuſammenzutragen. Sie will durch Zuſammenarbeit 
mit Gerichtsbehörden, e Stadtgemeinden 
uſw. vorwiegend ärmere Volksgenoſſen vor dem Verluſt ihres 
Hab und Gutes bewahren. Der Bericht enthält eine Aberſicht 
über Zweck, Ziele, Arbeitsweiſe und Finanzierung der Zen⸗ 
tralſtelle ſowie über den Einfluß von Geſetzgebung und Ideen⸗ 
gut des neuen Staates und ſchließlich eine ſehr intereſſante 
und leſenswerte Darſtellung der Arbeitsmethoden der verſchie 
denen Gruppen gemeinſchädlicher Schwindelunternehmen. 

Landgerichtsrat Dr. Friedersdorff, Berlin. 


Franz Wieacker: Wandlungen der Eigentumsverfaſſung. 
Schriftenreihe: Der deutſche Staat der Gegenwart. 


Der Verfaſſer bemüht ſich, den Eigentumsbegriff gemein ⸗ 
ſchaftsgebunden zu beſtimmen. Er faßt ihn als Recht und 
Pflicht auf, mit einer Sache ſachgerecht und gemeinnützig zu 
verfahren, und zu dieſem Zwecke andere von der Einwirkung 
auf die Sache ausſchließen zu dürfen. Den Rechtsverkehr mit 
beweglichen Sachen will er, um der Wirklichkeit näherzu⸗ 
kommen, nicht einheitlich, ſondern verſchiedenartig für „kaſu⸗ 
9 aus der Lebenswirklichkeit herausgehobene Sachgruppen“ 
regeln. 

Auch beim Grundeigentum ſtellt er den Pflichtgedanken und 
die Bindung an den Sachzweck in den Mittelpunkt der neuen 
Rechtsbetrachtung. Daraus folgert er Veräußerungsbeſchrän⸗ 
kungen, Bewirtſchaftungspflicht, Anerkennung der wirtſchaft⸗ 
lichen Betriebseinheit und die Notwendigkeit einer Neugeſtal⸗ 
tung der Bodennutzungs⸗ und Pfandrechte. 

Auch im Liegenſchaftsrecht erſtrebt Wieacker Gliederung des 
Stoffes nach beſonderen Sachgruppen (Recht der Erbhöſe, 
Siedlungsrecht, Recht der Wohngrundſtücke, Recht der Inter 
nehmungsanlagen). 

Die Schrift hilft, unſer Rechtsdenken auf dem Gebiete des 
Sachenrechts zur Gemeinſchaftsverbundenheit zu entwickeln. 
Sie leidet aber ſtellenweiſe an einer unerfreulichen Amſtänd · 
lichkeit der Darſtellung. 


Landgerichtsrat Dr. Scheffler, Chemnitz. 
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Bäuerliche Schuldenregelung mit einem Anhang von 42 
Muſtervordrucken von Dr, Auguſt Dobler, erſchienen 
im Verlag von W. Kohlhammer, Stuttgart und 
Berlin 1935. 

Der Verfaſſer behandelt zunächſt mit großer Sachkunde 
Allgemeinfragen und Grundſätze der Agrarpolitik, insbeſondere, 
unter Anführung zahlreicher ſtatiſtiſcher Nachweiſungen, Art 
und Amfang der landwirtſchaftlichen Entſchuldung. ährend 
im zweiten Teil des 536 Seiten ſtarken Buches vom Verſaſſer 
praktiſche Vorſchläge für eine Neuordnung der Kreditordnung 
gemacht werden, wird in Teil I in erſchöpfender und ein⸗ 
gehender Darſtellung das Geſamtgebiet der bäuerlichen Schul⸗ 
denregelung behandelt. Die den e Arbeitsgebieten ent⸗ 
ſprechende ſyſtematiſche Sachbehandlung und klare Auffaſſung 
der umfangreichen und oft ſchwierigen Geſetzesmaterie zeigt den 
Praktiker. Aus der Praxis heraus und für die Praxis ge- 
ſchrieben kann gerade den Entſchuldungsgerichten und Ent⸗ 
ſchuldungsſtellen dieſes Buch mit den als Anhang an 
Muftervordruden als wertvoller und zuverläſſiger Ratgeber 
warm empfohlen werden. In einem Nachtrage ſind ſämtliche 
Veränderungen einſchließlich der VII. Durchführungsverord⸗ 
nung erläutert. N Amtsgerichtsrat Hahn, Dorum. 


Meyer, Juſtizrat, Rechtsanwalt Dr. jur., Bielefeld: Der 
Abergabevertrag, insbeſondere bei Erbhöfen. Verlag von 
Dr. Otto Schmidt, Köln 1935. 


Der Verfaſſer hat in großangelegter, ſyſtematiſcher Form 
unter i e der geſamten Literatur und Recht- 
ſprechung, namentlich auch der Erbhofgerichte, den Abergabe⸗ 
vertrag dargeſtellt. Das Werk iſt nicht nur von Bedeutung 
für den von dem RC. nicht erfaßten Grundbeſitz, den Höfen 
über 125 ha und unter 7% ha, ſondern auch für die Erbhöfe, 
da zu den Streitfragen über Fragen aus dem REG. eingehend 
und kritiſch Stellung genommen worden iſt. Das Buch iſt eine 
wertvolle Ergänzung der bisher erſchienenen Darſtellungen des 
Abergabevertrages und kann nur empfohlen werden. Vei dem 

roßen Amfang des Werkes dürfte ſich allerdings eine erhebliche 
Erweiterung des Stichwörterverzeichniſſes zur leichteren Be⸗ 
nutzung für den praktiſchen Gebrauch empfehlen. 

OLGR. u. EHEN. Dr. Lange, Celle. 


Dr. Herbert Fritze: Die Wirkungen der Ehetrennung 
und Eheſcheidung für Ehegatten und Kinder im modernen 
ſkandinaviſchen Recht. Leipzig 1935. (Heft 18 der Bei · 
träge zum Deutſchen, Schweizeriſchen und Skandinaviſchen 
Privatrechte, Dr. Haff, Hamburg.) 

Die Schrift enthält 1. eine zuſammenfaſſende Darſtellung des 
aus nordiſchem Volksrecht entwickelten Ehetrennungs und 
Scheidungsrechts von Schweden, Norwegen, Dänemark und 
Finnland, 2. eine rechtsvergleichende Darſtellung mit wert- 
vollen Anregungen zur Schaffung neuen deutſchen Ehe. und 
Kindesrechts. Bedeutend ſind insbeſondere die Abſchnitte über 
Eheverträge hinſichtlich der Ehetrennungs- und Eheſcheidungs⸗ 
wirkungen, ferner über das freie richterliche Ermeſſen bei der 
Verteilung der Kinder, über privat- und öffentlich. rechtliche 
Anterhaltsanſprüche der Ehegatten und Kinder und die be⸗ 
ſondere Ausgeſtaltung der „Vormundſchaft“. e von 
einigen Weitſchweifigkeiten und ſyſtematiſchen Mängeln ein 
wertvoller Beitrag auf einem bisher nicht veröffentlichten Ge⸗ 
biet! Neben der JW., DIZ. und LZ. wird die D. nicht 
angeführt. Amtsgerichtsrat Dr. Boſch an, Berlin. 


Zivilprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt An⸗ 
hang, enthaltend Entlaſtungsgeſetze. Handkommentar unter 
beſonderer Verückſichtigung der a oberfter 
Gerichte. (Sydow Buſch.) Von Dr. Walter 
Krantz, Landgerichtspräſident, und Franz Triebel, 
Senatspräſident beim Reichsgericht. 21. Auflage. 2 Bände. 
1935. Verlag Walter de Gruyter & Co., Berlin W10 u. 
Leipzig. 1. Band: Einführungsgeſetz und ZPO. 88 1—703. 
14 RM. 2. Band: ZPO. Ss 7041048. GVG. Anhang. 
Sachregiſter. VIII, S. 805—1439. 15 RM. 


Die neue Auflage bringt die ZPO. und den zugehörigen 
Teil des GBG. in der ab 1. Januar 1935 geltenden Faſſung. 
Die Rechtſprechung iſt bis in die neueſte Zeit berüdfichtigt. 
Veraltete Entſcheidungen und ſolche, die von weniger grund- 
ſätzlicher Bedeutung ſind, ſind ausgeſchieden, dagegen ſind auch 
nicht veröffentlichte Reichsgerichtsentſcheidungen aufgenommen 
worden. Die neuen Beſtimmungen der Novelle vom 27. Oktober 
1933 und das Zwangsvollſtreckungs⸗Notrecht, ſoweit es die 
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Mobiliarvollſtreckung betrifft, insbeſondere die Beſtimmungen 
der Verordnung vom 26. Mai 1933 und des Geſetzes vom 
24. Oktober 1934, ſowie die Vorſchriften des neuen Geſetzes 
zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungs⸗ 
möglichkeiten vom 13. Dezember 1934 ſind erläutert. 

In der neuen weſentlich verbeſſerten Auflage wird die be⸗ 
kannte Handausgabe ihren alten Nang als zuverläſſiges Er- 
läuterungsbuch neu befeſtigen und zu den alten Freunden viele 
neue hinzuerwerben. n 


Die Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangsverwaltungspraxis. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. jur. Wilhelm Ruhl und 
Juſtizinſpektor Adolf Schild in Kaſſel. Zweite Auflage. 
Preis 12 RM. Carl Heymanns Verlag, Berlin WE. 

Die zweite Auflage des bekannten Werkes, das ſich vor allem 
in den Kreiſen, die in der Praxis mit dieſem Gebiet in Be⸗ 
rührung kommen, ſo ſchnell durchgeſetzt hat, entſpricht jetzt in 
jeder Weiſe dem neuſten Stand der Geſetzgebung. Ein großer 

Teil der älteren Literatur konnte, fojern fie überholt war und 

der heutigen Rechtsanſchauung nicht mehr entſprach, aus⸗ 

geſchaltet werden. Ihre beſondere Aufmerkſamkeit widmeten 
die Autoren der wirtſchaftlichen Seite, den Roften-, Stempel⸗ 
und Steuerfragen (Grunderwerbſteuer), um auch hier dem Leſer 
wichtiges Material zur Erleichterung ſeiner Arbeit zu geben. 

Das Buch dient mit ſeinen vielen Muſtern und zahlreichen 

Beiſpielen, die vom Antrag oder von der Anmeldung an über 

die richterliche Entſcheidung und die Behandlung in den ge- 

ringſten Geboten, Teilungsplänen und Protokollen bis zur 

Koſten-, Stempel- und Steuerregelung führen, in erſter Linie 

dem Praktiker. e 


Die Arbeitszeitordnung in der Faſſung vom 26. Juli 1934 
unter Berückſichtigung der Durchführungsbeſtimmungen 
und zugehörigen Geſetze und Verordnungen. Erläutert 
von Dr. Gerhard Erdmann und Rechtsanwalt Dr. 
Hermann Meißinger. 5. Auflage. 1934. Otto Els⸗ 
ners Verlagsgeſellſchaft m. b. H. 

Die neue Arbeitszeitordnung iſt der erſte Schritt zu einem 
neuen deutſchen Arbeitsſchutzrecht und verdient daher ſtärkſte 
Beachtung. In ihr iſt nämlich nicht nur das eigentliche Arbeits⸗ 
zeitrecht im engeren Rahmen, ſondern auch das bisher in 
verſchiedenen Geſetzen enthalten geweſene Arbeitsſchutzrecht 
enthalten, jo daß das in der Arbeitszeitordnung geſetzlich nie- 
dergelegte arbeitsrechtliche Material ein ganzes Werk zu füllen 
in der Lage iſt. Eine erſchöpfende Behandlung dieſer neuen 
laden Regelung haben die Verfaſſer, die als arbeitsrecht ⸗ 
iche Praktiker ſeit Jahren weit bekannt ſind, mit gutem 
Erfolge vorgenommen; ſie haben damit der Praxis der Be⸗ 
triebe einen ebenſolchen Dienſt wie den mit Arbeitsrechts und 
Arbeitsſchutzrechtsfragen befaßten Behörden, Stellen und 
Organen erwieſen. Das Werk von Erdmann⸗Meißinger, das 
9110 wichtige Fragen des Arbeitsvertragsrechts behandelt und 
die Rechtſprechung des Neichsarbeitägefeges wertend verwen⸗ 
det, ſtellt ein überſichtliches und handliches Hilfsmittel für die 
Praxis dar, in der es auch ſehr bald großen Anklang gefun- 
den hat. A. u. LER. Dr. Willy Franke, Berlin. 


Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in der am 1. April 
1935 geltenden Faſſung. Von Dr. Reinhard Neubert, 
Rechtsanwalt und Notar, Präſident der Reichs- Rechts⸗ 
anwaltskammer. Taſchenformat. Verlag Walter de 
Gruyter & Co., Berlin. 2,80 RM. 

Durch die am 1. April in Kraft getretene neue Faſſung 
wurde die Rechtsanwaltsordnung an vielen Stellen geändert 
und überall dem Geiſt der neuen Zeit angepaßt. Die Ande⸗ 
rungen ſind ſo einſchneidend und umgeſtaltend, daß für die 
Bedürfniſſe der Praxis eine ausführliche Erläuterung erforder⸗ 
lich erſcheint. Dieſe wird mit dem vorliegenden, von dem Prä⸗ 
ſidenten der Reichs- Rechtsanwaltskammer bearbeiteten, für den 
täglichen Gebrauch beſtimmten Erläuterungsbuch gegeben. 

* * 


Das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 nebſt Durchführungs⸗ 
verordnung. Gemeinverſtändlich erläutert von Dr. jur. 
Guſtav Aßmann, Rechts mwalt und Notar. Carl 
Heymanns Verlag, Berlin 1935. Preis geb. 7 RM. 

Das neue deutſche Recht reiht den Theaterveranſtalter in 
folgerichtiger Durchführung nationalſozialiſtiſcher Verantwor⸗ 
tungs- und Kulturprinzipien in den Kreis derjenigen Kultur⸗ 
ſchaffenden ein, die eine beſondere Berufsverantwortung und 

Berufsaufgabe gegenüber der Volksgemeinſchaft zu erfüllen 

haben. Die ſich daraus ergebenden rechtlichen Folgen ſind in 
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dem Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 niedergelegt, das ſich auf 
das Verhältnis zwiſchen dem Staat als Volksgemeinſchaft und 
den Theaterveranſtaltern und deren oberſten Mitarbeitern be- 
zieht. Dieſes Geſetz enthält nur 10 Paragraphen, die dazu 
erlaſſene Durchführungsverordnung 16 Paragraphen. Dieſe 
wenigen, aber inhaltreichen Beſtimmungen, die das neue 
deutſche Theaterrecht enthalten, in allgemein verſtändlicher und 
intereſſanter Weiſe erläutert zu haben, iſt das Verdienſt des 
bekannten Theaterrechtlers Aßmann, der als Geſchäftsſührer 
und Mitglied des Präſidialrats der Reichstheaterkammer über 
beſonders gute praktiſche Erfahrungen gerade auf dieſem Gebiet 
verfügt. Die Berückſichtigung der wichtigen Beſtimmungen des 
Kulturkammergeſetzes und der für die Praxis beſonders be- 
deutſamen Anordnungen des Präſidenten der Reichstheater⸗ 
kammer machen das Buch zu einem wertvollen Hilfsmittel für 
die Praxis in Theaterfragen. 
A. u. LER. Dr. Willy Franke, Berlin. 


Das Einkommenſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 einſchließlich 
der ergangenen Durchführungsverordnungen und Verwal- 
tungserlaſſe, von Dr. Karl Wieneke, Regierungsrat 
beim Landesfinanzamt Brandenburg. Carl Heymanns 
Verlag in Berlin 1935. Preis geb. 10 RM. 

Der Zweck dieſer Handausgabe ſoll ſein, bereits für die 
gegenwärtige Veranlagung die Neuerungen des Geſetzes vom 
16. Oktober 1934 im Zuſammenhang mit dem, was aus dem 
bisherigen Geſetz übernommen iſt, zu erläutern unter Berüd- 
fihtigung der noch anwendbar erſcheinenden Rechtſprechung des 
Reichs inanzhofes ſowie der zum neuen Geſetz ergangenen 
Durchführungsverordnungen und Verwaltungserlaſſe. Diefes 
Ziel hat der Kommentar mit feiner in aller Knappheit dar- 
gebotenen Fülle erreicht. Der für ſpäter in Ausſicht genom- 
menen Neuausgabe des Kuhn'ſchen Einkommenſteuerkommen ; 
tars ſoll es vorbehalten bleiben, auf die wirtſchaftliche Trag ⸗· 
weite der getroffenen Neuerungen und auf alle in rechtlicher 
Hinſicht auftauchenden Zweifelsfragen einzugehen. 

Landgerichtsrat Dr. Schuſter. 


Dr. Heinrich Müller, Bad Homburg v. d. H.: Die 
Begünſtigtenbezeichnung bei der Lebensverſicherung als 
Verfügungsgeſchäſt. Offenbach a. M. 1934. Verlag Th. 
Scheurle. Preis 3 RM. 

Wenn ſeitens der Wirtſchaft behauptet wird, daß Teile 
unſerer Geſetzgebung, Rechtslehre und Rechtſprechung mit den 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten nicht in Einklang ſtehen, fo 
hat dieſe Auffaſſung ihre beſondere Berechtigung bei einer 
Betrachtung der Auslegung, die heute das Inſtitut des Ver⸗ 
trages zugunſten eines Dritten in der herrſchenden Meinung 
findet. Es ift geradezu ein Verdienſt des Verfaſſers, hier 
einmal den Finger auf die Wunde gelegt zu haben. Daß der 
Vertrag zugunſten Dritter ſeine Bedeutung völlig verändert 
hat, daß er fich insbeſondere von feinen nur ſozialen Ten- 
denzen losgelöſt hat und zu einem außerordentlich wichtigen 
Träger wirtſchaftlicher Vermögensverſchiebungen geworden iſt, 
iſt unverkennbar. Dies gilt in hervorragendem Maße für eine 
Abart des Vertrages zugunſten Dritter, für die Lebensverfiche- 
rung mit Bezeichnung des Begünftigten. Es iſt kein Geheim ⸗ 
nis, daß dieſe Verträge als Erſatz für eine Reihe anderer 
wirtſchaftlicher Sicherungseinrichtungen, z. B. an Stelle von 
Hypothekeneintragungen, Bürgſchaften, Kautionen al, im 
ende fee ugenblid beſonders für Geſchäfte, die Uus- 
änder in Deutſchland tätigen, bzw. für die ſie ihr Geld zur 
Verfügung ſtellen, Verwendung finden. 

Wenn wir demgegenüber die Konſtruktionen betrachten, die 
von der herrſchenden Meinung, insbeſondere von Hellwig und 
Regelsberger, für den Erwerb des Rechtes und den Erwerb des 
Vermögens gefunden wurden, dann kann man mit dem Ver 
faſſer nur fagen, daß dieſe Konſtruktionen heute unbrauchbar 
find, weil fie, juriſtiſch kaum begreiflich, wirtſchaftlich zu un · 
haltbaren Ergebniſſen führen. Ihre beſonderen Auswirkungen 
finden dieſe Konſtruktionen bei der Frage der Gläubigeranfech⸗ 
tung in der Lebensverſicherung, Auswirkungen, die noch rein 
unter dem Verſorgungsgedanken ſtehen und die unentbehrlichen 
Aufgaben, die die Lebensverſicherung auf dem Gebiete des 
Kredit- und Kapitalmarktes zu erfüllen hat, völlig außer acht 
laſſen. Wir erheben mit dem Verfaſſer die Forderung, eine 
klare Abgrenzung zwiſchen der reinen Verſorgungsverſicherung 
und der Lebensverſicherung mit anderen Zweckbeſtimmungen 
geſetzlich feſtzulegen. Es erſcheint uns eine dankbare Ausgabe 
für die Akademie für Deutſches Recht, insbeſondere für den 
Ausſchuß für Verſicherungsweſen, dieſe Fragen unter Heran- 
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ziehung der ſehr beachtlichen Ausführungen des Verfaſſers 
einer Klärung und neuen Regelung zuzuführen. 
Dr. Hummel. 


Der große Brockhaus, Band 20, Wam bis 3. Verlag F. A. 
Brockhaus, Leipzig. 

Mit dem 20. Band iſt nunmehr die neueſte Auflage des 
größten deutſchen, volkstümlichen Nachſchlagewerkes hergeſtellt. 
Brockhaus iſt ſeit 125 Jahren ein Lebensbuch aller Deutſchen 
geworden, die den vollen geiſtigen, wiſſenſchaftlichen und praf- 
tiſchen Zuſammenhang mit dem geſamten Leben in der Ver⸗ 
gangenheit und Gegenwart beſitzen wollen. ae 


Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtſchaft. BGB. 
Familienrecht. Von Oberlandesgerichtsrat i. R. Scha ef⸗ 
fer und Oberlandesgerichtsrat Dr. Wiefels. 57.—59. 
Auflage. Schaeffer-Verlag, Leipzig 1935. 3,25 RM. 

Die neue Auflage hat durch die beſondere Hervorhebung der 
ee Fragen noch an Aberſichtlichkeit gewonnen. Sie 
erüdfichtigt die Geſetzgebung und die Rechtſprechung bis in 
die neueſte Zeit, jedoch iſt die Rechtſprechungsbeilage der 

DR3. noch nicht beachtet worden. Der Grundriß iſt für jeden, 

der das Recht der deutſchen Familie kennenlernen will, deshalb 

ein beſonders wertvoller Führer, weil er unter Hervorhebung 
der weltanſchaulichen Grundlagen eine Einführung in die 
nationalſozialiſtiſche Rechtspolitik auf dem Gebiete des Fa⸗ 
milienrechts gibt (Bedeutung der Ehe nach nationalſozia⸗ 
liſtiſcher len rechtspolitiſche Forderungen auf dem 

Gebiet der Ehehinderniſſe, des Eheſcheidungsrechts, des ehe ⸗ 

lichen Güterrechts und der Anterhaltspflicht, Vorarbeiten für 

die Reform des Anehelichenrechts). Ebenſo wie ſchon in den 
früheren Auflagen werden auch jetzt wieder die Beſtimmungen 
über die religiöfe Kindererziehung und die Schutzaufſicht und 

Fürſorgeerziehung mit behandelt. 

Landgerichtsrat Dr. Eichhorn, Berlin. 


Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtſchaft. 5. Band: 
Bürgerliches Recht, Erbrecht mit Grundzügen des Reichs ⸗ 
erbhofrechts von C. Schaeffer, Oberlandesgerichts 
rat i. R. in Düſſeldorf, und Dr. J. Wieſels, Ober- 
landesgerichtsrat in Düſſeldorf. 

Gegenüber den früheren Auflagen hat dieſer Band eine we⸗ 
ſentliche Anderung und Erweiterung erfahren. Einmal find 
die Grundzüge des Neichserbhofrechts dargeſtellt, zum anderen 
die Reformziele umriſſen, die das 92 Erbrecht betreffen. 
Der Grundriß bietet die gleichen Vorzüge wie die übrigen 
Schaeffer⸗Bände. Nach meinem 11 hätten nur die 
Grundzüge des Erbhofrechts — auch als Grundzüge — einen 
breiteren Raum einnehmen müſſen. Es beſteht ſo die Gefahr, 
daß ſich Rechtsſtudierende oder andere Intereſſierte mit dieſer 
Aberſicht begnügen, und es ſei deshalb darauf hingewieſen, 
daß, wer dieſes Buch durchgearbeitet hat, nun vor allem zu 
einer Sonderdarſtellung des Erbhofrechts greifen muß, um die 
erlangten Grunderkenntniſſe zu vertiefen und zu verbreitern. 
Wie aus der Ankündigung zu erſehen iſt, erſcheint demnächſt 
auch ein Schaeffer-Band „Das Recht des Bauern“, der ſicher 
dieſe Aufgabe voll erfüllen wird. Auch das Heft 5a (40 Fälle 
zum Reichserbhofrecht) bringt eine erfreuliche Ergänzung. 

Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kaſſel. 


Schaeffers Nechtsfälle. Band 5a: Reichserbhofrecht. 40 Fälle 
mit Löſungen. Von Oberlandes. und Erbhofgerichtsrat 
Dr. Wöhrmann. 1.—3. Auflage. Im Schaeffer⸗Ver⸗ 
lag, Leipzig 1935. 1,80 RM. 

Die allgemein beliebte Schaeffer⸗Sammlung hat durch dieſe 
Neuerſcheinung eine recht begrüßenswerte Bereicherung erfah⸗ 
ren. Alle Fälle ſind mit großem Geſchick ſo ausgewählt worden, 
daß fie einen beſonders hohen Lehrwert haben, und zwar ein ⸗ 
mal dadurch, daß ihre Löſung die Grundgedanken und Grund- 
fragen des neuen Rechts beſonders klar vor Augen führt (z. B. 
Entſtehung des Erbhofes, Deutſchblütigkeit, Abmeierung, 
Rechtskraftwirkung der Beſchlüſſe des Anerbengerichts), und 
weiter dadurch, daß bei der Löſung zugleich noch auf andere 
Geſetze, insbeſondere auf das Sachen., Familien- und Erbrecht 
eingegangen werden muß. Die Löſungen, die die Literatur 
und Rechtſprechung eingehend berückſichtigen, ſind folgerichtig 
und überſichtlich aufgebaut; durch Verwendung ſtärkeren 
Druckes werden die wichtigen Punkte ſo hervorgehoben, daß 
fie ſich gut einprägen. Dieſer neue Schaeffer - Band wird ber 
ſonders für diejenigen Juriſten, die ſich in die Materie ein · 
arbeiten wollen, ohne bisher in der Praxis Gelegenheit zur 
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Anwendung des Erbhofrechtes gehabt zu haben, ein unentbehr- 
licher Führer ſein. 
Landgerichtsrat Dr. Eichhorn, Berlin. 
Schaeffers Grundriß des Rechts und der Wirtſchaft. 7. Band, 
Teil 1 a und 1 b, Handelsrecht. 1. Buch: Vom Handels- 
ſtand. 2. Buch: Handelsrechtliche Geſellſchaften. Von C. 
Schaeffer, Oberlandesgerichtsrat i. R. in Düſſeldorf, 
und Dr. von Hinüber, Oberlandesgerichtsrat in 
Düſſeldorf. 

Der bisherige Band 7, der dieſen Teil des Handelsrechts 
einheitlich darſtellte, iſt nunmehr in 2 Bände zerlegt. Band 7 
Teil 1 a enthält das Recht des Kaufmanns und feiner Hilfs- 
perſonen; Band 7 Teil 1b das Geſellſchaftsrecht mit den 
neueſten geſetzlichen Anderungen. 

Darüber hinaus machen beide Bände mit den wichtigſten 
Reformvorſchlägen der behandelten Gebiete vertraut. 

Beiden Bänden iſt die klare, auf das Weſentliche beſchränkte 
und doch an ſich verſtändliche Syſtematik der Schaeffer Bände 
eigen. Wer dieſen Grundriß des Handelsrechts mit Verftänd- 
nis und unter gleichzeitiger gründlicher Durcharbeitung der 
Geſetzesſtellen, die als Grundlage und Ergänzung unbedingt 
notwendig iſt, benutzt, wird ſich auf dieſe Weiſe gediegene und 
ſichere handelsrechtliche Kenntniſſe aneignen können. 

Auf die Reformgedanken im Band 1 a Seite 10, 30, 33, 41, 
47 und im Band 1 b Seite 27 und Seite 68 ſei beſonders ver · 
wieſen. Landgerichtsrat Dr. Keßler, Kaſſel. 


Die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935. Kom- 
mentar von Dr. Friedrich Karl Sur En, Min. ⸗Direk⸗ 
tor, und Dr. Wilhelm Loſchelder, OR.-Rat. Carl 
Heymanns Verlag. 1935. Textausgabe mit der amtlichen 
Begründung und mit einführendem Vorwort. 

Die Verfaſſer der Textausgabe, beſtehend aus Geſetzestext, 
amtlicher Begründung, Vorwort und Sachregiſter, ſowie des 
Kommentars, der außer dem Inhalt der Textausgabe die 
kommentariſchen Außerungen zu den einzelnen Beſtimmungen 
der Gemeindeordnung enthält, waren maßgeblich an den Vor⸗ 
arbeiten der Preußiſchen Gemeindeordnung vom 15. De- 
zember 1933 und der Deutſchen Gemeindeordnung vom 30. Ja⸗ 
nuar 1935 beteiligt. Dies gibt den beiden Ausgaben einen be- 
ſonderen Wert. Da außerdem die Ausführungen klar und 
verſtändlich find und der praktiſche Gebrauch durch ein gut zu⸗ 
ſammengeſtelltes Stichwortverzeichnis erleichtert wird, iſt dem 
Werk weiteſte Verbreitung zu wünſchen. 

Senatspräſ. am Preuß. OVG. Dr. Bach. 


„Zivilprozeßordnung.“ 2. Nachtrag zur 12., völlig neubear- 
beiteten Auflage. Von Seuffert Walsmann. 
Geſamtpreis 48 RM. Preis des Nachtrages 1 RM. 

Das Erläuterungsbuch, das ſeit Januar 1933 vollſtändig 
vorliegt, hat — abgeſehen von der Richtigſtellung einzelner 

Druckfehler — nunmehr die durch die neuen Geſetze erforder⸗ 

liche Ergänzung gefunden. Der Nachtrag bringt zunächſt den 

Text der §8§ 18—19e der VO. über Maßnahmen auf dem Ge- 

biete der Zwangsvollſtreckung in der Faſſung des Geſetzes vom 

24. Oktober 1934 unter Hinzufügung des $ 19d; daran ſchließt 

ſich an das Geſetz vom 13. Dezember 1934 nebſt Erläuterung. 

Weitere Berichtigungen und Ergänzungen bringen das Werk 

auf den Stand vom 1. April 1935. 


* * * 


C. Eingegangene Bücher 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen 
Anſpruch auf Beſprechung; eine Rückſendung kann 
auf keinen Fall erfolgen. 


Der Sachſenſpiegel, Oberkriegsgerichtsrat a. D. G. Roter ⸗ 
mund, Kaſſel. Verlag der Miſſionshandlung, Hermanns⸗ 
e Preis: broſchiert 1,50 RM. 136 Seiten. 

. Auflage. 


Philoſophie der Weltanſchauung. Ein Verſuch philoſophiſcher 
Deutung im Geiſte Fichtes, Paul de Lagardes und Schillers. 
Landgerichtsrat i. R. Raimund Eberhard, Schwerin 
8 m 9275 Hinstorffs Verlag, Roftod 1935. Preis 2 RM. 

eiten. 
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Die Schrift, Jahrgang I, Otto Fanta — Willy Schön ⸗ 
feld. Verlag Rudolf M. Rohrer, Brünn, Prag, Leipzig, 
Wien 1935. Preis 8 RM. 108 Seiten. 


Zur Strafprozeßerneuerung. Alrich Stock. Verlag von 
a Weicher, Leipzig 1935. Preis: geheftet 150 RM. 
eiten. 


Bilanzwahrheit und ſtille Reſerven. H. H. Walb. Deutſches 
Druck- und Verlagshaus GmbH., Mannheim, Berlin, Leip- 
zig 1935. Preis 5,60 RM., broſchiert. 119 Seiten. 


Ständerecht. Sammlung deutſcher Geſetze. Deutſches Drud- 
und Verlagshaus GmbH., Mannheim, Berlin, Leipzig. Zu⸗ 
ſammengeſtellt von Dr. H. Mirbſt, Dr. Karl Küſter. 
1935. Preis 7 RM. 358 Seiten. 


Verfaſſungsrecht, Sammlung deutſcher Geſetze, Dr. G. J. 
Ebers. 1935. Deutſches Druck. und Verlagshaus GmbH., 
Mannheim, Berlin, Leipzig. Preis 6 RM. 334 Seiten. 


Die öffentliche Sparkaſſe. Franz Stadel mayer. 1935. 
121 05 Hans Buske, Leipzig. Preis 5,20 RM., geheftet. 
eiten. 


Volk und Völkerrecht. Beiträge zum öffentlichen Recht der 
Gegenwart. Norbert Gürke. Verlag von J. C. B. 
Mohr, Tübingen 1935. 100 Seiten. 


Der deutſche und der römiſche Nechtsgedanke von Fritz Mar ⸗ 
kull, Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, Hamburg 1935. 90 Sei- 
ten. Preis: kartonniert 2,60 RM. 


Buchführung und Bilanz. Ein Wegweiſer für Juriſten von 
Dipl.-Rim. Klebba. Haude & Spenerſche Buchhandlung 
e Berlin und Leipzig 1935. 147 Seiten. Preis 
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Grundtypenvermiſchung im neuen Recht. Von Dr. jur. Fried- 
rich Schönle. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 1935. 
84 Seiten. Preis 4 RM. 


Umwandlung, Auflöſung und Löſchung von Kapitalgeſellſchaf 
ten. Von Dr. Hans Bergmann. Carl Heymanns Ber. 
lag, Berlin. 1935. 179 Seiten. Preis 6 RM. 


Der Wert des Streitgegenſtandes in bürgerlichen Rechts⸗ 

ſtreitigkeiten. Von Dr. Frz. Berger. J. Schweitzer 

Verlag, München, Berlin, Leipzig. 1935. 103 Seiten. 
Preis broſchiert 2,60 RM. 


Prüfung und Ausbildung der Juriſten im Reich, Dr. 
B. Tilka. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart und 
Berlin. 1,80 RM. 


Die Bedeutung der Exterritorialität der Geſandten für den 
Zivilprozeß, Dr. Rudolf Bobrik. Verlag Konrad Triltſch, 
Würzburg. 4,50 RM. 

2. Nachtrag zu Palandt⸗Nichter, Die Juſtizaus⸗ 
bildungsordnung. Verlag Franz Vahlen, Berlin. 


Die neue Juſtizausbildungsordnung des Reichs nebſt Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen, Nachtrag mit den Richtlinien für das 
Studium der Rechtswiſſenſchaften nebſt Studienplan und 
Semeſterplan. Nach dem Stande vom 1. April 1935. C. H. 
Beckſche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 1935. 


Deutſches Bauernrecht, Textausgabe. C. H. Beck'ſche Verlags. 
buchhandlung. 1,80 RM. 


Vom Weſen der Geſellſchaftlichen Sicherheit. G. Niemeyer. 
Verlag Stilke. 1 RM. 


Die Wertabſchätzung der Obſtbäume, Kemmer ⸗ Rein 
5 855 ne Fugen Almer, Stuttgart-S,, Olgaſtr. 83. 


Die Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs verwaltungsſachen in 
der gerichtlichen Praxis, Prof. Dr. A. Brand u. Dr. J 


Baur. Verlag Julius Springer, Berlin. Preis: 2 RM. 


Sammlung „Hilf dir ſelbſt!“ Nr. 87, 99 und 100: Was muß 
jeder von der Kranken⸗ Anfall? und Invalidenverſicherung 
wiſſen? Die deutſche Gemeindeordnung, Das Neichsjagd⸗ 
geſetz mit ſeinen Nebengeſetzen und Verordnungen, von 
Dieter Merk, Or. jur. Fritz Thiel, Walter Breuer. 
Bonn⸗Verlag W. Stollfuß. Preis je Bd. 1,25 RM. 


